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Weihnachten 1990: Schon 
wieder ein historisches Da· 
turn l Rundherum hat sich 
nämlich der größte Kauf­
rausch der deutschen Ge­
schichte abgespielt. 

Nein, nein: Es waren nicht alleine die 
Ossis, die die Auslagen geplündert ha­
ben. Vor allem die Wessis haben in 
ihrem praktischen Verhalten den Sie­
geszug der postmateriellen Werte über 
die Philosophie des Habens als intel­
lektuelles Gequatsche entlarvt. Die ka­
pitalistische Warenproduktion (die 
wirkliche „Marktwirtschaft") feiert 
nicht nur gegenüber der östlichen Bar­
barei, sondern auch innerhalb des We­
stens neue Siege. Wer unter diesen 
Umständen behauptet, daß der „Kritik 
der Politischen Ökonomie" die Gegen­
stände entschwinden würden, glaubt 
wohl noch immer(oder schon wieder) 
an den Weihnachtsmann ... 

Dennoch: Daß die „Markt­
wirtschaft" die beste aller 
Wirtschaften sei, ist nun auch 
in der Linken zum Allge­
meingut geworden. Wer vor 
diesem Geßler-Hut nicht 
seine Verbeugung gemacht 

hat, wird es schwer haben. Umgekehrt 
kann-insbesondere in der SPD-Linken 
- heutzutage jeder Schwätzer (die 
Schwätzerinnen nicht zu vergessen), 
seine eigene Ahnungslosigkeit in öko­
nomischen und sozialen Fragen mit 
marktwirtschaftlichen Platitüden ka­
schieren und dafür auch noch Anerken­
nung ernten. Und wenn 99% anderer 
Meinung sind, so sollte doch festge­
halten werden: Wer eine ,,Politik aus­
gewählter Wachstumsfelder" (SPD­
Grundsatzprogramm) hier und vor al­
lem im internationalen Maßstab will, 
kann ja wohl nicht ernsthaft für die 
marktwirtschaftliche Ordnung plädie­
ren. 

Merkwürdigerweise ist in 
den letzten Wochen ein Vor­
gang abgelaufen, der kaum 
registriert worden ist: Gleich 
stapelweise sind in vielen 
soz i alde mo krati s c he n 
Parteibüros die Mitgliedsbü­

cher zurückgegeben worden. Ich schät­
ze mal, daß es mehrere Tausend gewe­
sen sein müssen, die gegangen sind. 
Vielfächer Anlaß: Die kaltschnäuzig 
durchgezogene Zwangsabbuchung ei­
nes Sonderbeitrages für die Ost-SPD. 
Nachdem gerade viele ältere Genos­
sinnen und Genossen sich nur mit vie­
len Vorbehalten auf das neumodische 
Kassierungsverfahren eingelassen ha­
ben, war für sie das Maß voll. Nicht nur 
für sie. Was hinter diesem Vorgang 
steht: der angestaute Frust über die 
Politik der Partei, die immer weiter um 
sich greifende Öde des Parteilebens -
eben auch das Gefühl, nicht gefragt und 
nicht gebraucht zu werden. 

Der kommende Parteivorsit­
zende belehrt und beweist 
uns im übrigen, daß man so 
jung ist, wie man sich fühlt! 
Das kann man so oder so 
auslegen - erst recht für die 
Ges am tpartei ( wie fühlt sie 

sich denn?). Auf jeden Fall gibt der 
moderne sozialdemokratische Real­
politiker viel darauf, jung geblieben zu 

sein - wobei das, was ,jung" ist, der 
eigenen Definition überlassen bleibt. 
Diese wiederum richtet sich nach den 
eigenen sozialen Verhältnissen ( das 
Sein bestimmt das Bewußtsein), was 
dann dazu führt, ,)ung-Sein" mit dem 
zu identifizieren, was man gemeinhin 
als „Yuppie" kennzeichnet. Von die­
sen Leuten ist vor kurzem in NRW ein 
Papier erstellt worden, das uns auf den 
folgenden Seiten weiter beschäftigen 
wird. Hier eine erste Kostprobe: 
Bodo Hornbach u.a. sagen, es sei „pro­
blematisch, wenn Leute, die keine 
existentiellen Gefährdungen zu 
befürchten haben, zu heftigen morali­
schen Rigoristen werden oder in ihrer 
Rolle als 'Genossen' anderen Askese 
empfehlen und hohe Lieder auf das 
Arbeiterleben singen." Solche Leute 
sind zwar nur selten anzutreffen, aber 
der Verweis eignet sich trefflich, um 
selber endlich ohne moralischen 
Rigorismus die Sau rauslassen zu kön­
nen. Aber in der Regel kommen sie 
damit nicht weit, weil ihnen die ,,Poli­
tik" doch zu wenig Raum läßt, wie ein 
richtiger„Yuppie"zuagieren.AmEnde 
dieses Weges früherer Linker stehen 
die „Möchtegerns", die gerne als 
Möchtegern-Yuppies noch Möchte­
gern-Linke bleiben möchten und dabei 
- nachdem sie die soziale Frage für sich 
persönlich gelöst haben - in Wirklich­
keit nichts anderes ausleben als ihre 
politisch-biographische midlife-crisis. 
Sie stehen nämlich vor der bedrängen­
den Frage, wozu es sie eigentlich gibt. 
Das weiß ich allerdings auch nicht. 
Dieser Frage sollten wir vielleicht in 
einer der nächsten spws nachgehen. 

„ Wie rasch altem doch die 
Leute in der SPD! Wenn sie 
dreißig sind, sind sie vierzig, 
wenn sie vierzig sin4 sind 
siefanft.ig, wui im Handum­
drehen ist der Realpolitiker 
fertig." 
(Kurt Tucholsky) 
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HORST PETER 

R U N D - U M ERNEUERUNG 
ZUR LAGE DER LINKEN, DER OPPOSITION UND DER PARTEI: 
NACH DEN BUNDESTAGSWAHLEN UND VOR DEM BUNDESPARTEITAG 

Die Wahlniederlage ist eindeutig. Der 
Vorteil der Niederlage liegt in ihrem 
Umfang, denn jeder positive Inter­
pretationsversuch läuft ins Leere. Nie­
mand kann noch ein kleines Sieg-Ele­
ment für sich herbeimogeln. Die 
vorhergehende Niederlage in den 
Volkskammerwahlen versperrt den 
einheitsfreudigeren Sozialdemokraten 
die Zuflucht zu dem Vorwurf, beim 
Kandidaten sei nicht genug Freude auf­
gekommen. Das mangelnde sozial[X)­
litische Profil und damit Wahlabsen­
tismus und Wanderungstendenzen der 
Stammwähler(der „Schmidt"-Wähler) 
ist denjenigen Sozialdemokraten ge­
schuldet, die dem Schmidt'schen kar­
gen Ideal der Finanzierbarkeit und 
Machbarkeit huldigen. 
Zu recht wird festgestellt, daß die Partei 
mit dem Berliner Programm auf der 
Höhe der Zeit ist und die Themen der 
Zukunft ebenso wie die Visionen für 
die Zukunft besetzt hält und formuliert 
hat. Wenn wir für eine Rundumer­
neuerung der Partei plädieren, so heißt 
dies, daß die programmatische Erneue­
rung weitgehend, bis auf einige noch zu 
leistende Zuspitzungen, abgeschlossen­
ist: Der Krieg am Golf ist ein letzter 
Hinwies, wie dringlich ein sozialde­
mokratischer Entwurf für das Modell 
einer Weltinnenpolitik ist, der eine 
Antwort gibt auf die Frage, welche 
Rolle in Zukunft internationale Orga­
nisationen wie die UN zu spielen ha­
ben. 
Die wichtigen zentralen Wegmarken 
sind jetzt die personelle und organisa­
torische Erneuerung. Wir müssen jetzt 
die handwerklichen Voraussetzungen 
für die politische Offensive schaffen, 
damit wir nicht nur die richtigen The­
men, Visionen und Antworten haben, 
sondem das vereinte Deutschland in 
Europa ökologisch, sozial, demo­
kratisch und friedlich gestalten können. 

Horst Peter, MdB, SPD 

Die strategischen Fragen der nächsten 
vier Jahre sind deshalb: 

Wie wird erfolgreich Oppositions­
politik im Parlament gegen eine 
drückend überlegene Regierungs­
koalition organisiert? 
Wird der CDU nochmals ohne eige­
nes Zutun ein Thema zufallen, mit 
dem sie von ihrer sozial, haushalts, 
finanz- und ökologischen Politik der 
verbrannten Erde ablenken, die aus­
einanderstrebenden Segmente ihrer 
Wählerschaft bündeln sowie die al­
tersmäßig auswachsende Wähler­
schaft wettmachen kann? 

Der Sieg des Kohl-Systems in der Bun­
destagswahl war der Sieg des auslau­
fenden Modells des „So tun als ob", 
während die Realität dieser Welt poli­
tisches Handeln erfordert und allein 
das ökologisch-soziale Modell die 
Antwort der Zeit ist. Während Kohl, 
Reagan und Thatcher von der ökono­
mischen Substanz ihrer Gesellschaften 
und der ökologischen Substanz der 
Natur- auf Kosten nachfolgender Poli­
tik und nachfolgender Generationen -
leben und die ökologisch-soziale Inter­
vention dadurch immer drängender 
wird, macht das Ende von Thatcher und 
der Bruch des Versprechens „Keine 
Steuererhöhungen" des Reagan-Nach­
folgers Bush deutlich, daß diese Politik 
gescheitert ist. In diese Koalition legt 
die Stärkung der FDP den Sprengsatz, 
denn die Realisierung seines „Steuer­
blackouts" wird Kohl erschwert. 1%5 
fuhr die morsche Erhard-Regierung 
ebenfalls noch einen Sieg in die Scheu­
ern. Nach einem Jahr war sie zusam­
mengekracht. Auch heute ist die FDP -
mit dem verurteilten Steuerhinterzieher 
Lambsdorff an der Spitze - die klassi­
sche Steuervef\\leigerungspartei. 
Mit dieser Bundestagswahl wurde der 
Einheitsprozeß und das Regierungs­
handeln plebiszitär ratifiziert, wurde 
die Vergangenheit bewertet. Jetzt muß 

Kohl Politik für die Zukunft gestalten. 
Und das heißt an erster Stelle: er muß 
tatsächlich Politik machen. Mit der 
merkwürdigen Dialektik von Be­
schleunigung und Beschwichtigung 
wird sich Kohl nicht mehr lange durch­
schlagen können. Opfer, Täter und 
Gewinner dieser Politik werden sich 
nicht mehr im seligen Einheitstaumel 
zusammenfinden. Deshalb ist auch die 
Frage der Republikaner für Kohl nicht 
erledigt. 
Erinnern wiruns: 1988/1989 galt Kohl 
als erledigt und als Auswechselkandi­
dat. Gerettet wurde Kohl und die Poli­
tik des „So tun als ob" durch die Stim­
mungslage und die Erwartungshaltung 
in den fünf neuen Bundesländern. Ver­
eint haben die 50er und 60er Jahre aus 
Ost und West nochmals die 90er Jahre 
besiegen können; der demokratische 
Impuls des November '89 blieb mino­
ritär gegenüber dem ökonomischen 
Nachholbedarf der ehemaligen DDR­
Bürger. Statt einer Stärkung der Demo­
kratie und einem Mehr an politischer 
Kultur erleben wir die Stärkung des 
hemmungslosen Wachstumswahn­
sinns: eine Mischung aus Stickoxyden 
und stickigem Mief. . , 
Diese Wahl wird es den ExlllÖR,Bür­
gern jedoch nicht erspareri; 'daß die 
Kohl-Regierung die Opfer des Realso­
zialismus nun zu Opfern der sozialen 
Marktwirtschaft werden lassen wird. 
Deshalb ist Klaus Hartung (TAZ) zu­
zustimmen. der als Oskar Lafontaines 
Tragik festhielt, daß Oskar Lafontaine 
zwar nicht auf der Höhe des Au­
genblicks, wohl aber auf der Höhe der 
Zeit, die am 2. Dezember 1990 begon­
nen hat, ist. 
Auf parlamentarischer Ebene wurde 
das Modell des Dreiparteienparlamen­
tes der 60 und 70ger Jahre wieder­
belebt. Ein Parlament ohne Grüne be­
deutet für die SPD Zuwachs an demo­
kratischer und ökologischer Verant­
wortung. 
Das neue Politikverständnis des Berli~ 
ner Programms, der Ansatz für ein 
Bündnis mit den „neuen und alten so­
zialen Bewegungen", gewinnt plötzli­
che Aktualität. Wollen wir die außer­
parlamentarischen Bewegungen und die 



::;äii sibh nichts miteinander 
,.,,<; niCht in eine Notehe zwin­

~PDS eine eigene und neue 
·', 611 verschaffen würde, müs-

' \.ili: dieses Politikverständnis jetzt 
mnentarisch und außerhalb reali­

, sieren. Es geht dabei nicht um Verein­
nahmung und Domestizierung. Hier ist 
politische Sensibilität gefordert, Aber 
nur so kann der demokratische Impuls 
des November 1989 produktiv für die 
Bundesrepublik gesichert werden. Jetzt 
haben die Sozialdemokraten aus den 
fünf neuen Bundesländern gemeinsam 
mit Bündnis '90 die Chance, zur au­
thentischen Vertretung der Interessen 
der Menschen in diesen Ländern zu 
werden, 
Die Alternative der 90er Jahre heißt: 
PolitikverweigerungdesKohl-Systems 
und Reduktion des Parlaments auf ein 
Legitimationssystems für Regierungs­
handeln oder Redemokratisierung und 
Reparlamentarisierung der Politik. 
In der Europapolitik (Stichwort Europa 
'92) steht eine Wiederauflage der 
Staatsvertragsphilosophie, ergänzt 
durch die korporatistische Einbindung 
der Gewerkschaften, auf der Tagesord­
nung. Man beachte die schon erfolgte 
Begründung eines Kurses der Anpas­
sung derGewerkschaften an die Regie­
rungsmehrheit Kohl würde die ,,hi­
storischen Stunden" und die Stunden 
der Exekutive zu einer Ära der Exe­
kutive verbinden. 

Die hohe Zahl der Nichtwähler ist ein 
2.eichen für zunehmende Entfernung 
der Bürger vom politischen System. 
Mit der Angleichung der Wahlbeteili-

gj gungszahlen an amerikanische Ver-
hältnisse wird für die Bundesrepublik :;, 

!t die 213 Gesellschaft parlamentarisiert. 
::c DiesesNichtwahlverhaltenistaberauch 
ti: Resultat der Politikverweigerung und ! der Entpolitisierung des Wahlkampfes 
3i durch den Kanzler und die ,,herrschen-
: den" Medien, die zu schweigenden Me-
§ dien werden. Wenn dies eine „Schick­
-' w salswahl" war, dann ist mehr als 20% 1 der Wähler das Schicksal der parla­
g mentarischen Demokratie und unserer 

. 1;j Gesellschaftbereitsegal.Dagegensteht 
J~ di.enotwendigeaußerparlamentarische 

Ji. ~obilisie. ru ..... n.g in den Lebens - und IJ_, Uberlebensfragen und deren parla-

mentarische Verstärkung und Vertre­
tung. 
Die Menschen in den neuen Ländern 
werden lernen müssen, daß zu einer 
pluralistischen Gesellschaft nicht nur 
ein plural zusammengesetztes und ge­
wähltes Parlament zählt, sondern auch 
plurale Interessen, die gegeneinander 
stehen und sich widersprechen, die ver­
treten und durchgesetzt werden müssen. 
Sie werden lernen müssen, daß in­
dividueller und gesellschaftlicher 
Wohlstand nicht aus dem Füllhorn des 
Kanzlers kommt, sondern Resultat po­
litischer und tariflicher Verteilungs­
kämpfe ist Problempunkte für die ge­
sellschaftliche Linke sind, daß als eine 
Folge des Stalinismus für viele der lin­
ke Ausweg aus der gesellschaftlichen 
Krise in Ost und West versperrt ist, und 
daß die Grünen nicht mehr als realitäts­
tüchtige ökologische Kraft gesehen 
werden. Die Grtinen werden vom Pu­
blikum als hilfloser Ökologismus 
wahrgenommen, der einer Belastungs­
probe nicht standhält. Durch das Schei­
tern der Grünen und den Einzug der 
PDS gerät die SPD im Parlament in ein 
strategisches Dilemma: die PDS ist nicht 
koalitionsfähig, der mögliche Koaliti­
onspartner ist verlorengegangen. 
Das Problem des Ausfransens am rech­
ten Rand wareinOben-Unten-Problem 
und des Nicht-mithalten-könnens im 
gesellschaftlichen Modemisierungs­
prozeß. Durch die Einheit werden die 
gesellschaftlichen Krisenfolgen sogar 
potenziert werden. Die neue Bundes­
republik wird ein Land mit drei Nationen 
sein: sozial gespalten im Westen, in 
Oben und Unten und in West und Ost 
Zentrale Bedeutung für die nächsten 
Jahre erhält die Verfassungsdiskussi­
on. Notwendig ist eine Verfassungs­
enquete, weil einerseits ein Verfas­
sungsrat wohl keine Chance haben 
dürfte, andererseits punktuelle und 
übereilte Verfassungsänderungen -
unter dem Diktat venneintlicher Ta­
gesnotwendigkeiten und Bündnis­
versprechungen - abgelehnt werden 
müssen . 
Die SPD-Ergebnisse bedürfen der 
Feinanalyse. Der schon in der Wahl­
nacht als vermeintliche Erfolgsgaran­
tie gepriesene ,,reine" Stammwähler-

wahlkampf hätte nur in einem Teilbe­
reich ein anderes Ergebnis erbracht: die 
Grüne Bundestagsfraktion würde dann 
wahrscheinlich noch existieren. 
Es gibt also keinen Grund, vom Gesell­
schaftsprojekt des Berliner Programms 
Abstriche zu machen. Die prinzipielle 
Alternative zum Kapitalismus des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts ist we­
der eine ,,integrative Legende"' noch 
,,ideologischer Ballast". Zu einer radi­
kalrefomerischen Politik der SPD gibt 
es auf Dauer keine Alternative; deshalb 
sollte man die Denkmäler sozialdemo­
krntischer Wirtschaftspolitik in ihrer 
Zeit und ihren Museen belassen. Die 
deutscheApartheidgesellschaft, Armut, 
Massenarbeitslosigkeit und ungerech­
te Einkommensverteilung sind nicht 
Folge fehlerhafter Politik oder man­
gelnderhandwerklicher Fähigkeiten der 
Regierung; diese Elemente unserer 
Gesellschaft sind gewollt, sie sind Ele­
mente der herrschenden Produktions­
verhältnisse: Diese Politik ist Klassen­
politik. Nur wenn man sich dieser Er­
kenntnis versperrt, verfällt man auf 
andere Ursachen wie auf die unterstell­
te fehlende Kompetenz. Die Krisen­
haftigkeit des Kapitalismus und deren 
Begleiterscheinungen sind weder 
überwunden noch überwindbar. We­
dermüssenSozialdemokratendielängst 
antiquierte Fragestellung ,,Marktwirt­
schaft ja oder nein?" bekenntnishaft 
beantworten noch der Erhardschen 
Kampfformel von der sozialen Markt­
wirtschaft nachträglich die Honneurs 
erweisen. Gerade ein aufgeklärtes, d.h. 
entideologisiertes Verhältnis zur 
„Marktwirtschaft" bedeutet, daß 
marktfönnige Koordination zwar in 
vielen Bereichen zum Erfolg führt, aber 
in wesentlichen Punkten versagt, wo­
bei die Kosten des Erfolgs und des 
Mißerfolgs erheblich sind. 
Es hieße, die kapitalistische Realität zu 
verkennen, wollte man den fortge­
schrittenen Kapitalismus in Mitteleu­
ropa für eine fortschrittliche Gesell­
schaft mit sozialdemokratischer 
Grundprägung halten. Deutlich wird 
dies bei der Aufgabe, soziale Gerech­
tigkeit und eine gesunde Umwelt für 
alle sowie den ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Ausgleich mit der 

KOMMENTAR 

3. Welt - in Osteuropa, Asien, Afrika 
und Amerika - zu erreichen. Denn dies 
kann nicht über Wirtschaftswachstum, 
das sogar schädlich sein kann, sondern 
nur durch Umverteilung und ökologi­
sche Gestaltung der Ökonomie der Me­
tropolen erreicht werden kann. 
Endgültig verabschiedet werden muß 
das traditionelle sozialdemokratische 
Politikkonzept der nachträglichen so­
zialen Abfederung gesellschaftlicher 
Modernisierungsprozesse. Gegenüber 
den ökologischen Folgen einer auf 
Wachstum setzenden Politik ist eine 
Abfederung ex post immer weniger 
tragfähig. 
Überwunden werden muß, neben dem 

Widerstand gegen eine radikalrefor­
merischePolitik,dieGlaubwürdigkeits­
lücke der Partei. Berliner Programm 
und Regierungsprogramm Fortschritt 
90 sind in Ländern und Kommunen zu 
realisieren, in denen Sozialdemokraten 
Verantwortung tragen. Das Projekt des 
Berliner Programm muß als machtpo­
litische Alternative zum Konservatis­
mus sichtbar gemacht werden. Das muß 
der Inhalt der über Länder und Kom­
munen angestrebten Rekonstruktion der 
SPD sein. Dabei ist die Demokratisie­
rung der innerparteilichen Willensbil­
dung der notwendige Flankenschutz 
für Programmglaubwürdigkeit und 
Rekonstruktion der Partei, denn nur so 
kann der sozialdemokratische Spagat 
zwischen Beschlußlage und Praxis 
überwunden werden. Bisher wird mit 
dem Eigenleben von Vorständen und 
Mandatsträgem alltäglich die Be­
schlußlage konterkariert, unterlaufen 
und gekippt. So nimmt die Glaubwür­
digkeit der Partei Schaden. 
Ein integraler Bestandteil dieses The­
mas ist die Gestaltung der Zivilgesell­
schaft, das gesellschaftliche Projekt der 
Bürgerbewegungen in Osteuropa, auch 
in Westeuropa. Wer der Zeit,;;,ouverä­
nität der Arbeitnehmer im Betrieb das 
Wort redet, muß auch sagen: Ausbau 
der wirtschaftlichen Demokratie und 
plebiszitäre Elemente der Willensbil­

dung in der Gesellschaft. 
Eine wesentliche Kritik an der Wahl­
kampagne '90 lautet: Die Partei habe 
die Politik der gesellschaftlichen Alter­
native nicht erkennbar mit ernsthaftem 

Durchsetzungswillen verbunden. Jür­
gen Seifert hält der Opposition vor, sie 
selbst habe ihre „W ahlniederlage durch 
Demotivierung der eigenen Wähler'' 
herbeigeführt und zu verantworten. 
Richtig ist, daß Politik nicht nur Inhalt, 

sondern auch Technik ist Der Inhalt 
der Partei muß deshalb in die richtige 
Fonn gegossen werden, damit Technik 
und Inhalt der Partei auf der Höhe der 
2.eit sind. Das Ziel muß die moderne 
Massenpartei sein, mit demokratischer 
und nach außen geöffneter Willensbil­
dung, wissenschaftlicher Beratung in 
Planung und Umsetzung und profes­
sionellem Management. Wie notwen­
dig wissenschaftliche Beratung ist, zeigt 
die Dominanz der Regierungsagentu­
ren in Presse und Wählerforschung bei 
der Interpretation des Wahlergebnis­
ses: Damit wurde die Bundestagswahl 
ein zweites Ma1 verloren. Inzwischen 
wurden Diskussionspapiere aus NRW, 
von Uli Maurer und Gerd Walter und 
von Susi Möbbeck vorgelegt, die in den 
organisationspo1itischen Konsequen­
zen auf den ersten Blick deckungs­
gleich zu sein scheinen. Übetwunden 
werden soll die Unübersichtlichkeit der 
SPD-Politik, in der die Kritik der Re­
gierungspolitik und die Entwicklung 
dersozialdemokratischenAltemativen 
im Gestriipp von Dienstwegen, Zu­
ständigkeiten, Gegen - und Mitzeich­
nungen nicht mehr spürbar und greif­
bar werden. Verabschiedet werden soll 
die administrierte Opposition, die als 
verhindertes Kabinett in der Spiegel­
gleichheit verharrt, die Regierungspo­
litik kommentiert und damit von den 
Regierungsvorlagen abhängt. Eine nur 
von Reaktion bestimmte Oppositions­
politik überläßt der Regierung die Be­
stimmung von Themen und Zeitpunkt. 

1 
Die organisations­
politische Reform der 
SPD muß vertikal und 
horizontaJ ansetzen 

Der horizontale Aspekt umfaßt die po­
litische Organisation der Konfrontati­
on mit der Regierung und damit eine 
klare Aufgabenteilung und-zuweisung 
zwischen Partei und Bundestagsfrakti­
on: einerseits die Antworten der SPD 

auf Regierungshandeln in der Tages­
politik, andererseits die Offensive in 
den strategischen Politikfeldern, mit 
denen wir die Auseinandersetzung be­
stimmen und gewinnen wollen. 
Die unabdingbare Voraussetzung für 
die strategische Offensive ist die Wie­
dergewinnung der Kampagnefahigkeit 
der Partei und diese ist abhängig vom 
Gelingen der vertikalen Parteireform. 
Vordringlich ist die Prüfung und dann 
wahrscheinlich die Lichtung des orga­
nisatorischen Geflechts der Partei, von 
Landesverbänden, Bezirken, Un­
terbezirken und Ortsvereinen. Mit 
welchen Gliederungen macht die SPD 
wirklich noch Politik? Was die 
Landesvorsitzenden und NRW noch 
moderat ausdtücken, fonnuliert Möb­
beck wesentlich drastischer: die Partei 
arbeitet mit patemalistischen Struktu­
ren eines Kaninchenzüchtervereins, zu 
überlegen sei, ob nicht die überkom­
mene Territorialstruktur zugunsten 
zielgruppen - und themenspezifischer 
Projekte aufgebrochen werden muß. 
NRW greift die Forderung auf, die U n­
tergliederungen auch der Mitarbeit von 
Nichtmitgliedern zu öffuen: der Kas­
seler Ortsverein Wehlheidegj"'l den 
Nichtmitgliedern in sein~J!~tteil 
schon Antragsrecht einge~.! 
Die Partei muß sich als Mitgliederorga­
nisation auf eine aktive Rolle- in der 
gesellschaftlichen Auseinandersetzung 
konzentrieren. Funktionäre und Mit­
glieder müssen sich wieder auf das 
Wesentliche konzentrieren zu können. 
Sie dürfen nicht mehr in der Bewälti­
gung des organisationsformalenAlltags 

ertrinken. 
Die Trassierung des neuen Wegs wird 
fortgesetzt. Wir beginnen damit in 
Ländern und Kommunen. Die SPD hat 
die problemadäquate und-offene Politik 
für die nächsten Jahre formuliert, gehen 
wir jetzt offen und problembewußt mit 
den Problemen der Durchsetzung um. 

..... 
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ULRICH BRIEFS 

HERAUSFORDERUNGEN .. 
FUR DIE LINKE - UND DIE PDS? 
DIE DEUTSCHE LINKE ZU BEGINN 
DES JAHRES „ 1 " 

Der prosperierende Westen Deutsch­
lands legt sich einen kolonialen Hinter­
hof im Osten zu, mit bisher nicht ge­
kannter Massenarbeitslosigkeit, mit 
Verarmung weiter Teile der Bevölke­
rung, mit einer auf lange Zeit völlig 
unzureichenden Infrastruktur, mit ver­
lassenen, zerstörten Prcxluktionsbetrie­
ben, mit einer zutiefst verunsicherten, 
deklassierten Bevölkerung, mit einer 
besonders stark verelendenden frohe­
ren Führungsschicht und mit ebenso 
wenig lösbaren ökologischen Proble­
men wie im Westen. 

Aber auch im Westen läuft die Wachs­
tumsphase der 80er Jahre aus. Die 
Zahlen der Sozialhilfeempfänger, Ob­
dac hlosen und sonstigen Armen 
wachsen auf neue Rekordhöhen. Die 
ökologische Krisenentwicklung, 
verbunden mit der weiteren Eskalation 
des Verkehrs und mit der weiteren High­
Technisierungder [ndustrieproduktion, 
gepaart mit einem Verbraucherverhal­
ten wie bishei, spitzt sich weiter zu. 

Umso gefährlicher wird zugleich das 
politische Gemisch, da,; aus diesen ob­
jektiven und tiefgreifenden Verände­
rungen der Situation in der Mitte Euro­
pas entstehen kann: die Sucht nach 
deutscher Hegemonie in Europa - bei 
nicht wenigen: in der Welt-, vor dem 
Hintergrund des wachsenden Drucks 
der hochkonzentrierten, internatio­
nalisierten deutschen Konzerne mit 
ihren hochmodernen Produktionsap­
paraten und ihren gewaltigen 
vagabundierenden Kapitalien nach 
außen, auf die Weltmärkte, aber auch 
nach innen, auf die Beschäftigten, die 
Gewerkschaften, die Gesellschaft ins­
gesamt; schließlich das Bewußtsein, 
nunmehr „Schluß machen zu können" 
mit dem Kommunismus, mit dem 
2. Weltkrieg und der Vergangenheit, -
alles das kann zu einem explosiven 
neoautoritären, imperialistischen Ge­
sellschafts- und Staatsgebilde deutscher 
Nation führen. 

~--lfuich Briefs, MdB, PDS 

Hinzu kommt, daß für die rechten Kräf­
te in diesem Deutschland nunmehr auch 
die Chance besteht, mit dem Erbe von 
,,68", mit den sozialen Bewegungen, 
z.B. mit der Frauenbewegung, mit dem 
offenen und latenten Widerstand, mit 
den Störpotentialen und der Unbotmä­
ßigkeit von Gruppen am Rande der 

Gesellschaft aufzuräumen. Hierin liegt 
womöglich die größte und verhäng­
nisvollste Bedeutung des selbstver­
schuldeten Niedergangs der Grünen: er 
signalisiert die Schwäche und den 
Zusammenbruch eines Großteils der 
neuen sozialen Bewegungen, und er 
lädt geradezu dazu ein, nunmehr 
durchzugreifen. Die Rechte, eine neue 
Rechte, die aber sehr wohl heute bereits 
an großdeutsche Traditionen Anzu­
knüpfen beginnt, triumphiert: verhal­
ten noch, aber doch deutlich. 

Ihre Stunde, meint sie, sei gekommen, 
ihre historische Stunde, insbesondere 
um den ganzen Sumpf, der sich am 
Rand - aber nicht nur dort - der west­
deutschen Gesellschaft entwickelt hat, 
trocken zu legen: die störende Buntheit 
und Vielfalt, die phantasievolle 
bewegungsgeprägte Szenerie im Lan­
de, um an ihre Stelle eine durch­
rationalisierte, High-tech-geprägte, 
weltmarktorientierte, von den west­
deutschen Konzernen gestaltete und 
beherrschteKonkurrenzgesellschaftzu 
setzen, die „deutsche Werte" wieder in 
der Welt zur Geltung bringt. 

Der notwendige mehrfache 
Spagat der Linken 

Und eben deshalb braucht das neue 
Deutschland eine starke antinationali­
stische und sozialistische Linke, die 
allerdings vor der Aufgabe eines 
mehrfachen riesigen politischen Spa­
gats steht: sie muß hinreichend einheit­
lich sein, jedoch beruht ihre Kraft als 
Linke auf der Vielfalt und Buntheit 
ihrer Kräfte und Strömungen. Sie muß 
in den formellen und zentralen Struktu­
ren dieserGesellschaft, ihrerÖkonomie, 
der Arbeitswelt und den gesell­
schaftlichen Apparaten intervenieren, 
und sie muß gleichzeitig den weiter­
wachsenden Rand der Gesellschaft in 
sich integrieren und ihm politische 
Wirkung verschaffen. Sie muß inner­
halb dieses Randes die einfach in gro­
ßerZahl sozial deklassierten Menschen 
zu schützen trachten und zugleich den 
Teil des Randes, der produktiv-phanta­
sievoll neue Lebensformen in diesem 

KOMMENTAR 

Rand.dasein entwickelt (Beispiel: Häu­
serbesetzer oder Teile der Alternativ­
betriebe), unterstützen. Sie muß die 
weitergehendeökologischeZerstörung 
bekämpfen und aufhalten und gleich­
zeitig für sinnvolle Arbeitsmöglichkei­
ten eintreten. Sie muß sich um soziale 
Besserstellung der Deklassierten, be­
sonders auch im Osten bemühen, und 
sie muß zugleich die Not und Rechtlo­
sigkeit der „Dritten Welt", auch der 
,,Dritten Welt" in Europa und sogar in 
Deutschland, bekämpfen. Sie muß für 
ein weltoffenes Land, insbesondere für 
ein Land mit offenen Grenzen, eintre­
ten und zugleich Konzepte für ein 
überschaubares, vorallemregional und 
kommunal strukturiertes Gesellschaft­
sleben entwickeln. Sie muß dem alten 
und neuen deutschen Nationalismus 
entgegentreten und zugleich die deut­
sche Erfahrung des Umbruchs linken 
Kräften in anderen Ländern, insbeson­
dere in Westeuropa, vermitteln. 
Sie muß die dringenden, vor allem die 
sozialen Probleme der Mehrheit der 
Bevölkerung aufgreifen und zugleich 
für die Rechte von Minderheiten 
kämpfen. Sie muß staatliche Macht er­
kämpfen, um sie doch wieder abzubau­
en und damit für die wirklich freie 
Entfaltung gesellschaftlicher Kräfte 
Raum schaffen - in einer solidarischen 
und humanen Gesellschaft, ohne De­
klassierung und Ausgrenzung. 

Sie muß schließlich das politische Pro­
jekteineroffenenZukunftsentwicklung 
- sozusagen permissiv-liberal - vor­
anbringen und zugleich, insbesondere 
aus ökologischen Gründen, bestimmte 
Bereiche der Gesellschaft und der 
Ökonomie einschränken, abbauen, auch 
Verhaltensänderungen bewirken; und 
das auch mit Verboten, z.B. wenn zu­
künftige Entwicklungen in derT echnik 
die solidarische und humane Entwick­
lung der Gesellschaft beeinträchtigen. 
Alles das setzt voraus, die kapitalisti­
schen Grundlagen dieser Gesellschaft 
und ihres zentralen Bereichs, der Wirt­
schaft und der Arbeitswelt, infrage zu 
stellen: die Eigentumsformen, die 
stof!lich-produktionsstrukturellen Ge­
gebenheiten, die informationellen und 
rechtlichen Grundlagen. 

Zugleich werden wir auf Jahrzehnte 
unter den Bedingungen des real existie­
renden Kapitalismus politisch arbeiten 
müssen - aber dazu ist der Spagat not­
wendig: die sozialistische Idee von ei­
ner gerechten, freien und humanen Ge­
sellschaft aufrechtzuerhalten und wei­
terzuentwickeln - trotz des vorerst ge­
scheiterten sozialistischen Experiments 
der letzten Jahrzehnte und angesichts 
des fassadenhaften Glanzes und der 
scheinbar unerschütterlichen Funkti­
onsfähigkeit des Kapitalismus. 

Diese Herausforderungen sprechen 
dafür, die Vorste11ung von einer ein­
heitlichen, monolithischen linken Kraft, 
Partei oder Bewegung aufzugeben. 
Vielfalt ist geboten. Dazu gehört ein 
offener solidarischer Dialog aller lin­
ken Kräfte, im parlamentarischen Be­
reich, aber auch z.B. in den Gewerk­
schaften, vor allem auch zwischen der 
linken Sozialdemokratie und den 
Kräften in und um die PDS. Die Grü­
nen haben sich aus diesem Dialog ja 
leider verabschiedet. 

Chancen der PDS 

Ich denke, die Chancen sind nachwie­
vor gut. Die Entwicklung in der und um 
die PDS gibt, bei einem entsprechenden 
weitergehenden Emeuerungsprozeß, 
zum erstenmal in der Nachkriegsge­
schichte die Chance, eine linke Mas­
senpartei in Deutschland zu entwik­
keln. Diese Bedingung für wirl<same 
politische Einflußnahme hat die Linke 
in der BRD noch nie gehabt. Die PDS 
bietet also die Chance für ein Heraus 
aus dem Sektierertum der Linken in der 
BRD. Diese Chance, ironischerweise 
auf den Triimmem des real existieren­
den Sozialismus entstanden, wird nur 
einmal da sein! 

Der notwendige Spagat der PDS be­
steht darin, die Möglichkeiten einer 
( noch) funktionierenden Massenpartei, 
eine positive Erblast der SED, mit 
nachwievor breiter Verankerung in der 
ostdeutschen Gesellschaft, zusam­
menzubringen mit den positiven Mo­
menten von spontaner, dezentraler und 

bewegungsgeprägter Bewegiili'·"{ful .. •• 
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gung kleiner, großenteilsse~h,;i­
Gruppen im Westen erst eine grtj&,,,, 
linke Bewegung gemacht werden! 

Was die Linke nicht voranbringt ist die 
Auflösung der PDS in eine diffuse Be­
wegung. Das Ergebnis wäre vielmehr 
politische Wirkungslosigkeit, Identi­
tätsverlust und Vertrauensverlust in der 
Bevölkerung - nicht zuletzt der Verfall 
der Grünen belegt das. Und die Erfah­
rung bei den Griinen, aber auch die 
Wahlkampfkatastrophe der Linken 
Liste im Westen bei den Bundestags­
wahlen am 2.12.1990, belegen es: 
,,selbstbestimmte" organisatorische 
Schludrigkeit und angebliche Basisde­
mokratie, die in Wirklichkeit Oligarchie 
ist, bringen nicht Durchbruch, sondern 
Einbruch . 

Die Linke darf nicht, wie die Grünen es 
zuletzt - ein Abschied wohl für immer 
- waren, eine politische Kraft sein, in 
der man, um Karl Kraus zu zitieren, 
durch Erfahrung dumm wird. Eine gut 
organisierte, zielgerichtet wirkeµde, 
demokratische Partei und e·. ,. '· 'ifie 

Fugen der Gesellschaft ei 'de 
und sie zersetzende Bewegllllg: · de 
sind unerläßlich. Beide und ein Ültensi­
ver offener Dialog zwischen den ver­
schiedenen Teilen linker Bewegung und 
der linken Partei PDS sind Vorausset­
zung für eine Behauptung der Linken 
insgesamt unter den Bedingungen der 
Zukunft - im Umbruch und nach dem 
Umbruch. 
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' RALF KRÄMER 

OPPORTUNISMUS 
w.:L. .. "~··~····--- .. , •• 

!':: GEGENUBER NEOKONSERVATIVEM ZEITGEIST 
ZUR KRITIK DES NRW-PAPIERS „ZUR MODERNISIERUNG DER SPD" 

,,NRW-SPD will radikale Abkehr von 
veralteten Vorstellungen" - mit sol­
chen und ähnlichen Titeln berichteten 
die Medien Mitte Dezember über ein 
Papier, das eine ,,Arbeitsgruppe Partei­
refonn" desNRW-Landesvorstands zur 
,,Modernisierung der SPD" verfaßt hat. 
Diese Arbeitsgruppe war bereits im 
Frühsommer 1990 eingerichtet wor­
den und wollte sich mit verschiedenen 
für die zukünftige Politik der Partei 
wichtigen Fragen befassen. An ihr nah­
men eine Reihe von Landesvorstands­
mitgliedern, die überwiegend der ,,Par­
teilinken" zugerechnet werden, sowie 
Bodo Hornbach als Landesgeschäfts­
führer der NRW-SPD teil. 
In dem Papier wird zunächst eine kurze 
Analyse des Wahlergebnisses, der Si­
tuation der SPD und deranderenPartei­
en versucht. Dabei wird festgestellt, 
daß Oskar Lafontaine einen Teil des 
potentiellen Wählerhmenspektrumsder 
SPD nicht ansprechen konnte, anderer­
seits wird auf eine Kritik des auf na­
tionalen Konsens ausgerichteten Ver­
haltens der Bundestagsfraktion sowie 
der ,,sozialdemokratischen Senioreni­
nitiative für Helmut Kohl" verzichtet. 
Als Konsequenz wird eine Öffnung der 
SPD gefordert, die sich sowohl auf ihre 
politischen Konzepte als auch auf ihre 
innere Struktur und ihr Erschei­
nungsbild richten soll. 
In bezug auf die Parteireform im enge­
ren Sinne wird für kulturelle Vielfalt 
und Generationswechsel bei den Re­
präsentanten der SPD sowie für eine 
Professionalisierung und Attraktivität­
ssteigerung der Parteiarbeit plädiert. 
Hier gibt es Übereinstimmungen mit 
dernMaurer/Walter-Papier,,SPD '91 ", 
aber auch einige Bezugspunkte zur bei 
den Jusos und in der Spw geführten 

Ralf Krämer, Dortmund, Vorsitzender 
der Jusos NRW 

Diskussion (vgl. dazu die vom Juso­
Landesverband NRW herausgegebene 
Broschüre ,,Perestroika in der SPD" 
und spw-Artikel des vergangenen Jah­
res), wenn die Öffnung der Partei ge­
genüber der Mitarbeit von Nichtmit­
gliedern und die Stärkung der Ziel­
gruppenarbeit angeregt werden. 
Die Herangehensweise bleibt dabei 
dennoch technokratisch, die Perspekti­
ve partei- und staatsfixiert und „ von 
oben". Die stärkere Verknüpfung und 
Öffnung der Partei gegenüber außer­
parlamen-tarischen und ,,zivilgesell­
schaftlichen" Bewegungen und Initia­
tiven wäre nötig und müßte sich auch in 
den Strukturen der Willensbildung (z.B. 
Öffnung der Parteitage) und in der 
Umsetzung der Forderungen der SPD 
niederschlagen. Auch an der Ernsthaf­
tigkeit und Reichweite der Forderung 
nach personeller Erneuerung kommen 
angesichts der Haltung diverser Mitau­
toren des Papiers z.B. in der Ausein~­
dersetzung um die listenmäßige Min­
destabsicherung von Jusos als Bun­
destagskandidatinnen in NRW (s. spw 
55) Zweifel auf, wenn damit mehr als 
die Ablösung der Generation der über 
60jährigen durch die der 45jährigen 
gemeint sein soll. Ohne die Durchset­
zung von Strukturreformen, die die 
genannten Zielsetzungen mit einer De­
mokratisierung der Partei (und des ge­
samten politischen und gesellschaftli­
chen Systems) und der Schaffung 
besserer Entwicklungsformen für po­
litisch-inhaltliche Debatten in der SPD 
verbinden, kann von wirklicher Er­
neuerung keine Rede sein. 

Angriff auf Berliner Programm 

Weitaus problematischer ist allerdings 
der zentrale politisch-konzeptionelle 
Teil des ,,Modernisierungspapiers" mit 
Zwischenüberschriften wie ,,Unsere 

Prinzipien haben sich durchgesetzt" und 
,,Ideologischer Ballast behindert zeit­
gemäße Sicht der Dinge". Der Aus­
gangspunkt ist eine Variante der libera­
len These vom 'Ende des sozialdemo­
kratischen Zeitalters': ,,Die traditionel­
le gesellschaftspolitische Programma­
tik und Problemsicht der Sozialdemo­
kratie hat sich mit ihrem 125-jährigen 
Geburtstag weitgehend erschöpft .... 
Viele der alten Ziele der Sozialdemo­
kratie und der Arbeiterbewegung sind 
inzwischen erreicht" (S. 4, unkommen­
tierte Seitenangaben beziehen sich im 
folgenden auf die vom SPD-Landesbü­
ro verbreiteten Fassung des Papiers). 
Hierbei wird kein vernünftiger Mensch 
die tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Veränderungen der vergangenen 125 
Jahre und die vielfältigen Fortschritte, 
die sozialdemokratische und gewerk 
schaftliche Politik in dieser Zeit durch­
gesetzt ha~n, bestreiten cxler unter­
schätzen wollen. Modeme Sozialistin­
nen werden auch jederzeit die Auf­
fassung vertreten, daß damit neue 
Probleme und Zielsetzungen immer 
mehr in den Mittelpunkt der Politik 
geraten: Fragen der Ökologie, der Ge­
staltung der Technik und der Lebens­
weise, die internationale Dimension 
gesellschaftlicher Ungleichheit und 
Ausbeutung sowie ökologischer Kata­
strophentendenzen usw. Unzweifelhaft 
ist auch, daß eine autoritär-staatsbüro­
kratische Sozialismuskonzeption in der 
Sowjetunion, Osteuropa und anderen 
Ländern gescheitert ist und keinerlei 
Alternative bieten konnte. 

Aber die alten Ziele der Sozialdemok­
ratie für im wesentlichen erreicht und 
die soziale Frage für gelöst zu halten, 
kann man angesichts von Massenar­
beitslosigkeit, verbreiteter Altersarmut, 
wachsender Obdachlosigkeit und zu­
nehmender sozialer Ungleichheit nur 
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als ignorant bezeichnen. Damit wird 
die von der konservativ-liberalen Re­
gierung massiv betriebene Umvertei­
lung von unten nach oben akzeptiert 
und auf die Durchsetzung sozialer 
Gerechtigkeit als Ziel der SPD ver­
zichtet. Von der Verwirklichung der im 
Berliner Grundsatzprogramm der SPD 
formulierten (alten) Ziele einer „Ge­
sellschaft ohne Klassen, Privilegien, 
Diskriminierungen und Ausgrenzun­
gen'', der ,,gesellschaftlichen Gleichheit 
von Mann und Frau" (S. 5) und von 
,,Demokratie und Sozialismus, Selbst­
bestimmung der Menschen in Politik 
und Arbeitswelt" ( ebd., S. 6) kann wohl 
keine Rede sein. 

Im ,,Modernisierungspapier" wird da­
gegen formuliert: ,,Wir identifizieren 
uns mit dieser Gesellschaft. Sie muß 
nicht grundlegend verändert werden." 
(S. 5) Als zentrale „Systemelemente" 
dieser ,,sozialdemokratisch geprägten 
Gesellschaft", die niemand in Frage 
stelle, werden „Marktwirtschaft, sozia­
leundökologischeSteuerung"begriffen 
(S. 4). Damit wird das entscheidende 
Problemschlichtweg ausgeblendet bzw. 
geleugnet: ,,Ein historisches Grund­
problem des Wettbewerbssystems ist 
seine Verbindungmitderprivaten Ver­
fügung über die Produktionsmittel. 
Diese Verbindung hat die kapitalisti­
sche Wirtschaftsordnung hervorge­
bracht und zu unkontro1lierter wirt­
schaftlicher Macht und ungerechter 
Verteilung von Arbeit, Einkommen und 
Vermögen geführt" (SPD-Grundsatz­
programm, S. 34). ,,Ökologisch und 
sozial verantwortbares Wirtschaften 
läßt sich nur erreichen, wo der Vorrang 
demokratischer Entscheidungen vor 
Gewinninteressen und Wirtschafts­
machtdurchgesetzt wird" (ebd., S. 41). 
Im „Modernisierungspapier" wird 
überhaupt nicht begriffen, daß ein Zu­
sammenhang zwischen den „alten '' und 
den „neuen" Fragen besteht, daß beide 
maßgeblich durch die ungebrochene 
Dominanz kapitalistischer Profitinter­
essen und damit verbundener ökono­
mischer politischer Macht verursacht 
sind. Das gilt ganz besonders in der 
internationalen Dimension, weil die in 

der BRD und einigen anderen hochent­
wickelten Gesellschaften durchgesetz­
ten sozialen und ökologischen Regu­
lierungen und Steuerungsmöglich­
keiten dort noch viel weniger oder 
überhaupt nicht wirksam sind. Die 
Durchsetzung der demokratisch ver­
gesellschafteten Menschheit als be­
wußtes Subjekt ihrer eigenen Ge­
schichte, die die Bedingungen für eine 
solidarische und ökologisch tragfähige 
Entwicklung der Gesellschaft und aller 
Individuen gestaltet, also der Sozialis­
mus, erfordert sehr wohl noch grund­
legende Veränderungen auch unserer 
Wirtschafts-und Gesellschaftsordnung. 
Strategisch zentral ist dabei die tief­
greifende Demokratisierung der Wirt­
schaft und aller gesellschaftlicher Le­
bensbereiche. Von Demokratisierung 
ist allerdings in dem Papier nirgends 
die Rede. Stattdessen wird formuliert, 
es sei „ein Grad an Mitwirkungsmög­
lichkeiten der Arbeitnehmer erreicht, 
bei dem gewerkschaftliche Forderun­
gen nach erweiterter Mitbestimmung 
leider nur noch begrenzten Widerhall 
finden" (S. 6). Im unmittelbaren An­
schluß an die oben kritisierte Aussage, 
daß keine grundlegende Veränderung 
nötig sei, wird „ein der Zeit ange­
messenes, aufgeklärtes Verhältnis zur 
Marktwirtschaft" (S. 5) postuliert. Die 
Botschaft, die sich mangels wirt­
schaftsdemokratischer Vorstellungen 
ergibt, ist in Wirklichkeit ein unkri­
tisch-apologetisches Bekenntnis zur 
Marktwirtschaft. Dabei wäre ein „der 
Zeit angemessenes" Verhältnis zur 
Marktwirtschaft in der Tat notwendig. 
Für Sozialdemokratinnen und Sozial­
demokraten kann das aber nur bedeu­
ten, gegenüber der modischen neo­
konservativen Bclobhudelung die 
Notwendigkeit sozialer und ökologi­
scher Steuerung und einer Demokrati­
sierung der Wirtschaft zu betonen. 

Für das Papier gehört zum nötigen 
Modemisierungsprozeß, ,,daß sich die 
SPD von ideologischen Altlasten be­
freit, die nicht mehr aktuell sind, und 
für die niemand mehr wirklich zu 
kämpfen bereit ist" (S. 5). Im Kern geht 
es Hornbach und einigen anderen in der 

Arbeitsgruppe (nicht allen) darum, daß 
die SPD sich von Begriff und politi­
scher Zielsetzung des demokratischen 
Sozialismus verabschieden soll. Das 
steht zwar in dem Papier nicht drin, 
aber Hornbach sagt ganz offen, daß er 
mit „Sozialismus" nichts Gutes ver­
binden kann und nichts am Hut haben 
will. 

Abschied von der 
Programmpartei 

Gefordert wird „der Abschied von al­
ten Lebenslügen ... , die im übrigen zur 
Konsequenzhaben,daßeineregierende 
Sozialdemokratie sich in ihrer tägli­
chen Arbeit mitParteibeschlüssen kon­
frontiert sieht, von denen sie bei Be­
schlußfassung schon weiß, daß sie sie 
gar nicht umsetzen kann" (S. 7). Nun 
verlangt niemand, daß eine regierende 
SPD mehr umsetzt, als sie aufgrund der 
politischen Bedingungen kann. Das 
Problem einiger .,Lebenslügner''besteht 
vielmehr darin, daß sie Beschlüssen 
der Partei aus Opportunismus zuge­
stimmt haben, die sie gar nicht um­
setzen wollen. Sie wittern jetzt die 
Chance, die Beschlüsse de[' -:Partei 
künftig danach ausrichten-.iutlt:önnen, 
was die ,,regierende Sozi~okrn­
tie" will. Ich zöge die andere Lösung 
dieses Widerspruchs vor, daß nämlich 
die Partei künftig solche Leute für 
Funktionen und Mandate wählt, die 
zumindest umsetzen wollen (und es 
auch versuchen), was die Partei an po­
litischen Zielsetzungen und Forde­
rungen beschließt. 

Aber nach Auffassung des „Moderni­
sierungspapiers" sollte die Partei sich 
künftigdaraufbeschränken, allgemeine 
Ziele öffentlich darzustellen, anstatt sich 
aufkompliziertelnstrumentendebatten 
einzulassen und detaillierte Programme 
zu beschließen. Stattdessen „plädieren 
wir für Handlungsplattformen, die die 
Ziele unserer Refonnpolitik beschrei­
ben und es den handelnden Sozial­
demokraten auf den verschiedenen 
Ebenen auf geben, die Instrumente nach 
den jeweils neuesten Erkenntnissen zu 
bestimmen" (S. 8). Als ob die Frage der 



'l'i"JIDC,nte eine rein technische und 
;kcinepolitischewäre! Der Verzicht auf 

";';'.'.' ·''k"'·,~,;.:;. •• Re&ormprogrammatik zu-1Hl i'.::;·· ! OIIAI~ L' 

:it: iLgunsten bloßer Zielbeschreibungen 
!:,.:\!/ : : WOrde in Wirklichkeit eine Entmün-
'· !1· 
:1. :C digung und Verdummung der Wähle-

rinnen und eine weitere Entdemokrati­
sienmg der Partei bedeuten. 

Denn das tieferliegende Problem be­
steht darin, daß die politische Ausein­
andersetzung in der Sache um Reform­
programme geht. Diese Programme 
schaffen sich zwar in der Tat als solche 
keine Mehrheiten; aber genau für diese 
Programme müssen Mehrheiten ge­
schaffen werden - in Auseinanderset­
zung mit konkunierenden Program­
men. Auf der Ebene hehrer Ziele sind 
sich die Parteien weitgehend einig; die­
se zu postulieren und Mehrheiten dafür 
in der Bevölkerung zu finden, reicht 
allein daher nicht aus. Glaubwürdigkeit 
und Kompetenz in der Verfolgung 
richtiger Ziele läßt sich nur herstellen, 
wenn gegenüber interessierten Teilen 
der Öffentlichkeit und der Partei auch 
Programme präsentiert werden kön­
nen, die zur Erreichung dieser Ziele 
angemessen sind. Innerparteiliche De­
mokratie erfordert, daß genau über diese 
Programme die Partei debattieren und 
beschließen kann. 

Wie problematisch die bloße Formu­
lierung allgemeiner Ziele ist und für 
welch unterschiedliche Politik dies in 
Anspruch genommen werden kann, läßt 
sich sehr gut am folgenden Abschnitt 
des „Modernisierungspapiers" über 
,.Modeme Herausforderungen der Po­
litik" verdeutlichen. Zunächst wird der 
Raum für politische Alternativen durch 
die Pole Schweden und Thatcherismus 
eingegrenzt. Meine Vorstellung und 
Perspektive von demokratischem So­
zi alismus ist allerdings mit dem 
schwedischen Modell noch keineswegs 
abgedeckt. Dann wird angeregt, staatli­
che Abgaben nicht mehr vor allem als 
Steuern, sondern zunehmend als Ab­
gaben einzufordern (vgl. S. 9). Die 
Problematik, daß in dieser Pauschalität 
der einzig sinnvolle Besteuerungs­
grundsatz, nämlich daß die finanziell 
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bewegung sind inzwischen erreicht. 
Darauf können wirstolz sein. Wer 
sich dagegen allein auf. unser 
tradiertes Selbstverständnis berufen 
will; läuft Gefahr"mit dem Erfolg 
unserer~olitikübertlüssig zu wer­
den. Sozialdemokraten . und 

··· Ge\verkschafter-,stehen :vor der be­
nierlcens,vertim Aufgabe, diese Er­
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schwierigen und drängertdeli Fra­
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Reformbedürftig sind selbst Ele­
mente unserer tradttioneUen Sicht­
weise, die fjlr die Identität der 
Sozialdemokratie wichtig waren. Es 
ist unverlcennbar, daß auch. von den 
meisten Arbeitnehmerinnen der 
Ausbau und die Aufstockung der 
Sozialleistungen über das · Wirt­
schaftswachstum und deli 
Produktiviiiitsfortschritthinaus nicht 
mehr für erreichbar gehalten wird: 
Es bleibt aber die Frage, ob die 

1 • .,._ ,.,, " i 

.. Verhältnis: .. ·. zu den krisen-
gescl)üttelten. Ländern,Osteuro!"!S 
und der sog. ,,Dritten Welt''. Wenn 
wir nicht liereit sind, von unserem 
, W~tandllbzugeben. uni in diesen 
Ländern : Arbeits •. • tind Le.bens­
verhälmisse zu schaffen. die den 
M~nscheJ cii'iVetbleiben in ihrer 

.' ff~~ ij,öglk:~ rn;i$t, werden sie 
in_ \lf~i~l in den ent­

. wi~ten~eländernZuflucht 
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. addieren, Sie drohen.an den gesell­

.· schaftlichen Rand zu geratell, ohne 
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xis, die Lebens~mbes­
sern, und nicht dilicli'einertthoore­
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KOMMENTAR 

Leistungsfähigeren auch einen größe­
ren Beitrag zur Finanzierung öffentli­
cher Ausgaben beitragen sollen, noch 
weiter ausgehebelt werden kann a1s 
dies durch die Umvcrteilungspolitik 
während der 80er Jahre schon passiert 
ist, taucht nicht auf. Auch die Formu­
lierungen zum Sozialstaat sind bedenk­
lich unkonkret und könnten im Sinne 
der konservativen Sozialstaatskritik 
interpretiert werden (vgl. S. 10 und 5f. ). 

Noch offener für unterschiedliche 
Stoßrichtungen sind die Aussagen zur 
Arbeitszeitpolitik. ,,Wer die Arbeits­
zeit verkürzen will, muß die Betriebs­
zeiten von den individuellen Arbeits­
zeiten abkoppeln. Je kürzer die tat­
sächlichen wöchentlichen Arbeitszei­
ten werden können, und je weniger 
Menschen in tradierten Familienstruk­
turen leben, desto weniger Sinn macht 
es, eine Veränderung standardisierter 
Arbeitszeitregelungenaufzuhalten"(S. 
10). Trotz der anschließenden Bemer­
kung, SPD-Politik müsse dafür sorgen. 
„daß die gewünschten Vorteile der 
Flexibilisierung für die Arbeitnehme­
rlnnen Realität werden und nicht die 
befürchteten Nachteile", wird mit die­
ser Argumentation unternehmerischen 
Deregulierungsbestrebungen von der 
Ausweitung der Wochenend- und 
Nachtarbeit über die Authebung des 
Ladenschlußgesetzes bis zur Differen­
zierung der Arbeitszeiten unter den 
verschiedenen Beschäftigtengruppen 
Tür und Tor geöffnet. Daß an den 
Bedürfnissen der Beschäftigten orien­
tierte Arbeitszeitgestaltung sich nur auf 
derGnmdlage gesetzlich und kollektiv­
vertraglich geregelter Schranken der 
Arbeitszeitzumutungen der Arbeitge­
ber und einklagbarer Ansprüche der 
Beschäftigten entwickeln kann, und daß 
diese auszubauen und differenzierter 
zu gestalten, keineswegs aber abzu­
bauen sind, steht da nicht - und ich 
behaupte bis zum Beweis des Gegen­
teils: das ist kein Zufall. 

Modernisierung als Anpassung 

Abschließend einiges zur politischen 
Gesamteinschätzung des Papiers: Es 

handelt sich um den Versuch, von einer 
liberalen und antisozialistischen Posi­
tion aus in die Debatte um die Erneue­
rung der SPD einzugreifen und sie zu 
nutzen. Relevant wird das Papier vor 
allem, weil maßgebliche Personen aus 
dem SPD-Landesverband NRW dafür 
verantwortlich zeichnen und weil da­
bei eine Einbindung von Teilen der 
,,Parteilinken" gelungen ist, die sich 
dabei anscheinend besonders „modern" 
vorkommen. 

Dabei müßte eine zukunftsorientierte -
und nur in diesem Sinne macht „mo­
dern'' für mich einen rationalen Sinn -
Erneuerung der SPD vor allem darauf 
setzen, ein Reformprogramm zu ent­
wickeln und mehrheitsfähig zu ma­
chen, das Lösungen für die sozialen, 
ökologischen und internationalen Pro­
blemstellungen bietet und den Men­
schen politische Alternativen deutlich 
macht. Das ,,Modernisierungspapier" 
ist in Wirklichkeit zutiefst unmodern, 
weil es diese Herausforderung nicht 
annimmt und stattdessen vor der ideoM 
logischen Vorherrschaft der Neokon­
servativen kapituliert. Statt die begon­
nene programmatische Erneuerung der 
SPD fonzusetzen, macht sich die Ar­
beitsgruppezurSpeerspitzederrechten 
Angriffe gegen das Berliner Grund­
satzprogramm der SPD. 

Grundlage für die Einbindung dieser 
„Parteilinken" sind dabei nach meiner 
Einschätzung mehrere Faktoren: Zu­
nächst einmal ist das Papier inhaltlich 
sehr unterschiedlich interpretierbar und 
widersprtichlich - einige Punkte habe 
ich genannt. Einige Aussagen (ich hab 
ja nicht alles zitiert) haben auch etwas 
Richtiges oder man könnte etwas Sinn­
volles darunter verstehen, wenn man 
den Satz so interpretiert, wie man ihn 
selbst gemeint hat oder meinen würde, 
wenn man ihn selber sagen würde. 
Entscheidend istaber, welche Botschaft 
in der Öffentlichkeit tatsächlich rtiber­
kommt: und das ist eine Öffnung der 
Partei nach rechts und die Aufgabe 
jeglichen gesellschaftsverändernden 
Anspruchs der SPD. Die Unkonkretheit 
des Papiers ist Methode, denn in ihm 

geht es genau um diese Botschaften, 
die öffentlichkeitswirksam vermittelt 
werden sollen. rmagebildung wird mit 
Politik verwechselt. Es soll gar nicht 
mehr versucht werden, Mehrheiten für 
notwendige Reformen zu gewinnen. 
Es geht um den Verzicht auf alles, was 
die SPD in Konflikt mit- insbesondere 
ökonomisch- mächtigen InteressenM 
gruppen und dem neokonservativen 
Zeitgeist bringen könnte. 

Während Teilen der beteiligten „Par­
teilinken" möglicherweise nicht klar 
ist, was sie mit diesem Papier anrich­
ten, hatten andere Mitglieder der Ar­
beitsgruppe wohl genau diejenigen 
Ziele, die mit der öffentlichen Darstel­
lung des Papiers vem,ittelt wurden. Es 
fehlen gesellschaftskritisches Pro­
blembewußtsein, von Konfliktbereit­
schaft gegenüber mächtigen gesell­
schafL"ipolitischen Gegnern und Einsatz 
für weiterreichende Ziele des demo­
kratischen Sozialismus ganz zu 
schweigen. Zu sehr haben sich manche 
,J..,inke" auch in den herrschenden ge­
sellschaftlichen und innerparteilichen 
Verhältnissen bequem eingeri~,tltf?t:und 
sich davon abhängig gema,;bt!'@ele-

. ,, ;i!tliJ 1,· 

gentlich habe ich auch den.,~!,Uck, 
daß sie die von ihrer ~~ .. .Jt.'lichen 
LebenssituationgeprägtenErlahrungen 
und Problemwahrnehmungen mit den 
real vorhandenen Problemen der 
Gesellschaft und der Menschheit ver­
wechseln. Sie scheinen tatsächlich po~ 
litischen Opportunismus gegenüber 
dem neokonservativen Zeitgeist und 
technokratische Modernisierungsbe­
mühungen für Erneuerung zu halten. 
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Die 
Rock'n'Roll· 
Populisten 
Gedcllken 
zur 
neuen BAP-LP 

Die Zeilen, mit denen die neue Platte 
,X für'e U" von BAP beginnt, lesen 
sich auch wie eine Beschreibung der 
Wechselfälle von kritischer Bewe­
gung und ihrer Kultur in der Bundes­
republik. Keine andere deutsche 
Rockgruppe druckte die Identität der 
neuen sozialen Bewegungen, be­
sonders der Friedensbewegung, in 
Sprache, Musik und Bildern so 
präzise aus wie BAP. Keine andere 
war in der ersten Hälfte der 80er Jahre 
so erfolgreich und von dieser Bewe­
gung so verehrt. Und heute: nur noch 
Deutschland. Ausgerechnet Herbert 
Grönemeyer mußte sich kürzlich im 
FAZ-Feuilleton als ,,blonder Barde", 
der gegen „Verweichlichung" und 
,,intellektuellen Zweifel" die Phy­
siognomie des neuen Deutschland 
zum Ausdruck bringe, umarmen 
lassen. Was macht BAP in einer Zeit, 
in der die Euphorie bewegter Fans 
entweder in Resignation oder in die 
„kollektive Amnesie" umgeschlagen 
ist, die im Eröffnungstitel „Denn mir 
sinn widder wer" beklagt wird? 
Der typische Vor.vurf einer ,,kriti­
schen" Kulturöffentlichkeit, der alle 
HäL.;;;chelkinder irgendwann JX)litisch 
unzuverlässig und zu professionell 
werden, traf auch BAP: die Gruppe 
privatisiere in den Texten und 
amerikanisiere die Musik. Übersehen 
wird so allerdings, daß deren Erfolgs­
rezept schon immer darin bestand, 
Biographisches und Gesellschaftli-

ches, Provinz und Internationalität, 
Avantgarde und Popularität zu 
verknüpfen. Parallelen von Be­
wegungsgeschichte, Bandgeschichte 
und Biographie von Sänger und 
Texter Wolfgang Niedecken mögen 
konstruiert sein - aber es ist reizvoll, 
ihnen nachzuspüren. 
Niedecken besitzt einen ausgeprägten 
Drang, den eigenen Lebenslauf zur 
Schau zu stellen. Seine Liebeslieder 
handeln von der eigenen Frau; Hund 
und Stammkneipe sind republikweit 
namentlich bekannt. BAP-Platten 
waren nicht einfache Kompilationen 
neuer Songs, sondern Dokumente 
eines Jahres, vertonte Tagebücher, 
denen im Beiheft der Bericht „Was 
seitdem geschah ... " in Prosa hin­
zugefügt wurde. Nun ist (im Verlag 
Kiepenheuer & Witsch) das Buch 
,,Auskunft" erschienen, eine Autobio­
graphie, die keine sein soll, aber doch 
Niedeckens „erste 40 Jahre" mal mit 
Tiefgang, mal nur plaudernd wieder­
gibt. Niedecken hat die dokumentari­
sche Leidenschaft auch in seiner 
Malerei realisiert: im Projekt „Tages­
bilder'' z.B., mit dem das komplette 
Jahr 1979 in 365 Kleinformaten 
festgehalten wurde. 
Im Unterschied zum Gros auch der 
deutschen Rocktexte ist diese BAP­
Lyrik nicht selbsterklärend. Kaum ein 
Lied spricht für sich. Entstehungs­
geschichten, Orte und handelnde 
Personen bedürfen der Erläuterung. 
Niedecken interessiert zumeist das 
Besondere, durch das Allgemeines 
erst zu Tage tritt. Wer BAP gründlich 
hört, ist - besonders auch durch die 
Verwendung des kölschen Dialekts -
zur Decodierung eines fremden 
Künstleralltags gezwungen. 
Niedeckens Texte erzeugen das 
Phänomen einer massenhaften 
Identifizierung mit seiner öffentlich 
gemachten Intimität. Ganz persönli­
ches trifft den Ton von vielen. 
Die Musik von BAP stand dazu oft in 
einem eigentümlichen Spannungs­
verhältnis. Sie war das unverzichtbare 
Medium der Texte, ennöglichte erst 
deren Popularisierung, bei einigen gar 
die Verwandlung in Hymnen, mußte 
aber gerade deshalb den 
avantgardistischen Impuls der Texte 

auch konterkarieren. Wo Niedeckens 
Texte randvoll mit Bildern waren, 
ließ die Musik wenig Raum zum 
freien Assoziieren - ,,nur" zum 
emotionalen Mitgehen. 
Die Spannung entlud sich in einem 
Gruppenkrach, der 1986 fast zur 
Auflösung geführt hätte. Eine Mehr­
heit der Gruppe, die auf „internationa­
le Rockmusik", Professionalität und 
kurze, eingängige, eher „unpersönli­
che" Texte setzte, stand einer von 
Niedecken angeführten Fraktion der 
,,Intellektuellen" und „Individuali­
sten" gegenüber. Nach zwei Jahren 
selbstverordneter Pause deutete sich 
mit dem Comeback-Album „Da 
capc" (1988) ein wackliger Kompro­
miß an, der nun mit ,,X für'e U" 
solide geworden ist. BAP gelingt es, 
über die Rolle des bloßen Sprachrohrs 
für gesellschaftliche Stinunungen 
hinauszuwachsen und innovativ zu 
sein. 
Musik und Arrangements sind längst 
über den Dauervorwurf erhaben, 
nichts weiter als den Krautrock der 
80er Jahre zu bieten. Die Bereitschaft 
zur Differenzierung und zum Experi­
ment ist gewachsen, und sie unter­
scheidet BAP wohltuend etwa vom 
musikalischen Stillstand eines Herbert 
Grönemeyer. Die notwendige 
Widersprüchlichkeit von Musik und 
Text wird auf „X für'e U" nicht nur 
akzeptiert, sondern produktiv einge­
setzt: mal stützt die Musik den Text 
ohne Abstriche, mal kommentiert sie 
ihn, mal läuft sie ihm entgegen - und 
präzisiert dadurch die Aussage. 
Diese „Message'' der neuen Platte ist 
eine Art Quintessenz der bisherigen 
künstlerischen Arbeit von BAP: 
Bewußtwerdung über den eigenen 
Lebensentwurf durch den verfremde­
ten Blick und durch den Griff in den 
Fundus der persönlichen Geschichte. 
Niedecken präsentiert sich in seinen 
neuen Texten als jemand, der sich 
selbst gerade kein X für ein U 
vormachen will; der durch den Schein 
der öffentlichen Person hindurch 
erkennen will, was (er) wirklich ist. 
Die Dej8.-vu-Bilder von „Griefbar 
noh" transportieren diese Botschaft 
ebenso wie das Titelstück „Wat, usser 
Rock'n'Roll?": 

„Eez wenn et Saalleech stirv, un 

du 'm Verfoljer stehs, 

un vun der Bühn uss die Jeseechter 

siehs 

ftir die du noh Stiiäne griefs, 

Eez wenn du op die Reis durch ding 

Erinnrung jehs, 

bees du do, wo du Jejöh/e ennje-

stehs ... .-.-

Daß Erinnern und Beobachten 
erkennen läßt, was hinter der 
Unmittelbarkeit des Alltäglichen 
steckt, davon handeln auf unter­
schiedliche Weise die meisten Text­
Bilder der Platte: Das verlorene 
Zelluloid-Paradies, der einzige Ort 
mit einem garantierten ,,Happy-End"; 
die gnadenlose Verwinung eines 
,,Vis-a-vis", schließlich die universel­
le Metapher der Odyssee, bei der man 
sich nur noch danach sehnt, daß 
endlich ,,Land in Sicht" kommt. 
,,Land in Sicht", der furiose Schluß­
punkt, geschrieben als Metapher auf 
Niedeckens gescheiterte Ehe, lesbar 
auch als Geschichte der BAP-Krise, 
verwandelt sich schließlich in eine 
Schilderung des gründlichen 
Utopieverlusts der letzten Jahre. 
Dieses Private ist also sehr politisch -
auf eine subtile Art, die keine Agitati­
on nötig hat. Niedecken dazu in 
einem Interview: ,,Wir gehen nicht 
ins Studio und sagen, wir nehmen 
jetzt eine Platte auf, mit der wir was 
erreichen wollen. Stattdessen mar­
schieren wir ins Studio und spielen 
eine Platte ein, die uns gefällt. ... Uns 
gegenüber besitzen wir eine gesunde 
Skepsis. Wir müssen ja nicht ständig 
die Welt verbessern.'· 
Auf diese Weise verkörpert BAP eine 
.,Ästhetik des Widerstands", die 
konsequent die eigene Subjektivität, 
Liebe und Haß, Freude und Ekel 
gegenüber Menschen und Verhältnis­
sen zum Maßstab macht. BAP ist 
suggestiv - und läßt den Hörerinnen 
doch die Wahl. In den Inhalten ist die 
Gruppe allerdings nie beliebig. Sie 

wendet sich gegen die kulturellen 
Verheerungen in den Köpfen und 
Herzen hierzulande, und gegen den 
tatsächlichen Krieg, vor allem in der 
,,Dritten Welt". ,,Freio" heißt ein 
Stück, daß erst in der Musik und dann 
im Text diese Auseinandersetzung 
beschreibt. Der Kinderruf beim 
Nachlaufen-Spielen wird unversehens 
zum philosophischen Topos, an dem 
Raum und Zeit keine Gültigkeit 
haben - doch nur für die Abendländer: 

„Freio"ji/J. nit em Puffen Bangkok 

,,Freio"ji/J. nit em libanon ... 

,,Freio" ess Luxus-Kinderkroom. .. " 

,,Fortsetzung folgt" von der vorigen 
LP ,,Da capo" arbeitete mit einem 
ähnlichen Motiv. Das Glücks­
versprechen für den jugendlichen 
Comic-Leser verwandelte sich da 
plötzlich in eine zynische Vertröstung 
auf dem Arbeitsamt. Der sympathi­
sche Kinderglaube an die Utopie und 
ein gutes Ende, das Erzählen von 
Geschichten (oder Malen von Bil­
dern) statt der Aufführung von 
Lehrstücken, um diese Utopie -, .:, ;:_, 
aufscheinen zu lassen; schlieBl.idt.'if 

'f,"',i!i:'l'I'· 
intellektuelle Vernunft, die sich def.\ 
Tatsache wohl bewußt ist, damit mich 
den schönen Schein der populären 
Ideologie zu produzieren - diese 
BAP-Methode gefällt. Der Inhalt 
auch: Kölsche Weltmusik, die auch in 
China, in der Sowjetunion, in 
Mozambique oder Nicaragua zu 
hören und zu verstehen war; und die 
dort wieder neue Geschichten fand, 
die sich hier erzählen lassen. BAP 
verbindet Rock' n' Roll-Populismus 
mit unaufdringlicher Aufgeklärtheit. 
Auch im gesamtdeutschen Kultur­
betrieb bleiben sie organische Intel­
lektuelle der gerechten Sache: 
Massenkulturarbeiter, die aber 
erfreulicher.veise nur sich selbst 
verpflichtet sind. 

Oliver Brosch, 
Wuppertal, Redakteur der spw 
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JUSOS 

0L-···VEREINIGUNGS­
KONGRESS 
Bleiben wir sozialistisch? Diese Frage 
haben vor gut einem Jahr viele Jusos im 
Vorfeld des damaligen Bundes­
kongresses in München gestellt. Ein­
schlägige Artikel eines montags er­
scheinenden Magazins verkündeten die 
bevorstehende Wende im Juso-Ver­
band, die Verdrängung marxistischer 
Kräfte und das Ende der sozialistischen 
Richtungsorganisation. Doch es kam 
anders: die Bundesvorsitzende Susi 
Möbbeck wurde in ihrem Amt bestä­
tigt, politisch gab es Anzeichen für ein 
Zusammemücken sozialistischer Ten­
denzen und einen Ausgleich zwischen 
den Strömungen. Doch die Vereinigung 
mit den Jungen Sozialdemokraten der 
DDR führte zur Veränderung der 
innerverbandlichen Kräfteverhältnisse 
- im Bundesausschuß wie auch im 
Bundesvorstand stärkte dieser Vorgang 
vor allem die „undogmatische" Strö­
mung, die nun auf dem Bundeskongreß 
vom 8.-IO. März auf dem Potsdamer 
Bundeskongreß Kurs aufMehrheit und 
Vorsitz nimmt. Doch ist dies gar nicht 
so wichtig. Denn die entscheidende 
Frage lautet wieder: Bleiben die Jusos 
sozialistisch? 

Mit dem Zerfall des ,,realen Sozialis­
mus" haben auch bei den Jusos die 
Stimmen zugenommen, die den Sozia­
lismus aus dem Verband verbannen 
oder bestenfalls noch als Werte­
sanunlung erhalten wollen. Dies gilt 
nicht nur für das kleine Häuflein der 
Juso-Rechten (Duisburger Kreis), 
sondern ist auch aus den Reihen der 
„Undogmatischen" zu hören (so etwa 
im Landesverband Schleswig-Holst­
ein). Zulange haben viele „undogma­
tische" Sozialistinnen und Sozialisten 
geglaubt, der ,,real-sozialistische" Zu­
sammenbruch betreffe sie eigentlich 
gar nicht sondern nur die bösen 
,,Stamokaps". Nun besteht die große 

•••BERICHTE 

Gefahr, daß es aus Gründen der „un­
dogmatische n" Mehrheitsbildung 
zu faulen Kompromissen auf Kosten 
unserer sozialistischen Identität kommt. 
Im Mittelpunkt des Kongresses wird 
eine durch Oskar Lafontaine eingelei­
tete Grundsatzdiskussion über den de­
mokratischen Sozialismus stehen. Die 
Verabschiedung einer Grundsatzer­
klärung der vereinigten Jusos soll sich 
anschließen. Gegenwärtig liegen dazu 
zwei Entwürfe vor. Die Vor1age der 
,,undogmatischen" Bundesvorstands­
mitglieder stellt ein Sammelsurium dar, 
in dem eines allerdings fehlt: Kritik des 
Kapitalismus. Sozialismus wird nicht 
mehr als gesellschaftliche Alternative, 
sondern als Ausdruck schöner Werte 
verhandelt: verglichen mit früheren 
,,undogmatischen", eindeutig soziali­
stischen Papieren ( etwa zur ,,Zukunft 
der Arbeit,Zukunftder Freizeit, Zukunft 
des Lebens"von 1989) ein dramatischer 
Kurswechsel, der auch innerhalb der 
betreffenden Strömung für Konflikt­
stoff sorgen dürfte! 

Der Bezirk Westliches Westfalen wird 
einen Entwurf vorlegen, der aus der 
Kritik des realen Kapitalismus wie auch 
des autoritären Staatssozialismus einen 
modernen demokratischen Sozialismus 
einfordert, der zwar auch aJs Werte­
konzeption verstanden wird, vor allem 
aber als „die reale Utopie einer Ge­
sellschaft, die auf hohem materiell­
technischem Niveau die kapitalisti­
schen, patriarchalen und bürokratischen 
Fesseln der Produktivkraftentwicklung 
abstreift und zum ersten Mal individu­
elle Freiheit, gesellschaftliche und in­
ternationale Solidarität umfassend 
verwirklichen kann. ,, Erforderlich sei 
auf dieser Grundlage ein neues 
Reformprojekt mit deutlichem Akzent 
auf eine umfassende Demokratisierung 
und starkem internationalen Bezug." 

Damit steht der Bezirk Westliches 
Westfalen auch für eine neue Juso­
Linke, die jenseits bisheriger Denk­
schablonen ( und vielleicht auch bishe­
riger ,,Fraktionsgrenzen")dafüreintritt, 
daß sich die Jusos als sozialistische 
Jugend- und Richtungsorganisation 

(und nicht als halb-linke Parteijugend) 
erneuern. Hierfür steht auch Claudia 
Walther (Mittelrhein), die für den 
Bundesvorsitz der Jusos kandidiert. 
Größere Chancen dürfte diesmal si­
cherlich der „undogrnatische" Kandi­
dat Ralf Ludwig haben, der auf den 
größeren Teil der ostdeutschen Stim­
men zählen kann. 

Neben den Grundsatzdiskussionen wird 
übrigens eine weitere Entscheidung von 
prinzipieller Bedeutung anstehen: ein 
vom Landesverband NRW einge­
brachter Richtlinienentwurf wird die 
Öffnung der Jusos für Nicht-SPD­
Mitglieder fordern. Damit wird die 
( auch und gerade in dieser Zeitschrift 
geforderte) Organisationsreform und 
Öffnung der SPD erstmals auf ihre 
praktische Umsetzung eingefordert. In 
diesem Zusammenhang werden die 
Jusos sicherlich auch zum bevorste­
henden Parteitag und zur anstehenden 
Debatte um eine grundlegende Partei­
reform Stellung zu nehmen haben. 

Reinho/d Rünker, Oelde. Juso•Bezirksvorstand WW 
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JOACHIM SCHUSTER 

S TA R T S C H U S S FÜR 
EINE NEUE QUALITÄT DER EG-INTEGRATION? 
Bundeskanzler Helmut Kohl wertete 
den jüngsten EG-Gipfel Mitte Dezem­
ber 1990 als „phantastische Sache", 
Kommissionspräsident Jaques Delors 
wähnte sich gar bei einem „Rendezvous 
der Geschichte". Die FR sieht die „EG 
auf neuen Wegen". Nach dem 
Handelsblatt begibt sich die „EG auf 
den Weg zur Politischen Union". Was 
war geschehen? 
Zunächst zu den materiellen Ergebnis­
sen des Gipfeltreffens. Die zwölf 
Regierungschefs beschlossen eine 
Soforthilfe für die Sowjetunion in Höhe 
von 2,3 Mrd. DM, davon 1,5 Mrd als 
Nahrungsmittelhilfe und 800 Mio. als 
technische Hilfe. Die Kommission 
wurde beauftragt, 1991 ein breit ange­
legtes Abkommen mit der UdSSR 
vorzubereiten, welches die zukünftige 
politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Zusammenarbeit regeln soll. Ebenso 
will die Gemeinschaft für eine Auf­
nahme der Sowjetunion in internatio­
nale Gremien, insbesondere den IWF, 
eintreten. Damit hat die EG ein deutli­
ches Zeichen für die Unterstützung der 
Reformpolitik Gorbatschows gesetzt. . 
Es herrschte Übereinstimmung unter 
allen Teilnehmern, daß hierin eine 
vorrangige Aufgabe zu sehen sei, da 

ein Scheitern Gorbatschows gravie­
rende Auswirkungen für den gesamten 
Kontinent haben würde. 
Die EG hat mit dieser Hilfe die Vor­
reiterrolle bei der Unterstützung der 
Umbruchprozesse in Osteuropa vor den 
USA und Japan übernommen. Sie zeigt 
sich gewillt, ihre Rolle als Gravitations­
punkt der zukünftigen Entwicklung in 
Europa anzunehmen, worauf schon ihre 
bisherige Unterstützung für die anderen 
osteuropäischen Reformstaaten hin­
weist. Machtpolitisch geht es dabei um 
die Gewinnung einer neuen Eintluß­
sphäre, die zum einen perspektivisch 

Joachim Schuster, Bremen, Politologe 

von großen Nutzen für die west­
europäische Wirtschaft sein kann, zum 
anderen aber auch das weltpolitische 
Gewicht gegenüber den USA und Ja­
pan vergrößern wird. Allerdings birgt 
die bisherige Strategie erhebliche 
Konfliktpotentiale. Je eindeutiger die 
EG sich in Europa zum Gravitations­
punkt der Entwicklung in Europa her­
ausbildet, umso größer wird der Drang 
der anderen europäischen Länder, der 
EG beizutreten. Damit wird jedoch 
zugleich das bisherige Integrations­
modell der Gemeinschaft in Frage ge­
stellt, das auf einem konfliktreichen 
Interessenausgleich der beteiligten 
Staaten bei einer gleichzeitigen 
Supranationalisierung beruht. Durch 
neue Mitgliedsstaaten wird dieser Pro­
zeß sicherlich erheblich komplizierter, 
zumal gerade die ökonomischen Pro­
bleme in den osteuropäischen Staaten 
beträchtlich sind. Neben der Hilfe für 
die Sowjetunion beschloß der Gipfel 
zwei neue Regierungsgipfelkonferen­
zen. Eine dient zur Vorbereitung einer 
europäischen Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion (EWWU), die andere befaßt 
sich mit dem Ausbau der EG zur Poli­
tischen Union. Beide Regierungs­
konferenzen haben die Zielstellung bis 
Ende 1991 Änderungen der EG-Ver­
träge vorzubereiten, die zur Verwirkli­
chung der angestrebten Ziele notwen­
dig sind. Damit stellt die Gemeinschaft 
schon 5 Jahre nach der ersten Vertrags­
änderung seit Gründung der EG, der 
Einheitlichen Europäischen Akte mit 
dem gemeinsamen Binnenmarkt als 
Kernelement, die Weichen für eine 
weitere Vertiefung der Integration. 
Hiermit wird deutlich, daß die EG trotz 
der Umbruchprozesse in Osteuropa 
weiter ausgebaut werden soll. Mögli­
chen Desintegrationstendenzen, die im 
Zusammenhang mit diesen Umbrüchen 
und insbesondere der neuen Stellung 
Deutschland auftreten könnten, wird 
dagegen eine klare Absage erteilt. 

Ungewöhnlich ist zunächst, daß zwei 
Regierungskonferenzen einberufen 
wurden, die unabhängig voneinander 
Vertragsänderungen vorbereiten sollen. 
Die Erklärung dafür liegt in den unter­
schiedlichen Ursachen für das An­
streben einer EWWU bzw. einer Poli­
tischen Union sowie der unterschiedli­
che Stand der Vorbereitungen für diese 
Ziele. 
So sind die Vorarbeiten für die Er­
richtung einer EWWU schon sehr weit 
gediehen. Die Regierungskonferenz 
kann auf den sogenannten Delors-Be­
richt zur Verwirklichung einer Wirtsc­
hafts- und Währungsunion vom April 
1989, auf verschiedene Positionspapiere 
der Kommission und des EG-Parla­
ments, auf einen von den Zentralbank­
präsidenten ausgearbeiteten Entwurf für 
die Statuten eines Europäischen 
Zentralbanksystems sowie auf einen 
kurz vor dem Gipfel von ~i,:Kom­
mission fertiggestellten,_ .. k-~~tten 
Vertragsentwurf für eine EW\Wb auf­
bauen. In vielen Sachfrage1{ist-bisher 
schon im Vorfeld eine Einigung zwi­
schen den Mitgliedsstaaten erzielt 
worden. Die erste Stufe zur Enichtung 
einer EWWU wird bereits umgesetzt. 
Zudem knüpfen die Bestrebungen für 
eine EWWU an die nun schon über l 0-
jährige währungspolitische Zusam­
menarbeit im Rahmen des Europäi­
schen Währungssystems (EWS) an. 
Verursacht wurde die neuerliche Dis­
kussion um dieEWWU einerseits durch 
die ökonomische Logik, die mit der 
Errichtung des gemeinsamen Binnen­
marktes eingeschlagen wurde. Der 
gemeinsame Markt ist langfristig ge­
sehen nur vollständig, wenn perspekti­
visch auch die Währungsschranken 
zwischen den Mitgliedsstaaten abge­
baut werden. Andererseits sind die 
Diskussionen und Bestrebungen jedoch 
auch eine Reaktion auf die Asymmetrie 
im EWS. Durch die Dominanz der DM 
in diesem Wechselkurssystem ergibt 
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l;f;:J;" sich eine dominante Stellung der Bun­
. desrepublik, insbesondere der 
Bundesbank bei der Formulierung der 

----· --oe1ctpolitik als einem wesentlichen 
Teilbereich der Wirtschaftspolitik der 
zwölf Gemeinschaftsländer. Insbeson­
dere Frankreich warb deshalb seit 1987 
für die Errichtung einer EWWU mit 
einer Europäischen Zentralbank. Aus 
machtpolitischen Gründen war Frank­
reich nicht gewillt, diese Dominanz der 
BRD in Kauf zu nehmen. 
Anders stellt sich die Ausgangssituation 
zumAusbaudcrEGzueinerPolitischen 
Union dar. Verursacht sind diese Be­
strebungen durch die politischen Neu­
ordnungsprozesse in Europa, insbe­
sondere der Übenvindung derdeut'ichen 
Teilung. Gerade die vergrößerte Bun­
desrepubliksolltedurchcinc Vertiefung 
der EG-Integration eingebunden wer­
den. Diese zunächst von den anderen 
europäischen Ländern befürwortete 
Strategie wurde recht bald von der 
Bundesregierung offensiv aufgegriffen. 
Somit setzt sich die BRD faktisch an 
die Spitze der Bewegung für einen 
Ausbau der EG. Allerdings sind die 
Vorstellungen über die zu errichtende 
Politische Union völlig nebulös und 
differieren zwischen den Mitglieds­
staaten erheblich. Die Beratungen auf 
dem EG-Gipfel lassen erkennen, daß 
die Vertragsänderungen sich mit der 
EinrichtungeinergemeinsamenAußen­
und Sicherheitspolitik, der Demokra­
tisierung der EG-Strukturen sowie mit 
der Ausdehnung der Kompetenz der 
EG auf weitere Politikbereiche befas­
sen werden. 
Sollten beide Vorhaben wie geplant 
bzw. politisch angekündigt durchge­
führt werden, würde dies in der Tat den 
Sprung in eine neue Qualität der west­
europäischen Integration bedeuten. 
Beide Unionen wären mit einem um­
fassenden Verzicht von nationalen 
Souveränitätsrechten und einer dem­
ent.;,prechenden Supranationalisienmg 
auf EG-Ebene verbunden. Allein die 
Einrichtung einer EWW'U würde gra­
vierende Änderungen in dem politi­
schen Handlungsvermögen der einzel­
nen Mitgliedsstaaten zur Folge haben, 
wiebeispielsweisediedeutsch-deutsche 

Währungsunion ab Mitte 1990 deut­
lichgemachthat. Allerdings sollte nicht 
vergessen werden, daß die EG schon 
mehrere Versuche unternommen hat, 
eine Wirtschafts- und Währungsunion 
odereinePolitische Union zu errichten, 
die jedoch regelmäßig an Differenzen 
zwischen den verschiedenen Mitglieds­
staaten gescheitert sind. Und solche 
Differenzen und Interessenunterschiede 
zeichnen sich auch heute trotz aller 
vollmundigerGipfelrhetorikab.Sokarn 
es schon kurz nach dem Gipfel zu öf­
fentlichen Angriffen von Konunissions­
präsident Delors an die Adresse von 
Großbritannien, Frankreich, Nieder­
lande, die BRD und Spanien bezüglich 
des Abrückens von schon vereinbarten 
Vorhaben und Maßnahmen zur Er­
richtung einer EWWU. Zudem hat 
Großbritannien trotz des Sturzes von 
Margret Thatcher seine distanzierte bis 
ablehnende Haltung gegenüber weite­
ren Integrationsschritten nicht aufge­
geben. Es ist zudem davon ausgehen, 
daß auch andere Mitgliedsstaaten wie 
z.B. Dänemark oder Griechenland eine 
ähnlich skeptische Haltung einnehmen. 
In nahezu allen Mitgliedsstaaten ent­
stehen nämlich neuerliche Diskussion 
innerhalb und zwischen den verschie­
denen politischen Kräften über die 
Sinnhaftigkeit eines weiteren Ausbaus 
der EG. Zum einen angesichts der zu 
erwartenden negativen Auswirkungen 
des Binnenmarktes und auch wegen 
ökonomischer Friktionen bei der Er­
richtung einer EWWU. 
So muß davon ausgegangen werden, 
daß die vollmundigen Ankündigungen 
des Gipfeltreffens keineswegs voll 
umgesetzt werden. Allerdings läßt die 
momentane politische Dynamik er­
warten, daß sehr wohl zum Ende diesen 
Jahres Vertragsänderungen zur Er­
richtung einer EW-WU und einer poli­
tischen Union verabschiedet werden, 
die jedoch eine geringere Reichweite 
besitzen werden als ursprünglich an­
gekündigt. So werden bezüglich der 
EVv\VU wohl vor allem weitere Schritte 
auf dem Weg dorthin vereinbart werden, 
verbunden mit einem Termin zur Er­
richtung einer Europäischen Zentral­
bank, die allerdings an später zu über-

prüfende Kriterien geknüpft sein wird. 
Ob dieser Fahrplan dann eingehalten 
werden wird, wird die politische Dyna­
mik der kommenden Jahre entschei­
den. Bezüglich der Politischen Union 
sindmehroderwenigerunverbindliche 
Vereinbarungen zu erwarten, die nur in 
Teilbereichen über den bisherigen 
Status quo hinausreichen werden, wie 
etwa in der außenpolitischen Zu­
sammenarbeit der EG-Staaten im 
Rahmen der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit. Der Sprung in eine 
neue Qualität wird daher wahrschein­
lich nicht das Resultat der Beratungen 
sein, wohl aber eine Fortsetzung der 
bisherigen schrittweisen Integration. 
Jedoch werden auch diese zu erwarten­
den Vertragsänderungen weitere 
Kompetenzverschiebungen zugunsten 
der EG nach sich ziehen, die mit einem 
Souveränitätsverlust der einzelnen 
Mitgliedsstaaten korrespondieren. In­
sofern sind sie für alle gesellschaftli­
chen und politischen Kräfte von großer 
Bedeutung. Von daher gilt es, sich of­
fensiv in die Auseinandersetzungen 
einzuschalten, wobei dem Abbau des 
Demokratiedefizits in der EG eine be­
sondere Bedeutung zukommt. Denn 
die bisherigen Vereinbarungen der 
Regierungschefs lassen erkennen, daß 
keinesfalls eine umfassende Demokrati­
sierung derGemei nschaft: intendiert ist, 
vielmehr sind die in der Diskussion 
befindlichen Maßnahmen eher kosme­
tischer Natur. Damit käme es faktisch 
zu einem weiteren Abbau demokrati­
scher Eingriffsmöglichkeiten in den 
einzelnen :Mitgliedsstaaten. Zu kon­
zentrieren wäre sich daher auf die 
Konzipierung demokratischer Struktu­
ren in der EG, die neben der drastischen 
Ef\\leiterung der Rechte des Europäi­
schen Parlament eine umfassende 
Dezentralisierung in Fmm einer politi­
schen Aufwertung der einzelnen Re­
gionen in der Gemeinschaft beinhalten 
müßte. Es geht also auch um den Auf­
bau föderalistischer Strukturen in Eu­
ropa, soll die EG nicht weiterhin vor 
allem eine Gemeinschaft des Kapitals 
sein und das Stich\von vom Europa der 
Regionen nicht nur eine hohle Phrase 
bleiben. 

,pw 
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'' 9 {L'.'.-des Kapitalismus 
Der Kapitalismus ist widersprüchlich, 
und es gibt eine zweite Entwicklung, die 
für das Verständnis der Auflö­
sungsperspektive des Kapitalismus sehr 
viel wichtiger ist. Der Kapitalismus ist 
gezwungen - bei Strafe seines Un­
tergangs-, zur Beherrschung der immer 
komplexeren und wissenschaftlicheren 
Produktionsprozesse diese immer wei­
ter zu revolutionieren und zu verwis­
senschaftlichen. Dazu braucht er ein 
entsprechend qualifiziertes Proletariat. 
Das, was wir in der BRD in den letzten 
30 Jahren an unglaublichen 
Qua I ifi kati on su m stru kturi erungen 
beobachten konnten, zeigt eben nicht 
die vom Leninismus vorausgesagte brei­
te massenhafte Dequalifizierung und 
Verelendung, sondern nachgerade das 
Gegenteil. Das ist von Marx übrigens 
als eine Tendenz, die der Tendenz zur 

Dequalifizierung gegenübersteht, ganz 
präzise auch analysiert worden. Und es 
ist sehr deutlich gerade vom späten, 
ökonomischen, reifen Marx heraus· 
gearbeitet worden, daß nur diese qua· 
lifizierte Klasse in der Lage sein wird, 
die entfesselten gesellschaftlichen Kräf­
te in einer höheren Form des menschli· 
chen Zusammenlebens auch zu be­
herrschen und in eine humane Richtung 
zu lenken. 

Der Leninismus steht ja alleine dadurch 
in Gegensatz zur materialistischen 
Geschichtsauffassung, daß er glaubt, 
es wäre die verelendete Klasse, die aus 
Empörung in einem Akt der Revolution 
die Fesseln von sich wirft. Meine These 
dagegen ist: Die Arbeiterklasse wird 
dann in der Lage sein, den Kapitalismus 
in eine höhere Form menschlichen 
Zusammenlebens zu überführen, wenn 
sie sich alle Kompetenzen auf dem 
Gebiet der Kultur und der materiellen 
Produktivkräfte angeeignet hat, was 
heute auch heißt, mit der Natur in ein 
neues Verhältnis zu kommen. Dann streift 
die Arbeiterklasse eigentlich nur noch 
die Haut des alten Systems ab, sie 
verändert das System gar nicht mehr so 
grundlegend. 
Sozialisten müssen deshalb zwei Stra· 
tegien in ihrer Politik aufgreifen, die 
immer wieder in Spannung und Wider· 

· spruch zueinander treten, die jedoch 
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nur die Widersprüche, die in dieser 
Gesellschatt vorhanden sind, reflektie­
ren. Wir müssen unsere gesamten Akti· 
vitäten der Reintegration der an den 
Rand gedrückten Schichten verstärken, 
der Arbeitslosen, der dequalifizierten 
Schichten, derjenigen, die faktisch kei­
ne Zukunftschance in dieser Gesellschaft 
haben. Wir müssen dies alleine deshalb, 
weil diese Schichten entgegen allen 
Erwartungen der traditionellen Soziali· 
sten sich eben nicht nach links orientie­
ren, sondern diese Gesellschaftsschich­
ten sich immer Leitbilder aus einer 
idyllisierten Vergangenheit suchen. Da­
mit ist natürlich eine hohe Gefahr auch 
faschistoider Bewegungen in diesen 
Schichten vorhanden. 

Dies wird immer eine Politik sein, die die 
demokratischen Seiten des Kapitalismus 
gegen faschistische und autoritötsfixierte 
Tendenzen verteidigt, um die bürgerli­
che Demokratie als Ausgangspunkt auch 
für sozialistische Politik aufrechtzuer­
halten. Die systemüberwindende Per­
spektive sozialistischer Politik dagegen 
muß sich gerade auf den Teil stützen, 

den wir Yuppies oder moderne 
Arbeitnehmer genannt haben. Diese 
treiben die Produktivkräfte voran, er· 
kennen nicht nur die Begrenztheiten und 
lrrationalitäten dieser Gesellschaft und 
prangern sie an, sondern haben auch 
die ökologische, kulturelle und politische 
Kompetenz, neue Alternativen zu ent­
wickeln. 

spw: Dieses Bild von zwei 
auseinanderstrebenden Grup· 
pen von Arbeitnehmern: Ist das 
nicht genau die Grundlage für 
den Spagat, in dem sich die 
SPD seit gut 10 Jahren 
befindet? 
Fehrmann: Die Probleme der SPD wie 
der Gewerkschaften zeigen exakt, daß 
es keiner dieser Bewegungen gelungen 
ist, diesen Widerspruch bewußt aufzu­
lösen. Oskar Lafontaine ist ja vorge­
worfen worden, vor lauter Ansprache 
der Jugend und der modernen Arbeit­
nehmer einen anderen Teil aus dem 
Blick verloren zu haben. Sie muß je­
denfalls die Widersprüche erkennen, in 
denen sich diese beiden Klassen­
fraktionen befinden und sie muß ver­

suchen, durch eine doppelte Strategie 
beide Teile zu integrieren und ein Stück 
zusammenzuführen. Das ist der SPD bis 
heute nicht gelungen. 

Organisieren 
wir jetzt die oberen 
Zehntausend? 

Auch in den Gewerkschaften gibt es -
unter dem Stichwort Angestelltenpolitik 
- exakt diese Diskussion, und dort ist es 
noch dramatischer. In der IG Metall 
haben wir eine breite Stimmung, die 
sagt, wenn wir von den modernen 
Arbeitnehmerschichten reden und ihre 
Gewinnung zum Ziel machen: ,Ja, or­
ganisieren wir jetzt die oberen Zehn­
tausend?" 

Also sehr eingängige, bei den unteren, 
,,risikobelasteten" Schichten sehr vor­
urteilsbestätigende Thesen, die aber 
auch vorhandene Angst ausdrücken. 
Einem Automobilarbeiter, der 3500,-im 
Monatverdient, dem fällt es schon schwer 
zu verstehen, warum z.B. der Betriebs­
rat bei Ford in Köln eine Betriebs­
vereinbarung abschließt, in der AT-Ge­
hälter bis zu 18.000.- Mark im Monat 
abgesichert sind. Dafür arbeitet der ein 
halbes Jahr und da haben Vorurteile 
eben auch eine Basis. 

spw: Vielleicht nochmal etwas 
provozierender, Die Mit­
gliedsstruktur der 
Gewericschaften heute ist auf 
dem Stand der Sozialstruktur 
der 50er Jahren 
stehengeblieben. Die 
Wertorientierungen sind 
unverändert die des männli­
chen Industrieproletariats. Muß 
man da nicht fragen, ob der 
Anschluß an die Zukunft schon 
verloren gegangen ist? 
Fehrmann: Was sich gegenwärtig an 
Diskussionen abzeichnet deutet eher 
daraufhin, daß sich die Gewerkschaften 
zurückziehen auf ihr klassisches Klientel. 
Am Beispiel der IG Metall will ich hier 
die These aufstellen: Der letzte 
Gewerkschaftstag im Oktober 1989 in 
Berlin war im Prinzip die Rücknahme 
ihres Zukunftskongresses und der Sieg 
der Gegenreformation in der IG Metall. 
Leute wie Franz Steinkühler oder Sieg­
fried Bleicher im Vorstand der IG Metall 
sind sicherlich die Wortführer einer 
vorsichtigen Modernisierung und Öff­
nung der IG Metall, weil sie schlicht und 
einfach erkannt haben, daß die IG 
Metall in den Zukunttsbereichen der 
Metollwirtschott schon heute keine Rolle 
mehr spielt. 
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Ich nenne als Beispiel das Siemens­
Forschungszentrum in München-Perlach, 
wo bei 10.000 höchst qualifizierten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
die IG Metall zwar noch die Betriebsräte 
stellt, aber mit ihrer Politik faktisch keine 
Rolle spielt. Sie hat dort auch keine 
Mitglieder. Das ist ein versprengtes 
Häuflein, eine Sekte, die insofern boJ. 
schewistische Züge trägt, als sie gar 
nicht mehr repräsentiert, was in der 
Wirklichkeit an Klassen- und Sozial­
strukturen und Arbeitnehmerschaft vor­
handen ist. 

spw: Mol andersherum 
gefragt: Wo siehst Du denn im 
Moment bei den 
Gewerkschaften pasitive 
Ansätze im Verhältnis zu den 
modernen Arbeitnehmern? 
Fehrmann: Die sehe ich in der An­
gestelltenpolitik der IG Metall, die mit 
viel Euphorie begonnen wurde, und 
ietzt sicherlich sehr viel pragmatischer 
fortgesetzt wird, weil sie auch - auf gut 
deutsch - zurückgepfiffen wurde von 
den Industriearbeitern. Ich halte z.B. 
dasAngestelltenpolitische Programm der 
IG Metall für eines der fortschrittlichsten 
in der Gewerkschaftsbewegung insge­
samt. Hier sind Fragestellungen aufge­
griffen, hier sind noch keine endgültigen 
Antworten, aber Suchbewegungen de­
finiert worden, die Sinn machen und 
Perspektive bieten. 

spw: Gibt es denn do ou<h 
punktuelle Erfolge? 
Fehrmann: Das ist eine traditionelle 
linke Frage. Wenn wir die heutige histo­
rische Situation als fundamentale Um­
bruchsituation der Klassenzusammen­
setzung, der Werthaltungen - auch im 
Verhältnis zur Natur - begreifen, wenn 
wir begreifen, daß die alten Politik­
modelle verbraucht sind und die alten 
Vorgehensmodelle keine Antworten mehr 
für diese Umbruchsituation geben, dann 
hielte ich es für ungeduldig - fast die 
Niederlage vorbereitend-wenn wir nun 
ein schönes neues widerspruchsfreies 
Schema an die Stelle des alten setzen 
würden und uns dann fragen lassen 
müssen nach zwei Jahren: Nun, habt ihr 
Erfolg gehabt oder nicht? Das wird ein 
Prozeß sein, der wird uns 10, 20 Jahre 
beschäftigen. Wir befinden uns in einer 
offenen Situation, in der die Menschen 
vielleicht auch gar nicht mehr fix und 
fertige Antworten wollen. Vielleicht soll-

ten wir dazu übergehen zu sagen, wir 
finden die perfekten Antworten auch 
gar nicht mehr, sondern wir organisie­
ren nur den Suchprozeß der Menschen, 
geben ihnen, anstatt sie zu führen, eini­
ge Orientierungen, die ihnen helfen, 
versuchen sie zu beteiligen und hören 
ihnen eher zu, als daß wir ihnen „pre­
digen". 

spw: Wenn mon das alles ols 
Lernprozeß sieht, muß mon 
doch ouch experimentieren 
und für einzelne Experimente 
muß man sich dann doch auch 
die Erfolgsfrage stellen, um 
daraus lernen zu können. 

Sozialistische 
Politik muß auch ver­
liebt sein in den Erfolg 

Fehrmann: Natürlich muß eine sozia­
listische Politik auch verliebt sein - wie 
Bloch das gesagt hat - in den Erfolg -was 
sie ja nie gewesen ist. Und es gibt eine 
Fülle von einzelnen Beispielen, die 
durchaus Erfolge zeigen. 
Die IG Metall beispielsweise hat in ihrer 
Angestelltenpolitik den klassischen 
Ressortzuschnitt von Politik: Ange­
stelltenabteilung, Wirtschaftsabteilung, 
Betriebsräteabteilung, Vertrauensleute,. 
abteilung, Frauenabteilung usw. zu 
überwinden versucht durch eine der 
kapitalistischen Unternehmensent­
wicklung entlehnte Arbeitsorganisati­
onsform, die Projektform. Gewerkschafts. 
arbeit als Projektarbeit, auch zeitlich 
befristet und mit definierten Zielen, ge­
winnt auch in örtlichen Bereichen an 
Gewicht. 
Ein Beispiel aus meiner praktischen Ar­
beit: Ich berate immer noch auf Wunsch 
des Konzernbetriebsrates von Hoesch 
die Betriebsräte. Das sind ganz tradi­
tionelle Kolleginnen und Kollegen. Mit 
denen arbeiten wir zur Zeit daran, ein 

Konzept zur Betreuung von Führungs­
kräften aus Betriebsratssicht zu erstellen. 
kh vermisse natürlich, daß es sich als 
große, systematische und von allen er· 
kannte Linie schon durchgesetzt hätte. 
Sozialistlnnen und Sozialisten lösen die 
Widersprüche dieser Gesellschatt nicht 
auf, aber sie organisieren sie in 
Bewegungsformen, die nach vorne ge­
hen, und nicht mehr nach hinten. 

spw: Nochmal zurück zur 
Betreuung der Führungskräfte, 
was macht ihr mit denen? 
Fehrmann: Ausgangspunkt war ein 
von der Unternehmensleitung vorgeleg· 
tes Führungskräfteentwicklungskonzepl, 
in dem für die immer größer werdende 
Zahl von akademisch qualifizierten 
Angestellten hinsichtlich ihrer Berufs­
planung und hinsichtlich der Auswahl 
von Führungskräften ein Rahmen ab­
gesteckt wird. Das ist dem Betriebsrat 
vorgelegt worden in der Hoffnung, der 
werde dem so zustimmen, wie das in 
den letzten 40 oder 1 OOJahren passiert 
ist, so noch dem Motto: Was haben wir 
mit Führungskräften zu tun. Aber nein! 
Diese Betriebsräte haben sehr wohl 
gemerkt, daß der Kampf um die Köpfe 
des qualifizierten Mittelbaus in den 
Unternehmen der Kampf um die zukünf­
tige Gestaltungsfähigkeit der Gewerk­
schaften sein wird. Das hat mich so 
fasziniert, daß da Betriebsräte sozusa­
gen geahnt haben: Das ist eine Frage, 
die dürfen wir denen nicht mehr allein 
überlassen. Und wir sind jetztdabei, ein 
Konzept zu entwickeln, in dem wir aus 
Arbeitnehmersicht Führungskräften eine 
Perspektive für den Aufstieg im Unter­
nehmen bieten. Früher war ja jeder 
Aufstieg die Entfernung von der Ar­
beiterklasse. Nein, wir wolle,~;1:P9ß sie 
Aufstiegschancen haben, ~~'ihren 
Beruf planen können, daß ·s!e, in qua­
lifizierte, verantwortliche Leifungs- und 
Stabsfunktionen der Unternehmen ein­
rücken, aber in einem Verfahren, das es 
für sie planbar und kalkulierbar macht 
und das es ihnen möglich macht, sich 
auch ohne eine erbarmungslose Kon­
kurrenz gegenüber den Mitbewerbern 

zu entwickeln. 
In einem Referat hatte Siegfried Bleicher 
sinngemäß gesagt: Eine zentrale Frage 
wird sein, ob wir die Führungskräfte als 
dieGestalterwesentlicherEntwicklungen 
für die Gewerkschaften gewinnen kön­
nen. Der damalige Vorstandsvorsitzende 
von Hoesch, Rohwedder, bezeichnete 
dies als die radikalste, revolutionärste 
und gefährlichste Rede eines 
Gewerkschafters, die er in den letzten 
Jahren gehört hätte. Die Kapitalisten 
erschrecken nicht vor der großen links­
radikalen Phrasen von Vergesell­
schaftung. Aber beim Kampf um strate­
gisch wichtige Arbeitnehmerfraktionen 
in den Betrieben, da spüren sie, daß sie 
selbst große Probleme haben. Denn sie 
werden von den heutigen Führungs-
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·''.: ·. schichten längst nicht mehr so unkritisch 
. ,gesehen, wie das noch vor 30 Jahren 

-,;· -der Fall gewesen ist. Warum entwickeln 
L::... ___ die denn soziale Beteiligungstechniken 

::} und räumen diesen Schichten große 
Freiheiten und Bewegungsspielräume 
ein? Doch deshalb, weil sie sonst be­
fürchten, daß sie deren Unterstützung 
verlieren könnten. Und da wird einer 
der großen Kämpfe zwischen Arbeit 
und Kapital zukünftig ausgetragen wer­
den. Nur hier hat sozialistische Politik 
Ausgangspunkte und realistische An­
haltspunkte, Gestaltungskraft wieder­
zugewinnen, und die Frage der 
Transformation der Gesellschaft in eine 
menschenwürdigere Form des 
Zusammenlebens lebendig zu halten. 

rn 
rn 

spw: Was haben denn die 
Gewerkschaften und die Linke 
allgemein diesen Schichten zu 
bieten? 
Fehrmann: Wir haben in den vielen 
bisherigen Diskussionen erkannt, daß 
wir ihnen bisher nur das Interessenver­
tretungsmodell der - männlichen -
Produktionsarbeiter in modifizierter Form 
angeboten haben. Das ist übrigens auch 
der Grund, warum auch die DAG ge­
nauso erfolglos geblieben ist wie die 
1 nd u str i efa c h arbeite rgewe rk sc haften 
oder auch die HBV als reine An­
gestelltengewerkschaft. DAG und HBV 
haben nichts anderes getan, als das 
Facharbeiteri nteressenvertretungsmodell 
zu imitieren und zu übertragen auf diese 
Schichten. Wir haben die Aufstiegs­
Frage diskriminiert. Daß dies ein Weg ist 
zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebenssituation und zur Verwirklichung 
individueller Wünsche und Bedürfnisse, 
haben wir völlig übersehen und in Ab­
rede gestellt. Wir haben immer aus dem 
Blick des „Wir hier unten - ihr da oben" 
alle Anstrengungen dieser Arbeitneh­
mergruppen, in qualifiziertere, verant­
wortliche Positionen zu kommen, 
diskriminiert als Unterwerfung unter die 
Gesetze des Kapitals und seine Ethik. 
Vollkommener Unsinn! Das war ein 
natürliches und den Interessen dieser 
Arbeitnehmergruppen vollkommen an­
gemessenes Verhalten. Unsere große 
Aufgabe in der Zukunft ist, diesen 
Gruppen Interessenvertretungsmodelle 
anzubieten, mit ihnen erstmal zu er­
arbeiten, die möglicherweise mit den 
klassischen gewerkschaftlichen 
Interessenvertretungsmodellen so viel zu 
lun haben wie die moderne bürgerliche 

Gesellschaft mit dem Feudalismus. 
Die materielle Frage spielt sicherlich 
auch in dieser Gruppe eine Rolle, aber 
längst nicht mehr die entscheidende 
Rolle, wie das beim Facharbeiter nach 
wie vor der Fall ist. Diese Gruppe legt 
z.B. großen Werl auf Transparenz der 
Unternehmensentwicklung. Sie fragt: wie 
kann ich meine Arbeitszeitbedürfnisse 
erfüllen, die mitdiesem Schema des7,5-
Stundenlages nicht im Ansatz überein­
stimmen? Ich bin bereit, 12 Stunden am 
Tag zu arbeiten in dem Projekt, das mich 
interessiert und das mir Spaß macht. 
Aber danach will ich auch mal drei 
Monate aussteigen. Ich plädiere für das 
Sabbatjahr für diese Schichten! Und 
sage gleichzeitig: Das muß nicht hei­
ßen, das dies auch für die unteren 
Schichten ein angemessenes Modell ist. 
Wir müssen in der gesamten Politik viel 
differenzierter und Aexibler sein. 
Aber es gibt ja einen leninistischen 
Einheitsbegriff in der bundesrepublikani­
schen Arbeiterbewegung, der mich 
nachgerade erschreckt und der sich nur 
tendenziell von dem der bolschewisti­
schen Kaderpartei unterscheidet. Doch 
die IG Metall etwa ist keine Kaderpartei. 
Das ist eine Organisation mit 3 Millio­
nen Mitgliedern und ebensovielen un­
terschiedlichen Bedürfnissen. Und zu­
mindest in den großen Strömungen dieser 
Bedürfnisse und Wünsche muß dem 
Rechnung getragen werden. 
Es ist das große Verdienst von Walter 
Rister in der Tarifbewegung 1990 für 
die 35-Stunden-Woche: l 8% der Ar­
beitnehmer können wählen, welche 
Arbeitszeitformen sie haben wollen. In 
der Praxis funktioniert dies aufgrund der 
Machtverhältnisse nicht sehr gut. Aber 
dieses Nichtfunktionieren ändert nichts 
daran, daß die Grundidee, dem Ein­
zelnen ein höheres Maß an Wahlfreiheit 
zu geben, höchstwahrscheinlich die 
Möglichkeit ist, wie wir diese modernen 
Arbeitnehmerschichten näher an uns 
heran führen können. 
Ob sie Mitglieder werden ist offen. 
Denn was noch fehlt, ist ein umfassen­
des Verständnis und ein Angebot. Und 
dies wird übrigens auch der SPD als 
eine große Zukunftsherausforderung 
zugemutet werden müssen: Ein politi­
sches, gesellschaftlich attraktives 
Interessenvertretungsmodell darzustellen 
und anzubieten. Das ist allein mit den 
klassischen Schutz- und Fürsorgean­
sätzen nicht mehr zu leisten und aus 
meiner Sicht kann das auch mit dem 

Modell der repräsentativen Demokratie 
nicht mehr erreicht werden. 

Die modernen 
Arbeitnehmerschichten 
drängen zu neuen 
Formen auch der 
politischen Demokratie 

Ich kritisiere die sozialistische Linke in 
dieser Frage auch deshalb, weil sie uns 
alle mit ihrer rigiden, undifferenzierten 
Oppositionshaltung zum Kapitalismus 
davon abgehalten hat, uns mit dem 
Kapitalismus und seinen politischen 
Bewegungsformen überhaupt ausein­
anderzusetzen. Wir haben mit dem 
Kapitalismus im Grunde die Demokratie 
und den Parlamentarismus immer sofort 
mitdenunziert. Ich sehe im parlamenta­
rischen Repräsentativsystem nicht die 
Naturform der politischen Willens­
bildung. Ich kann mir in einem ersten 
Schritt Ergänzungen um partizipative 
und unmittelbare Beteiligungsmodelle 
von Bürgerinnen und Bürgern vorstellen. 
Und wenn ein so Fortschrittlich denken­
der Mensch wie Wassermann diese 
Demokratie „Zuschauerdemokratie" 
nennt, müßte das doch von einer 
sozialdemokratischen Partei wie von 
einem trockenen Schwamm aufgesaugt 
werden. Ich bin der Auffassung, diese 
modernen Arbeitnehmerschichten drän­
gen zu neuen Formen auch der politi­
schen Demokratie. Dies sollten wir un­
terstützen und neue Modelle 
innerparteilicher und gesellschaftlicher 
Beteiligung diskutieren und anbieten. 

spw: Und was kammt danach? 
Das klassische Modell des 
Klassenkampfes ist dach: Es 
gibt zwei Lager, jedes hat eine 
Zentrale - den 
,,geschäftsführenden 
Ausschuß" - und die Zentralen 
verfügen über ihre Kräfte wie 
der Schachspieler über die 
Figuren auf dem Brett. Und 
dann gibt es nach die 
schwankenden Schichten 
dazwischen. Für die Ralle des 
Individuums bleibt da wenig 
Spielraum. Aber wenn dies 
nun nicht mehr das 
Konflikhnadell der Zukunft ist -
was kommt danach? 

Fehrmann: Die große Theorie des 
bedingungslosen Interessengegensatzes 
zwischen Arbeit und Kapital muß wei­
chen zugunsten einer differenzierten 
Theorie der Stärkung des Kulturmodells 
der Arbeitnehmer gegenüber dem 
Kulturmodell des Kapitals. Wir können 
nicht mehr aus einer Perspektive agieren: 
,,Wir, die Hilflosen, die Ausgelieferten, 
unterdrückten Arbeitnehmer gegen die 
da oben, die alle Macht auf sich verei­
nigt haben, und uns fremdbestimmt steu­
ern und manipulieren". Das neue ln­
teressenvertrelungs- und KonAiktmodell 
wird das der Konkurrenz sein. Die 
Arbeitnehmerschaft hat soviel Kompe­
tenz, hat soviel kulturelle Kreativität, hat 
soviel wirtschaftliche Fachkompetenz, 
hat soviel soziale Kraft und Energie, das 
ist im Grunde schon jetzt ein sich selbst 
noch nicht bewußter Konkurrenzfaktor 
zur bestimmenden Form des Kapitals. 
Und ich gewinne die qualifizierteren 
Teile der Arbeitnehmerschaft nicht da­
durch, daß ich sie in einen Interessen­
gegensatz zum Kapital jagen will, son­
dern in dem ich sie ermutige, ihre Vor­
stellungen über einen in der ersten Stufe 
zunächst besser funktionierenden Kapi­
talismus, einen ökologischen Kapitalis­
mus, einen frauenfreundlichen Kapita­
lismus, einen weniger autoritären Kapi­
talismus zu verfolgen, und das durchaus 
auch in Kooperation mit dem Kapital. 
Eine solche erste Stufe ließe sich von 
neuen realen Bedingen aus weiterent­
wickeln in eine-vielleicht- ganz andere 
Gesellschaft. Der Marxist ist kein Utopist. 
Er stellt sich nur die Aufgaben, die er­
auch lösen kann. Und was wir z.Zt. 
lösen können ist, diese Vielfalt an 
Anforderungen an einen in seiner prin­
zipiellen Daseinsweise noch nicht kriti­
sierten Kapitalismus herantragen, der 
aber in seinen verschiedenen Erschei­
nungsformen durchaus unter Kritik steht. 
Wirwürden die moderne Arbeiterklasse 
nur ablenken von ihren Interessen und 
Bedürfnissen, wenn wir sie mit dieser 
Phrase vom Interessengegensatz, von 
Kämpfen und Vergesellschaftung, mit 
diesen alten Folien, ihnen etwas auf­
pressen würden, was dem Stand der 
Bewegung gar nichtenlsprichtund auch 
in Zukunft nie mehr entsprechen wird. 
Es gibt heute fortschrittliche Kapital­
fraktionen, die in der Bereitschaft, die­
sen Arbeitnehmergruppen entgegenzu­
kommen, viel weiter sind als die Ge­
werkschaften. Die Mitbestimmungs­
modelle, die die Unternehmensleitungen 

INTERVIEW 

ihren mittleren und oberen Führungs­
schichten geben, die würden die Ge­
werkschaften ihren eigenen Funktionä­
ren in den nächsten l 00 Jahren noch 
nicht geben, so autoritär sind sie fixiert. 
Es geht nicht mehr über die alten 
Führungs- und Kadermadelle oder über 
Parteimodelle, die sich eine Führungs­
rolle anmaßen. Gewerkschaften und 
SPD waren im Prinzip ja verdenkende 
Bewegungen. Aber wir haben eine so 
kompetente und im Prinzip auch schon 
mündige Arbeiterklasse, daß wir diese 
Form überdenken müssen. Nicht mehr 
führen, sondern allenfalls Orientierung­
srahmen setzen, die so breit sein müs­
sen, daß sich viele unterschiedliche Be­
wegungen und Bedürfnisse darin finden 
und auch ihren eigenen Weg suchen 
können. Wir brauchen die Such­
bewegung, die Plattform SPD und die 
Plattform Gewerkschaften, in denen sich 
dieses Unterschiedliche selbst seinen 
Weg sucht. Und die Menschen sind viel 
weiter, als die vordenkenden Organisa­
tionen in ihrer Suchbewegung sind, 
befürchte ich. Also: Keine großen 
Utopieentwürfe mehr. Der Marxismus 
war nie Utopismus. Er war immer eine 
Theorie, die gesagt hat, nur das, was 
wir vorfinden, können wir verändern. 

spw: Und was bedeutet dies 
für die Marxsche Theorie und 
ihre Interpretation? Die 
traditionelle Auffassung vam 
Klassenkampf ist dach damit 
wohl erledigt, vielleicht auch 
die Marxsche 
Geschichtsphilosophie. Die 
Marxsche Arbeiterklasse war 
ja das im Werden begriffene 
lndustriepraletariat, das sicher 
für die politischen Theorien van 
Marx und Engels das Leitbild 
war. Vorhin hast Du Dich auf 
diemademen 
Arbeitnehmerschichten als 
mademe Arbeiterklasse 
bezogen. Sind in diesem Sinne 
die modernen 
Arbeitnehmerschichten wirklich 
immer nur Arbeiterklasse, also 
Träger von Lohnarbeit, ader 
verweisen nicht bestimmte 
Aspekte darauf, daß hier schon 
Wirklichkeiten im Werden sind, 
die über die äkonomischen 
Kategorien des Kapitals 
hinausweisen und die man 
nicht mehr nur in den 

Marxschen Kategorien der 
Kapitalismusanalyse fassen 
kann? 
Fehrmann: Bezüglich der neuen 
Wirklichkeiten teile ich das, aber nicht 
die Skepsis gegenüber Marx. Der 
Reichtum der marxistischen Diskussion 
um die Jahrhundertwende macht auch 
eines deuttich: daß nämlich Marx ge­
rade nicht jene endgültigen, geschlos­
senen Antworten auf die Entwicklung 
des Kapitalismus gegeben hat, wie es 
der Leninismus, indem erden Marxismus 
heiliggesprochen hat, behauptet. Der 
Marxismus-das ist meine Interpretation, 
und ich akzeptiere jede andere-sieht im 
Kapitalismus eine notwendige 
Entwicklungsstufe der Menschwerdung. 
Und zwar nicht nach dem Motto: Durchs 
Elend zum endgültigen Glück, sondern 
diese Gesellschaftsformation hat zwei 
Funktionen: Sie zerschlägt die alten, 
bornierten, lokalen Formen des 
Menschlichen, die personifizierten Ab­
hängigkeiten und bornierten Lebens­
formen der vorkapitalislischen, feudalen 
Gesellschaftsformation und sie entwik" 
kelt gleichermaßen im Grundemensch­
liche Verkehrsformen, die über die Na­
tion hinaus weltweit kommunikativ, ma­
teriell den Menschen eine ganz neue 
Welt zur Verfügung stellen, eine Welt, 
die ihnen erst ermögJ.ifh.t,:: eine 
menschenwürdige Leben~r;ig zu 
schaffen. :.,;,-:- : 

Auch Marx hat sich en~i~.kelt, vom 
Linkshegelianer über den utopischen 
Marx zum reifen Marx des „Kapitals". 
Der späte Marx hat durchaus die Stra­
tegie des demokratisch-parlamentari­
schen Weges gesehen. Engels hat das 
in seinem „Testament" geradezu in den 
Vordergrund gestellt. 
Die russische Revolution dagegen war 
ein Putsch, die Revolte einer Gruppe von 
24.000 Menschen (der bolschewi­
stischen Partei), die sich auf eine 
Arbeiterklasse von 800. 000 Menschen 
stützen konnte, der jedoch 200 Millio­
nen Bauern gegenüberstanden. Auch 
der revolutionäre Marx, der die 
Arbeiterklasse als Träger einer 
gewaltsamen Revolution sah, spricht 
immer von der Arbeiterklasse als Mehr­
heit der Gesellschaft. Das hat der 
Leninismus nicht im Ansatz beachtet. 
Durch die russische Revolution und die 
leninistische Marxinterpretation wurde 
eine an die Traditionen der Aufklärung, 
des Parlamentarismus und der entwik­
kelten Demokratie Westeuropas an-



knüpfende marxistische Diskussion ver­
nichtet. Nun zur Frage des „historischen 
Subiektes'. Marx und Engels haben in 
dieser Frage eine Entwicklung durch­
laufen. Der „ökonomische" Marx ist 
schließlich zu dem Ergebnis gekom­
men, daß das handwerkliche Proletariat 
ersetzt werden wird durch ein indu­
strielles, an Maschinen arbeitendes 
Proletariat, schließlich durch ein 
Proletariat, das in einer Produktionsweise 
arbeitet, in der die Wissenschaft selbst 
zur Produktivkraft geworden ist, wo das 
Proletariat neben den Produktionsprozeß 
tritt, Aufsichts- und Kontrollfunktionen 
wahrnimmt. Er hat geschrieben: Ist das 
Proletariat erst der Meister der Pro­
duktionsprozesse, so hat es alle Voraus­
setzungen, zum MeisterderGesellschah 
und der politischen Prozesse insgesamt 
zu werden. Was wir heute erleben ist 
die Enfwicklung zu einem Proletariats, 
das mit dem Proletariat des 19. Jahr­
hunderts herzlich wenig zu tun hat, das 
aber überhaupt erst in der Lage ist, in 
dieser Gesellschah als bestimmender, 
gestaltender, demokratisch gebildeter 
Faktor tätig zu werden. 

spw: Das neue Proletariat, von 
dem Du sprichst, wodun:h 
entsteht das eigentlich? Nach 
Marx erschafft sich die 
Bourgeoisie selbst das 
Prolelariat als historiKhen 
Gegenspieler, indem sie die 
moderne Procluktiansweise 
Khafft und durchsetzt. Die 
andere Seite ist immer auch, 
daß sich das Proletariat als 
Klasse selbst formiert. Das ist 
meist die Khwächere Seite des 
Prozesses. Nun gibt es den 
Interpretationsstreit, ob Marx 
Perspektive der Befreiung von 
Befreiung in der Arbeit oder 
von der Arbeit handelt. Gon: 
hat die Widerspriichlichkeit bei 
Marx auseinandergepfriemeh: 
Einerseits die Utopie einer 
verallgemeinerten 
fflenKhlichen Arbeit, die 
umKhlägt in eine allseitige 
Entwicklung des MenKhen in 
der Arbeit, andererseits die 
Utopie vom Reich der Freiheit, 
in dem die Arbeit nur noch ein 
unters• ordnetes Moment des 

, geselbchaftlichen Lebens ist. 
; Feh~ Nochmal zur Flexibilität 
lt:~ und Uberlebenslähigkeit des Kapitals, 
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dem wir ja schon lange den Zusa~ 
menbruch prophezeit hatten: Das Kapital 
produziert einerseits die Arbeiterklasse 
als Träger von Mehrarbeit, um einen 
hohen Anteil an Mehrwert zu erzeugen, 
andererseits reduziert es beständig 
diesen Teil seiner Quelle des Mehrwerts 
gegen Null dadurch, daß es ihm immer 
größere Teile von vergegenständlichter 
Wissenschaft, wie Maschinen und 
automatisierte Verfahren, entgegenstellt. 
Es ist faszinierend, wie Marx diesen Teil 
der Entwicklung analysiert hat. Daraus 
hat er ja auch das Gesetz des ten­
denziellen Falls der Profitrate abgeleitet. 
Ich halte diese Analyse für unvollständig 
insofern, als er erstens die Fähigkeit des 
Kapitals unterschätzt hat, seine Märkte 
beständig in räumlicher Hinsicht ouszu­
weiten, und zweitens, wie es in der Loge 
ist, ständig neue Bedürfnisse zu erze1>­
gen und auch zu befriedigen. 

Wir befinden uns ökonomisch in einer 
solchen Phase, in der sich das Kapital 
aus alten Anlagesphären verabschiedet 
und in einer faszinierenden Art und 
Weise ganz neue Anlagefelder, Produkte 
und Bereiche der Bedürfnisbefriedigung 
schafft. Stichwort Elektronik: Der 
Weltelektronikmarkt beträgt 126 Mrd. 
DM in 199 l. Es ist loszinierend, wie 
das Kapital durchaus noch sinnvolle 
Felder der Bedürfnisbefriedigung er­
schließt. In der Elektronik stecken Mög­
lichkeiten eines Sprungs menschlicher 
Zivilisotion, die unter dieser trüben 
Orwele 1984-Diskussion überhaupt nicht 
mehr aufgeschienen sind. Elektronik 
macht Sinn, trotz wohnsinniger Gefah­
ren: Für ein neues Verhältnis zur Natur, 
hinsichtlich der Steuerung von Plonungs­
und Informationsprozessen, die uns nicht 
ols entfremdete Prozesse gegenüberste­
hen müssen, sondern die auch eine 
Strukturierung des Wissens der 
Menschheit ermöglichen, die wohr­
scheinlich unabdingbar ist für die Auf­
rechterhaltung der natürlichen und so­
zialen Bedingungen unserer Welt. 

Mit dieser Entwicklung erschafft der 
Kapitalismus zwangslöufig immer aufs 
neue auch das Prolelariot als bedeu­
tendste Produktivkrah. Aber der Kapita­
lismus ist keine Person. Das Kapitol mit 
seinen Verwertungsbedürfnissen setzt 
den Rahmen, alles weitere findet sich. 
Z.B. sind die modernen Arbeitnehmer­
schichten das Produkt einer Bildungspo­
litik, in der Emanzipation im Arbeitneh-

GEBEN DIE WURDEN DIE 

GEWERKSCHAFTEN IHREN EIGENEN 

FUNKTIONARENINIOOJAHREN 

NOCH NICHT GEBEN." 

merinteresse und Modernisierung im 
Kapitalinteresse ein ungleiches Bündnis 
eingegangen sind. Außerdem spielt auch 
der eigene Entschluß zu studieren und 
die Unterstützung der nichtaka­
demischen Familien dabei -gerade aus 
der Sicht des Einzelnen - eine ganz 
entscheidende Rolle. Entscheidend ist: 
Weil das Kapital streben muß, die le­
bendige Arbeit so weit als möglich durch 
Maschinen und automatisierte Verfah­
ren zu verdrängen, ist es gezwungen, 
wissenschaftlich qualifizierte Arbeitneh­
mer einzusetzen und auszubilden. So 
macht der Umbruch der Produktivkrähe 
eine höhere Entwicklung von Teilen der 
Arbeiterklasse möglich und notwendig. 
Nun zu Deiner Frage: Reich der Freiheit, 
Reich der Notwendigkeit. In den 
,,Grundrissen" war Marx der „ökonomi­
sche Anarchist", weil er in der Tat nur 
das Reich der Freiheit gesehen hat. Eine 
Welt, in der der Mensch eine Form der 
Aneignung der Natur ins Werk gesetzt 
hat, die es ihm ermöglicht, sich dem 

Reich der Freiheit hinzugeben, dem 
Studium der Künste, der Naturwissen­
schaften, der Vervielfältigung und 
Verfeinerung seiner Bedürfnisse und 
ähnliche Dinge. In der „Kritik der politi­
schen Ökonomie" nannte Marx den 
Sozialismus schon nur noch die 
Gesellschaftsformation, in der die 
Surplusarbeit reduziert wird auf den zur 
Reproduktion der Gesellschaft notwen­
digen Teil. Die Arbeit sieht er hier eher 
als Reich der Notwendigkeit, dessen 
Entwicklung eine sehr lange Zeit brau­
chen werde, bis es nicht mehr zum Reich 
der Freiheit in Gegensatz stehen werde 
und die Arbeit zu einem menschlichen 
Bedürfnis werde. 

Was ist an der 
so:z:ialistischen 
Gesellschaft noch 
so:z:ialistisch? 

Auch in einer sozialistischen Gesellschaft 
~ vielleicht müssen wir der auch einen 
neuen Namen geben - wird es sehr 
diszipliniert und arbeitsmäßig zugehen 
und wir werden viele Relikte der alten 
Gesellschaft im Zuge einer langen Ent­
wicklung beseitigen müssen. 

spw: Was ist denn an der 
sozialistiKhen Gesellschaft 
noch das spezifisch 
sozialistische? 
Fehrmann: Nichts mehr. Sie ist kaum 
zu unterscheiden von einer hoch­
entwickelten kapitalistischen Gesell­
schaft. Ich bin überzeugt davon, viele 
Momente des privatwirtschaftlichen 
Handelns werden in dieser Gesellschaft 
aufrechterhalten werden. Dieses Platt­
mochen, dieses Vergesellschaften, die­
ses Überführen in Gemeineigentum ist 
ja vom Leninismus in diese göttliche 
Hülle gehoben worden. Die sozialistische 
Gesellschaft der Zukunft wird sich vom 
Kapitalismus dadurch unterscheiden, 
daß der Grad der Kommunikation und 
Selbsfverständigungein bewußterer und 
höherer sein wird. Viele private Initiati­
ven werden überhaupt nicht zurückge­
nommen werden gegenüber dem Ka­
pitalismus, aber ihre Einbettung in 
Selbsfverständigungs- und Kommunika­
tionsprozesse wird ein höheres Niveau 
haben. Gesellschaft besteht nicht darin, 
daß alle gleich sind, sondern darin, daß 
sie sich in ihrer Verschiedenheit ergän­
zen und auch anerkennen. Meine 
Vorstellung von Sozialismus ist so wenig 
entfernt von der Gesellschah in der wir 
ietzl leben; Sie hat den Verselbständi­
gungsprozeß in einen Selbsfverständi­
gungsprozeß umgewandelt. Die sozio-

listische Gesellschaft wächst nicht nur 
aus Kritik am Kapitalismus, sondern 
auch aus Kritik am Sozialstaatsmodell 
der Sozialisten und Sozialdemokraten. 

spw: Wie siehst Du Dich im 
Verhältnis zur Gewerkschaft, 
zur Partei, zur 
Arbeiterbewegung? 
Fehrmann: Ich habe Mitte der 80er 
Jahre, als ich zum zweitenmal in den 
Bereich Angestelltenarbeit gekommen 
bin, aufgehört, mich als Gewerkschafts­
funktionär im klassischen Sinne zu ver­
stehen. Ich habe mich nicht mehr ver­
standen als der Vertreter der Gewerk­
schaften oder auch der sozialdemokra­
tischen Partei im Angestelltenbereich, 
sondern ich habe mich verstanden als 
Vertreter der Angestellten in den Ge­
werkschaften. Es ist nicht wichtig, den 
Angestellten mitzuteilen, was die Ge-

~ 

J5 werkschoften an schönen Dingen den· 
j ken. Es ist nicht wichtig, den Menschen 
j;j draußen zu sagen, was die sozialdemo­
;;; kretische Partei an wunderbaren Dingen 

sich in irgendwelchen Programm· 
kommissionen ausgedacht hat und die­
ses diszipliniert nach außen zu vertre­
ten. 
Deshalb bin ich für die Zerschlagung 
der Funktionärsarmeen und den1:~K1tz 
durch Moderatoren, die oflenf n 
Arbeitnehmern diskutieren kö~:c .1.J~d 
die dafür da sind, zuzuhören UntfcJCs 
Gehörte weiterzugeben an die Gremi­
en, die das zu politischen Programmen 
und realer Politik verdichten. Am Ende 
eines solchen Prozesses stehen Bewe­
gungen, die mit der heutigen SPD und 
dem heutigen DGB nichts mehr zu tun 
haben. 

spw: Vielen Dank für das 
Gespräch. 
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DEMOKRATIE 

Zivilgese 
und demokratisc 

Für das Projekt eines „modemen . 
Sozialismus" ist das Vemä ••· 
von politischer und zivil' 
Gesellscha~ ein Schlüssel 
blem. Die Ursachen ergeben ' 
sowohl aus dem Niederga 
,,Slaatssozialismus" ( 
wie aus der inneren Entwic 
des westlichen Metrapo 
kapitalismus selbst. 

1. Wohl in keinem Punkt hat der ., 
Sozialismus so gründlich versagt wie 
beim selbstgesetzten Anspruch, den 
„neuen Menschen zu schaffen". Zwar 
brachte das sowjetische Modell für ge­
ring entwickelte Wirtschaftsräume über 
längere Zeiträume rasche Modernisi&­
rungserfolge. Dies aber um den Preis 
einer verkrusteten Überbaustruktur SO: 

,vie der Ausschaltung demokratisc 
OffenHichkeit und Opposition. 1 Di 
Systemerhalt begründete Beschnei 
von Freiheits- und Bürgerrechten e 
sich als kontraproduktiv. Sie erz 
massenhaft Untertanengeist und 
portunismus, konservierte nation 
sehe, rassistische Ressentiments. v~ , 
was als Merkmal alternativer System­
qualität ausgegeben wurde, blieb den 
Menschen äußerlich, führte nicht zu 
einer wirklichen Umwälzung der Ver­
kehrs- und Lebensformen. Dieses Dilem­
ma, die Herausbildung einer riesigen 
,,Apothiemaschiene" f:N. F. Haug), wur­
de zum entscheidenden Moder,mi&, · 
rungshemmnis beim Übergang _" · · 
nem Aexibleren, mikroelektronisclt 
stützten Akkumulationsreg 
Gorbatschows Reform von oben 
te die versteinerten Verhältnisse ,_ 
Tanzen, aber sie kam zu spät, um die 
Niederlage im Systemwettbewerb noch 
abzuwenden. 

a'"-t''·e-_lQ<:,us Dörre, Marburg, Soziologe 

2. Longe vor dem Umbruch in Ost­
europa hatte sich bei relevanten Teilen 
der West-Linken eine Neubestimmung 
des Verhältnisses von Staat und Zivil­
gesellschaft angebahnt. Die Krisen­
phänomene des fordistischen Metropo­
lenkapita lismus2 - soziale Ausgrenzung, 
Naturzerstörung, Abkoppelung und 
Verelendung der „dritten Welt" · mach­
ten deutlich, daß auch die bloße Fort­
schreibung des „sozialdemokratischen 
Klassenkompromisses" keine zu­
kunftsträchtige Strategie sein konnte. 3 

Nicht der Sozialstaat, sondern „die Er­
wartung, mit administrativen Mitteln 
emanzipierte Lebensformen zuwege zu 
bringen", hatte sich „als Illusion erwie­
sen".4 Neue kollektive Akteure wie die 
Ökologie- und die Frauenbewegung 
wendeten sich mit ihrer „Politik in der 
ersten Person" auch gegen die Staats­
und Machtfixierung der sozialdemokra­
tischen oder jeuro)kommunistischen lin­
ken. Die von ihnen besetzten KonRikt­
linien lagen „quer" zu den Klassen­
grenzen entwickelter kapitalistischer 
Gesellschaften. ln der Thematisierung 
von nicht auf den Klassenantagonismus 
zwischen Kapital und Lohnarbeit 
reduzierbaren Ausbeutungs- und 
Unterdrückungsverhältn issen artikulierte 
sich zudem eine Interessenpluralität, die 
in gängigen Vorstellungen von Klassen­
einheit nicht aufzuheben ist. Unter dem 
Druck neokonservativer Entstaarlichungs­
propaganda und aufgrund der prakti­
schen Kritik neuer sozialer Bewegungen 
hat sich seither in vielen linken Sektoren 
so etwas wie eine „anti-etatistische 
Wende" vollzogen. Diedamitzwingend 
gestellte Frage nach Lebens- und Verge­
sellschaftungsformen, welche ein Maxi­
mum an Demokratie, Selbstbestimmung 
und lndividualitätsentfaltung jenseits 
bürokratischer Bevormundung ermögli­
chen, ist allerdings bislang weitgehend 
unbeantwortet geblieben. 

3. Beide Prozesse, der Niedergang des 
poststa linisti sehen Herrschaftssystems 
wie auch die - gegenwärtig nur ver­
deckte-Krise des fordistischen Kapitalis­
mus, haben traditionellen Sozialismus­
Vorstellungen den Boden entzogen. 
Offenkundig ist, daß die bloße 
Aufhebung des Privateigentums und 
seine Verwandlung in Staatseigentum 
nicht der „archimedische Punkt" sein 
kann, von dem aus sich sämrliche Herr­
schafts- und Au5beutungsverhä ltn i sse aus 
den Angeln heben lassen. Nicht zu 

bestreiten ist ferner das Scheitern aller 
Versuche, eine komplexe Indu­
striegesellschaft von einem Zentrum aus 
steuern zu wollen. Unübersehbar hat 
sich die parlamentarische Demokratie -
trotz aller immanenten Tendenzen zum 
Demokratieabbau· gegenüber a II jenen 
Staatsformen als humanere Ordnung 
erwiesen, die zur Monopolisierung 
politischerMachtundzurVerstaatlichung 
der Zivilgesellschaft neigen. Was aber 
folgt aus diesen negatorischen Gewiß.­
heilen füreine sozialistische Konzeption? 
Hat die Stunde aller Sozialismen ge­
schlagen, den demokratischen und 
sämtliche dritten Wege eingeschlossen, 
wie Dahrendorf meint?5 Muß sich So­
z i a l i s m u s auf den Status einer 
,,regulativen Idee" ( Noltel beschränken, 
die jedoch mit jedem Versuch einer 
Verwirklichung die Gefahr eines neuen 
Totalitarismus heraufbeschwören wür­
de?6 Oder ergeben sich nicht gerade 
aus dem Scheitern des realen Sozialis­
mus neue Anknüpfungspunkte für eine 
,,moderne" sozialistische Konzeption? 

Demokratie als Leitidee? 

Wichtige Strömungen der westlichen 
Linken sehen eine Antwort lrnr:Verweis 
auf das uneingelöste Proje~1,h1,er radi­
kalen Demokratie. Arl_~jkts der 
sozialstaatlich regulier~j\Yergesell­
schaftungsprozesse in deii::viestlichen 
Metropolen und der Ineffektivität von 
Staatsplanung und -eigentum im Osten 
hat Für sie der „Streit um Eigen­
tumsformen" seine dogmatische Bedeu­
tung verloren. 7 Als Kernproblem gilt 
nunmehr die Frage, wie in Gesellschaf­
ten, deren verselbständigte Teilsysteme 
immer komplexere Handlungsketten 
verknüpfen, überhaupt noch solida­
risches Zusammenleben ermöglicht 
werden kann. Demokratie ist in diesem 
Kontext der umfassende Leitbegriff, 
welcher das Erbe der sozialistischen 
Bewegung ebenso integrieren soll wie 
die Anliegen der neuen sozialen Be­
wegungen und der Volksbewegungen 
im Osten.8 

Nun ist die „demokratische Frage" an 
sich nichts Neues; entscheidend ist, wie 
und in welchem Kontext sie gestellt wird. 
Nimmt man den aktuellen Diskurs um 
das Demokratieproblem als Maßstab, 
so hat es den Anschein, als sei die 
Debatte . freilich unter völlig anderen 
historischen Vorzeichen· an einen Punkt 



-f 
~IL1-,- zurückgekehrt, an dem der junge Marx 
i!{: einst das Selbstverständnis eines radiko­
f[:;::·: .. · len Demokraten überschritt. Die Ausein­

L ... -. andersetzung mit dem „Modell des 
" gespaltenen Bürgers"9, der Trennung von 

Citoyen und Bourgeois, bedeutete für 
Marx eine theoretische und politische 
Weichenstellung. Marx kritisierte die in 
der demokratischen Verfassung entha> 
tene Spaltung in politische und zivile 
Gesellschaft als doppelte Abstraktion: 
Die „Konstitution des politischen Staats 
und die Auflösung der bürgerlichen 
Gesellschaft in die unabhängigen Indi­
viduen - deren Verhältnis das Recht ist", 
vollziehe sich in einem und demselben 
Akte. Als Staatsbürger seien die Einze~ 
wesen formal gleich; doch außerhalb 
der politischen Gesellschaft würden sie 
als egoistische Privat- und Wirt­
schaftssubjekte gesetzt. Die Trennung 
von Citoyen und Bourgeois abstrahiere 
vom wirklichen Lebensprozeß der Indi­
viduen und der gesellschaftlich erzeug­
ten Ungleichheit. Daher sei die reale 
Emanzipation erst vollbracht, wenn der 
,,wirkliche individuelle Mensch den ab. 
strakten Staatsbürger in sich" zurück­
nehme, wenn er „in seinem empirischen 
Leben ... Gattungswesen geworden" 
sei. 10 Diese Problematik war für Marx 
innerhalb der demokratischen Frage 
nicht mehr zu lösen; die Suche nach den 
gesellschaftlichen Ursachen für Un­
gleichheit und Klassenspaltung führte 
ihn zur Zentralität der Eigenh.Jmsfrage 
und schließlich zur Formulierung seiner 
Kritik der politischen Ökonomie. 11 

Jene zeitgenössischen Konzeptionen, die 
die demokratische Frage mit Bezug auf 
eine soziologische Theorie der Moder­
ne formulieren, kehren die Marxschen 
Überlegungen in gewisser Weise um. 
Die Rücknahme des Staats und seiner 

~ Herrschaftsfunktionen indieGesellschaft 
.... gelten ihnen als romantische Utopie 
~ eines Sozialismus, welcher der Fiktion 
~ einer identitären Gesellschaft noch nicht 

entsagt hat. Der unterlegte Modern.,. 
Begriff unterstellt den irreversiblen Zer­
fall der Gesellschaft in funktional aus­
differenzierte Wertsphären und selbs~ 
bezüglich agierende Handlungssysteme. 
In diesem gesellschaftstheoretischen 
Kontext wird die demokratische Frage 
neu gestellt. Für eine exemplarische 
Auseinandersetzung sollen im folgenden 
die miteinonderverwandten, ober doch 
nicht deckungsgleichen Konzeptionen 
"°n Habermas sowie Röclel u. a. her­
ausgegriffen werden. 
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"Kolonisierung der 
Lebenswelt" und 

demokrotische Froge 

Für Habermas ist ein Sozialismus, der in 
der Aufhebung des Privateigentums das 
,,aufgelöste Rätsel der Geschichte" sieht, 
~ntiquiert. Habermas' eigene 
Uberlegungen kreisen um „die materia­
listische Grundfrage", wie sich „eine 
Gesellschaft ohne Spitze und Zentrum 
überhaupt noch selbst 5>rgonisieren 
kann". HintergrunddieserUberlegungen 
istei n zweistufiges Gesellschaftskonzept 
und eine darauf gegründete Krisen­
diagnose. Habermos unterscheidet 
prinzipiell zwischen „System" und 
,,Lebenswelt" als gesellschaftlichen B ... 
reichen, denen unterschiedliche 
Handlungsformen und lntegrations­
prinzipienentsprechen. Kommunikatives 
Handeln korrespondiert mit Sozial-, 
zweckrationales Handeln mit Systemin­
tegration. Die auf kommunikativem 
Handeln basierende Lebenswelt ist im 
Habermasschen Gesellschaftsverständ­
nis allen Systembildungen vorausgesetzt. 
Die Notwendigkeit koordinierten Han­
delns erzeuge in der Gesellschaft einen 
bestimmten Kommunikationsbedarf. Im 
Prozeß gesellschaftlicher Rationalisi.,. 
rung von Lebenswelten werde dieser 
Verständigungsbedarf aber immer we­
niger durch einen Bestand an traditionell 
beglaubigten Interpretationen gedeckt. 
Daher müsse er immer häufiger durch 
,,riskantes, weil rational motiviertes Ein­
verständnis befriedigt werden". Nach 
Habermas mündet dieser Rotionali­
sierungsprozeß in die Ausdifferenzie­
rung und Verselbständigung von gesell­
schaftlichen Subsystemen (Wirtschaft, 
staattiche Bürokratie): Ursache für die 
Verselbständigungsei die Enttastung der 
Lebenswelten von Konsenszwängen und 
Dissensrisiken. Die Steuerungsmedien 
Geld und Macht ersetzten dabei die 
kommunikative Verständigung. Auf die­
se Weise werde das soziale Handeln 
nicht mehr von einem konsensuolen, 
wertgebundenen Integrations- und 
Koordinationsmodus bestimmt, sondern 
auf mediengestützte Zweckrationalität 
umgestellt. Im Verlauf der sozialen 
Evolution differenzierten sich „System" 
und ,,Lebenswelt", indem die Komplexität 
des einen und die Rationalität des an­
deren wachse; zugleich entkoppelten 
sich beide Sphären auch voneinander. 
Indem die Verselbständigung des 
zweckrationalen Wirtschafts- und 

Verwaltungshandelns gegenüber seinen 
moralisch-praktischen Grundlagen 
ständig weiter voranschreite, werde die 
Lebenswelt „in der Tendenz zu einem 
Subsystem neben anderen herabg.,. 
setzt". Geld und Macht verknüpften nun 
die Beziehungen in Raum und Zeit zu 
immer komplexeren Netzen, ohne daß 
selbige überschaut und verantwortet 
werden müßten. Die Entkoppelung von 
System und Lebenswelt werde schließ. 
lieh bis zu einem Punkt vorangetrieben, 
an dem die systemischen Mechanismen 
die eigenständige soziale Koordination 
und Konsensbildung verdrängen. In 
diesem Fall nehme die „Mediatisierung 
der Lebenswelt die Gestalt der Koloni­
sierung an". Diesen Umschlagpunkt sieht 
Habermas in spätkapitalistischen G ... 
sellschalten erreicht. Im sozialstaattich 
transformierten Kapitalismus sei die 
ökonomisch-staatliche Regulierungs­
kapazität auf die Stillegung des indu­
striellen Klassenkonflikts konzentriert 
worden. DerentsprechendeEinsatzvon 
Geld und Macht wirke zunehmend 
destruktiv auf die lebenswelriichen 
Grundlagen menschlicher Gesellschaft 
zurück. Eine Art „Imperialismus" der 
Systeme verursache die typischen 
Pathologien der Moderne (Sinn-, 
Gemeinschafts-, Identitätsverlust); der 
Modemisierungsprozeßzehreanseinen 
eigenen Grundlagen. 12 

Für Habermas verläuft die Haupt· 
konfliktlinie moderner (spät­
kapitalistischer) Gesellschaften folglich 
zwischen „System" und „Lebenswelt". 
In diesem Kontext siedelt er auch die 
demokratische Frage an. Er bezieht sie 
auf das polifisch zu klärende Problem, 
ob und wie den systemischen 
Kolonisierungstendenzen Einhalt gebo­
ten werden kann. Habermas' These 
lautet nun, daß „ein radikaler 
Reformismus nicht mehr an den 
Schlüsselforderungen zu erkennen" sei, 
sondern „an der auf Verfahren gerichte­
ten Intention, eine neue Gewaltenteilung 
zu fördern"; die sozialintegrative Gewalt 
der Solidarität solle „sich über weit 
aufgefächerte demokratische 
Öffenttichkeiten und Institutionen gegen 
die beiden anderen Gewalten, Geld 
und administrative Macht behaupten 
können". ,,Sozialistisch" daran sei die 
Erwartung, daß sich die „anspruchsvo~ 
len Strukturen gegenseitiger Anerken­
nung" über die „Kommunikationsvor­
aussetzungen inklusive Meinungs- und 
demokratischer Willensbildung,-
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prozesse auf die rechtlich und 
administrativ vermittelten sozialen 
_Beziehungen übertragen". 13 

An Habermas' Argumentation besticht 
die Klärung des „Eigenwerts" 
kommunikativer Verständigung und 
demokratischer Verfahren (dies nicht 
zuletzt mit Blick auf den osteuropäischen 
„Staatssozialismus"). Problematisch an 
dem kommunikationstheoretischen An­
satz bleibt freilich die Trennung des 
kommunikativen Handelns von gesell­
schafttich-kooperativer Arbeit, denn 
letztere wird von Habermas im Grunde 
als nichtkommunikative Tätigkeit be­
handelt; umgekehrt erscheint 
Gesellschaftlichkeit als Kommunikati­
onszusammenhang autonomer Privat­
leute. Dieser in den gesellschafts­
theoretischen Prämissen angelegte 
Dualismus wird auf allen Ebenen des 
vielschichtigen Theariegebäudes bis hin 
zur Frontstellung von System und 
Lebenswelt reproduziert. Die Ersetzung 
konsensualer Verständigung durch Geld 
und Macht wird von ihm im übrigen 
nicht per se attackiert. Habermas moniert 
die Substitution nur dort, wo auf Spra­
che nicht verzichtet werden kann, im 
Bereich der Gemeinschaftsbildung, der 
kulturellen Reproduktion und 
Sozialisation. 14 Krisenhafte Störungen 
etwa der ökonomische Reproduktion 
werden nichtanalys.\ert; umgekehrt führt 
dies zu einer Uberhöhung des 
konsensualen, kommunikativen Han­
delns. Habermas billigt verständigung­
sorientierten und demokratischen Ver­
fahren ein Vernunftpotential „an sich"­
zu. Zugleich formuliert er die Möglich­
keiten demokratischer Intervention aus­
gesprochen defensiv. Aufgabe der zwi­
schen Sy~tem und Lebenswelt vermit­
telnden Offentlichkeit (der Sphäre der 
Moral) kann es nach seiner Auffassung 
nur sein, die Anliegen ausgegrenzter 
bzw. unterdrückter Gruppen zu 
thematisieren. Ziel ist die Moralisierung 
öffentlicher Konflikte als Voraussetzung 
rationaler Problemlösungen. Es geht um 
das argumentative „Aufstören", nicht 
um direkte Intervention. 

Dos „symbolische Dispositiv" 
der Demokratie 

An diesem Punkt gehen Rödel/ 
Frankenberg/Dubiel .. mit ihren 
demokratietheoretischen Uberlegungen 
über Habermas hinaus. An letzterem 
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kritisieren die Autoren, daß er die Öf­
fenrlichkeitvom politisch-administrativen 
System abkoppele und so Demokratie 
nur als eine Art „Sicherheitszaun zwi­
schen System und Lebenswelt" fassen 
könne. Gesellschaftliche Modernisierung 
bedeutet für sie, daß die symbolische 
Einheit von Volk und Macht unwi­
derruflich aufbricht, es also zu einer 
Spaltung von ziviler und politischer 
Gesellschaft kommt. Von dieser Prämisse 
ausgehend bestimmen Rödel u. a. R.,. 
publik und Demokratie als zeittich offe. 
nes, ungerichtetes und damit notwendig 
riskantes Projekt. Den Akzent setzen sie 
nicht bei den demokratischen Institutio­
nen, die sie als prinzipiell veränderbar 
betrachten, sondern beim zivilen, alle 
demokratischen Rechtewahrnehmenden 
Aktivbürger. Dementsprechend halten 
die Autoren „die Konstitution der Re­
publik", die „durch die republikanische 
Verfassungsgebung symbolisierte 
Selbstbindung und Selbslverpflichtung 
aller Bürger zur Schaffung eines öffent­
lichen Raums der Meinungs- und 
Willensbildung gegenüber dem Prozeß 
der demokratischen Selbstgesetzgebung 
für vorgängig" . 15 Die zentralen 
Prämissen ihres Projekts einer offenen, 
libertären Demokratie lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

1. Unter den Bedingungen einer radika­
len Säkularisierung der Legitimitätsgrund­
lagen politischer Herrschaft gebe es 
keine Gewißheiten mehr: Nichts, weder 
„Nation" noch „Klasse" noch etwas 
anderes könne die Pluralität der Zivil­
gesellschaft in sich aufheben und die 
Einheit von Volk und Macht wiederher­
stellen. Die Stelle der Macht bleibe 
,,symbolisch leer". 
Wie sie jeweils ausgefüllt werde, sei 
folglich „in der demokratischen Republik 
eine öffenttiche Angelegenheit, über die 
das 'real existierende Volk' immer wie­
der auf's neue debattieren und ent­
scheiden" müsse. 16 

2. Das liberale Spezifikum der park,. 
mentarische Demokratie bestehe darin, 
daß der Präsenz des Anderen im In­
nenraum der Verfassung Rechnung ge­
tragen werde. Feindschaft lasse sich so 
in Gegnerschaft transformieren; Wider­
sprüche und Antagonismen würden zum 
„Kampf um die Macht" verschoben, der 
in zeitweilige Lösungen und 
instih.Jtionalisierte Korn prom isse münde. 
Der Konflikt sei Dreh- und Angelpunkt 

der Gesellschaft; seine zivilisatorische 
Wirkung bestehe darin, daß die 
Konfüktgegner einander nicht gleichgül­
tig seien, daß sie einonder als mögliche 
Alternativen akzeptierten. Der 
sozialstaatliche Kompromiß etwa sei 
aus dieser Perspektive die zeitweilige 
Lösung des Antagonismus von Lohn­
arbeit und Kapital. 

3. Macht entstehe durch das 
Zusammenhandeln der Aktivbürger in 
der Zivilgesellschaft. Am konsequent ... 
sten sei dieser Gedanke in den Prinzipien 
der amerikanischen Verfassung realisiert. 
Letztere konstituierten die Vorstellung 
eines autonomen, souveränen (plural 
symbolisierten) Volkswillens, der 
geschichtsmächtig werde, indem die 
Zivilgesellschaft den republikanischen 
Gründungsakt ständig erneuere. 17 

4. In der Bundesrepublik habe sich . 
getragen von den Zyklen außer­
parlamentarischer Bewegungen - eine 
,,nachholende Gründung" der demo­
kratischen Republik vollzogen. Indizien 
für einen tiefgreifenden Wandel der 
politischen Kultur seien u. a. das Auf­
brechen traditioneller politischer Lager­
mentalitäten, die Herausbildung la­
gerübergreifender Interessenkoalitionen 
und die Beteiligung beträchtlicher akti­
ver Minderheiten. Dieser,;~I der 
politischen Kultur ermöglicliif'die zeitti­
che Verstetigung des (nachgeholten) 
Konstitutionsakts. DenAkfivbürgern und 
ihren Assoziationen sei es prinzipiell 
möglich, Minderheitenthemen in den 
öffentlichen Raum zu bringen und zu 
Mehrheitsanliegen zu machen. Der zi­
vile Ungehorsam als symbolische 
Regelverletzung verleihe der Zivil­
gesellschaft jene Macht, die die Offen· 
heit der Demokratie garantiere. 
Demokratie ist für die Autoren ein 
„symbolisches Dispositiv", mit der es 
möglich sei, ,,die öffentliche Sphäre 
gegenüber der Macht zu behaupten 
und mit dem WiderstreitderMeinungen, 
immer neuen Themen und Rechtsan­
sprüchen sowie den vielfältigen Formen 
symbolischer Praxis auszufüllen" . 16 

Demokrotie als Phrase? 

Unausgesprochen beschäftigt sich der 
demokratietheoretische Ansatz von 
Rödel u. a. mit einem Zentralproblem 
der sozialistischen Linken: Während der 



zurückliegenden Jahrzehnte haben die 
. verschiedensten Versuche sozialer Be­
freiung und nichtkapitalistischer Ent-

·:-··----.. --·wicklung immer wieder zu Formen tota­
ler Herrschaft und zur Usurpation von 
Macht geführt. Eine wichtige Ursache ist 
für die Autoren das instrumentelle Ver­
hältnis zur Demokratie, wie sie es in der 
ein oder anderen Variation bei allen 
Strömungen der Linken ausmachen. 19 

Die (Teil-) Antwort ist ein normatives 
Demokratiekonzept, das a) die Institutio­
nen der repräsentativen Demokratie und 
damit die Spaltung von politischer und 
ziviler Gesellschaft als Rahmen pro­
gressiver Politik akzeptiert; das b) De­
mokratie 11von unten" - also das Enga­
gement der Aktivbürger und ihrer As­
soziationen stark gewichtet und das c) 
im Unterschied zu Habermas auf alle 
gesellschaftlichen Sektoren bezogen 
wird. Innovativ an dieser Argumentati­
on ist, daß sie demokratische Standards 
benennt, die die Linke - auch innerhalb 
ihrer eigenen Organisationen - nicht 
mehr unterbieten darf, will sie moralisch 
und politisch glaubwürdig sein. Selbiges 
vorausgesetzt, treten jedoch die 
unübersehbaren Schwächen des An­
satzes hervor: 

l. ldeengeschichtlich argumentierend 
suchen Rödel u. a. einen positiven Be­
griff der Institutionalisierung von de­
mokratischen Minimalstandards, 
Freiheits- und Bürgerrechten zu gewin­
nen. Dies geschieht jedoch unter weitge­
hender Ausblendung der realen Gesell­
schaft. Der von H. Arendt entlehnte 
Begriff der Zivilgesellschaft unterstellt 
Machtbildung durch das Zusammen­
wirken autonomer Aktivbürger mit prin­
zipiell gleichem Zugang zur öffentli­
chen Sphäre. Schon kategorial wird 

~ damit von strukturellen, gesellschaftlich 
produzierten Ungleichheiten und 
Herrschaftsverhältnissen abstrahiert. 
Nicht-legitime Herrschaft läßt sich so nur 
noch als subtile institutionelle und kultu-

i relle Blockierung öffentlicher Reflexions-
~ prozesse fassen. 20 Aber selbst dieser 
§ verengte Herrschaftsbegriff wird nicht 
~ konsequent umgesetzt. Bourdieus Ar-
i=: beiten bleiben ebenso unbeachtet wie ~ 
w die anglomorxistische Kulturdiskussion. 
~ Gerade von Bourdieu wäre aber zu 
~ lernen, daß die kulturelle (zivil-
~· gesellschaftliche) Sphäre keineswegs nur 
~ der Ort kommunikativer Verständigung 

· '2 zwischen autonomen Aktivbürgern ist. 
~ d ~ Bour ieu zeigt eindrucksvoll, daß der 

~-·· 
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Raum der Lebensstile sein Fundament in 
den Klassenstrukturen hat. Modernisie­
rungs- und lndividualisierungsschübe 
haben keineswegs eine hierarchiefreie 
Pluralität von Lebensstilen erzeugt. Für 
Bourdieu sind Lebensstile Instrument ei­
nes „symbolischen Klassenkampfs", der 
einer eigenen Logik, nämlich der (meist 
unbewußten) Abgrenzung nach unten 
folgt. In dieser Logik liegt, daß die 
größten Spannungen im sozialen Nah­
bereich auftreten. Durch ungleichen 
Besitz an ökonomischem, sozialem und 
kulturellem „Kapital" strukturiert, sorgt 
dieser Symbolismus für die Maskierung 
der Klassenlinien, indem er sog. feine in 
absolute Unterschiede verwandelt und 
symbolische Konkurrenz zu Kämpfen 
um „alles oder nichts aufbauscht". 21 

Solange diese Logik nicht in der eigen­
sinnigen kulturellen Praxis sozialer Akt­
eure durchbrochen wird22, bleibt die 
Zivilgesellschaft in ihrer kulturellen Di­
mension Sphäre der Konkurrenz und 
der Selbstunterwerfung unter die sym­
bolisch-kulturelle Definitionsmacht der 
herrschenden Klassenfraktionen. Von 
g_leichen Zugangschancen zur 
Offentlichkeit kann vor diesem Hinter­
grund keine Rede sein. Zwar konstatieren 
auch Rödel u. a. das Fortbestehen von 
Ungerechtigkeit und Ausgrenzung in 
der Zivilgesellschaft23, aber sie blenden 
deren strukturelle Ursachen aus und re­
duzieren die Problematik auf angemes­
senen Zugang zur Öffentlichkeit. Die-in 
sozioökonomischen Verhältnissen 
wurzelnde - ungleiche Verteilung von 
Wissen und Definitionsmacht kann so 
keine angemessene Beachtung finden. 

2. Die Abkoppelung der demokratie­
theoretischen Argumentation von der 
Gesellschaftsanalyse führt dazu, daß 
die Frage nach immanenten, 
demokrotiegefährdenden Folgen ge­
sellschaftlicher Modernisierungspro­
zesse gar nicht erst gestellt wird. Ulrich 
Beck hat solche Tendenzen am Beispiel 
ökologischer Großrisiken eindrucksvoll 
gezeigt. Bedrohungen grenz- und 
systemüberschreitender Dimension wie 
etwa die Gefährdung durch freigesetzte 
Radioaktivität schlagen bis auf die un­
mittelbare Privatsphäre durch. Sie be­
wirken eine Zwangspolitisierung des 
Alltags, verschieben unter der Hand die 
Grenzen zwischen Privatem und Politi­
schem. Die Produktion solcher Gefähr­
dungen ist in der Regel an 
Investitionsentscheidungen gebunden, 

die sich dem Zugriff der Politik weit'. 
gehend entziehen. Wissenschaftlich­
technische Entwicklung und 
Rationalisierung wirken über die 
ungesehenen und nicht verantworteten 
Nebenfolgen als „undemokratische 
Gesellschaftsveränderung". 24 In dieser 
„Entmachtung von Politik" sieht Beck 
eine strukturelle Gefährdung der De­
mokratie. Die „Niemandsherrschaftder 
ungesehenen Nebenfolgen" drohe in 
den westlichen Demokratien das Regime 
zu übernehmen25, diese Tendenz mün­
de unweigerlich in eine autoritäre 
Technokratie. Tatsächlich legen Ent­
scheidungen über den Bau von Ar.>Ns, 
über nukleare Wiederaufarbeitung, 
gentechnische Produktion oder auch über 
den Einsatz militärischer Mittel am Golf 
aufgrund ihren Folgen Generationen 
von Menschen in bestimmter Weise fest. 
Sie determinieren gesellschaftliche Ent­
wicklung weit über den Horizont der 
Gegenwart hinaus, begrenzen Demo­
kratie und bewegen sich daher konträr 
zum Projekt einer nach der Zukunft hin 
offenen, lernfähigen demokratischen 
Verfassung. Trifft das aber zu, so muß 
sich der normative Demokratiebegriff 
gegen gesellschaftliche Interessen und 
deren soziale Träger wenden, die der­
artige Entscheidungen bzw. deren 
„ungesehene Nebenfolgen" bewirken 
und verantworten. Das ist aber nur 
möglich, wenn Interessen nach be­
stimmten Kriterien bewertet werden. 
Eben dies leisten Rödel u. a. nicht; sie 
belassen es beim Konstatieren der all­
gemeinen Feststellung, daß die Zivil­
gesellschaft aufgrund der Interessenplu­
ralität immer Ort des Kampfes, des 
Konflikts sei. 

3. Damit ist ein weiteres Problem be­
rührt. Sicher sind die Demokratien des 
Westens durch Gewährung eines Mini­
mums an Öffentlichkeit in der Lage, 
adäquater und flexibler auf ökologische 
Gefahren zu reagieren als die real­
sozialistischen Herrschaftssysteme im 
Osten es vermochten. Dort hat das Fehlen 
einer kritischen Öffentlichkeit die 
ökologische Krise mit Sicherheit ver­
schärft. Unübersehbar haben ober auch 
parlamentarische Demokratien ihre 
Mechanismen zur „symbolischen 
Entsorgung" ausgebildet. Perrows 
Schema über den Umgang mit (Beina­
he-J Katastrophen (Vertuschen, noch 
Aufdeckung verharmlosen, Bildung ei­
ner Kommission unter Beteiligung der 

Opposition, symbolische Entsorgung des 
Problems, Befriedung der Offentlichkeit 
und Weiterbetrieb der AnlogeJ ließe 
sich unschwer auf zahlreiche bundes­
deutsche Ereignisse (Biblis, Alkem/ 
Nukem etc.J übertrogen. 26 Die Span­
nung, die z. T. zwischen einer 
mehrheitlich otomkraftkritischen Öffen~ 
lichkeit und dem otomindustriellen 
Komplex bzw. dem „Black an der Macht" 
(PoulantzosJ existiert, bleibt 
unthematisiert. Dies auch deshalb, weil 
die zeitweilige, ständig umkämpfte Be­
setzung der „Leerstelle der Macht" durch 
einen "histo<ischen Block" führender und 
ihnen angeschlo.~sener Klassen­
fraktionen in den Uberlegungen von 
Rödel u. o. stillschweigend vorausge­
setzt, ober nicht zum Analysegegenstand 
gemacht wird. Ahnliches gilt für die 
vielfach belegten Negativtendenzen im 
politischen System selbst - etwa 
Verselbständigung der Exekutive und 
Funktionsverlust der Parlamente, 
u Verstaatlichung" der Parteien, 
korporatistische Interessenbündelung 
etc.21 

4. Das gesamte Konzept steht und fällt 
mit der Annahme eines tiefgreifenden 
demokratischen Wandels der politischen 
Kultur in der Bundesrepublik. Ein solcher 
Wandel ist empirisch nicht zu bestreiten; 
aber er ist keineswegs unumkehrbor, 
wie es bei den Autoren anklingt. Schon 
die Vereinigung mit der Ex-DDR hat wohl 
zu einer partiellen Revision geführt. Aber 
auch in der Bevölkerung der Ex-BRD 
waren und sind autoritäre, antidemo­
kratische Einstellungen nach wie vor 
verbreitet; unter den Jugendlichen der 
„Vereinigungsgeneration" dürften sie 
wieder zunehmen. 28 Der Demokrati­
sierungsprozeß war in der Regel an das 
Wirken kollektiver Akteure gebunden, 
die auf mindestens punktueller 
lnteressenvereinhei~ichung basierten 
und sich nur schwerlich als libertäre 
Demokratiebewegungen fassen lassen."' 
Die Liste der kritischen Einwände ließe 
sich verlängern30; unterm Strich bleibt: 
Die normative Idee einer libertären De­
mokratie hat ihrem Wert dort, wo sie 
die zivile Inanspruchnahme und institu­
tionelle Sicherung von Freiheits- und 
Bürgerrechten einklagt. Sie droht iedoch 
zur „demokratischen Phrase"31 zu er­
starren, wenn sie von realen gesel~ 
scholtfichen Mochtzusammenbollungen 
und Krisenphänomenen abstrahiert. 
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,,Andere Mademe" und demo-
kratische Frage 

Aus den bisherigen Überlegungen er­
gibt sich, daß Antworten auf die demo­
kratische Frage dann zu kurz greifen, 
wenn sie ausschließlich im politischen 
System verbleiben." Abschließend soll 
daher zumindestangedeutetwerden, in 
welche Richtung weitergedacht werden 
muß: 

l. Programmatische Formeln wie 
„ökologischer und sozialer Umbau der 
Industriegesellschaft" artikulieren das 
Zentralproblem kopitolistischer Metro­
polen. Der ökonomisch-technische 
Modernisierungsprozeß zehrt an den 
natürlichen und sozialen Grundlagen 
menschlicher Vergesellschaftung. Er er­
zeugtBedrahungenglobolerDimension, 
die den Zivilisationsprozeß insgesamt 
gefährden. In diesem Kontext stellt sich 
heute das Demokratieproblem .. 
Modernisierung muß „selbstreffexiv" 
werden, d. h. öffen~icher Kontrolle 
zugänglich und durch Gegen­
machtbildung beeinAußbor sein. Eine 
adäquate gesellscholtstheoretische Be­
arbeitung dieser Problematik verlangt 
einen Bruch mit allen Ansätzen, die 
soziale Evolution als eindimensionalen, 
~inlinigen Prozeß betrachten. Der 
Ubergang von fordistischen zum 
nachfordistischen Kapitalismus schließt 
eine Fülle möglicher Optionen und 
alternativer Entwicklungspfade ein. Im 
Sichtbarmachen dieser Alternativen liegt 
die Gestaltungschance von Politik; von 
hier aus sind die Möglichkeiten einer 
Demokratisierung der Gesellschaft aus­
zuleuchten. 

2. Metropolen wie die Bundesrepublik 
stehen vor der Aufgabe einer umfas­
senden Okologisierung von industrieller 
Produktion und daran gebundener Le­
bens- und Konsumformen. Ziel muß es 
sein, den gesellschaftlichen Produktions­
und Reproduktionsprozeß bei einem 
möglichst sparsamen Einsatz natürlicher 
Ressourcen an nahezu geschlossene 
natürliche Kreisläufe anzupassen. Zur 
Bewältigung dieser Aufgabe reicht das 
Vertrauen in die Selbstregulierungs­
mechanismen des Marktes nicht aus. 
Vielmehr bedarf es eines Steuerungs­
systems, das die gesellschaftliche 
Irrationalität einzelwirtschaftlich durch­
aus effektiver unternehmerischer Ent­
scheidungen durchbricht, das kurzfristi-

ge Gewinninteressen zugunsten län­
gerfristig sinnvoller Maßnahmen 
zurückdrängt. Esgehtumdielnstallierung 
eines Regelsystems, eines „Brems­
mechanismus" (Beckj, welcher der 
fortschreitenden Abkoppelung techni­
scher Produktivkraftentwicklung von 
artikulierten sozialen Bedürfnissen ent­
gegenzuwirken vermag. Weder die 
schematische Staatsplanung im Real­
sozialismus noch der „industrieU-bürc> 
kratischeEntsorgungskomplex" Oänickej 
westlicher Gesellschaften, der selbst die 
Folgen ökologischer Zerstörung noch 
zur profitablen Anlagesphäre macht, 
sind zur Bewältigung dieser Aufgabe 
geeignet. Eben dies verweist auf ein 
auch in parlamentarisch.demokratischen 
Gesellschaften bestehendes 
Demokratiedefizit. 

3. Die Behebung dieses Demokratie­
defizits umfaßt verschiedene Aspekte: 
(oj Zunächst muß es darum gehen, die 
"schleichende Gesellschafts­
veränderung" durch demokratisch nicht 
verantwortete Entscheidungen in der 
Wirtschaft, dem Wissenschaftssystem 
oder den administrativen Bürokratien 
öffen~icher Kontrolle zu unterwerfen. 
Die Tragweite zahlreicher Entscheidun­
gen verlangt, das Entscheic!~r)gs­
monopal von Eliten und Ex~en 
an vielen Punkten oufzuhebenJi'lt.ht 
also um die Ausweitung von DaMäii'Olie 
auf Bereiche, in denen sie bislan/{nicht 
stattfindet. Angelpunkt sind dabei nicht 
so sehr die Eigentums- und Besitz­
verhältnisse, sondern Transparenz und 
öffentlicher Zugang zu gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen. (bJ Die ver­
fassungsmäßige Absicherung von 
plebiszitären Elementen und basis­
demokratischen Ansätzen kann hierzu 
ein Mittel sein. Wichtiger ist aber eine 
neue Verknüpfung von Expertenwissen 
und demokratischer Öffentlichkeit- z. B. 
durch die Institutionalisierung von 
Selbstreflexion, Gegenwissen und 
Gegenexpertisen in den gesellschaftli­
chen Teilsystemen. (cj Demokratische 
Verfahren und Mitbestimmungs­
möglichkeiten versagen häufig dort, wo 
sie allein auf Repräsentation basieren 
und über die Köpfe der einzelnen hin­
weg entscheiden. Dies spricht für eine 
stärkere Koppelung von Partizipati­
onsmöglichkeiten an individuelle 
Entscheidungsoptionen und vom ein­
zelnen einklagbare Rechtspositionen. 
Denkbor sind z. B. ein individuelles 



Vetorecht am Arbeitsplatz bei 
gesundheitsgefährdenden Produktio­
nen/Stoffen, ein individuelles Recht auf 
Umweltschutz etc .. 

4. Was dies für progressive Politik hei­
ßen könnte, sei am Beispiel der 
betrieblichen Handlungssphäre ver­
deurlicht: Faktum ist, daß mikroelektro­
nisch gestützte technische Innovationen 
unterschiedliche Rationalisierungs­
varianten und betriebliche Enfv.licklungs­
pfade ermöglichen. Die Variationsbreite 
liegt hier zwischen japanischem 
,,Betriebsclan", einer unternehmens­
zentrierten Vergemeinschaftung, die zu 
einer indirekten, aber nahezu totalen 
Kontrolle über den Arbeitskörper ten­
diert, und neuen Produktionskonzepten, 
die zumindest Ansätze von Produ­
zentendemokratie zulassen. Was sich 
durchsetzt ist, angesichts der Differenzen 
im unternehmerischen Management, 
Gegenstand betrieblicher/ gesellschaft­
licher „Subpolitik". Elemente einer auf 
Produzentendemokratie orientierenden 
progressiven Arbeits- und Betriebspolitik 
könnten sein: 

• Aktives Durchsetzen „neuer 
Produktionskonzepte", die auf 
Requalifizierung von Industriearbeit 

vgl. dazu: Haug, W.: Garbatschaw. Versuch über 
den Zusammenhang seiner Gedanken, Berlin 1989, 
bes. S. 331 ff.,J. Bischoffu.M. Menard: Marktwirt­
schaft und Sozialismus, Hamburg 1990 

2 Auf die Debatte um Existenz und Krise eines 
)ordistischen" Entwidlungsstodiums des Kapilo­
lismu5 kann hier nicht eingegangen werden, vgl. 
dazu: Hirsch, J.: Kopilolismus ohne Alternative, 
Hamburg 1990; kritisch: Bischoff, J. u. R. Detje: 
Massengesellschaft und lndividuolitäl. Krise des 
Fordismus und die Strategie der Linken, Homburg 
1989, Hübner, K.: Theorie der Regulation, Berlin 
1988, Lipietz, A.: Akkumulation, Krisen und Aus-­
weg aus der Krise, in: Prokla 58/1985, Mahnkopf, 
B. (Hg.): Der gewendete Kapitalismus, Münster 
1988, Dörre, K.: Gewerhchaften im Risiko­
kopilalismus, in: F. Deppe, K. Dörre, W. Rossmann: 
Gewerbchaften im Umbruch, Köln 1989 

3 Dazu bereits Anfang der 80er Jahre: Chr. Buci-
Glucksmann u G. Therborn: Der 
sozioldemokrotische Staot, Homburg 1982 

4 Hobermas, J.: Nachholende Revolution und linker 
Revisionsbedarf. in: ders.: Die nachholende Revo­
lution, Frankfurt 1990, S. 179 - 204, hier: S. 192 

5 Dohrendorl, R.: Betrachtungen über die Revolution 
in Europa, Stuttgart 1990 

6 Nolte, E. in FAZ, 19.02.1990 
7 vgl. dazu Habermas, o.o.O., S. 198 
8 vgl. dazu: Die demokratische Frage. Ein Essoy von 

Ulrich Rödel, Günther Frankenberg und Helmut 
Dubiel, frankfur1/M. 1989, S. 22; siehe ouch: 
dies.: Unpolilische Rodikolitöl, in: links, S. 33 · 35 

9 Beck, U.: Risikogesellschafl. Auf dem Weg in eine 
andere Moderne, Fronklurt/M. 1986, S. 301 

10 Marx, K.: Zur Judenfrage, in: MEW 1, S. 347 -
_377, hier: S. 370 

und nicht per se auf die Verdrän­
gung menschlicher Arbeitskraft aus 
dem Produk~onsprozeß zielen; 

• Ausweitung von Mitbestimmung auf 
die stoffliche Seite, das was, wie und 
wozu der Produktion, Einbeziehung 
von Kommunen, Umweltverbänden, 
Bis usw. in die öffentliche Kontrolle 
von Unternehmensentscheidungen 
(etwa über regionale Strukturröte); 

• Kampf gegen die fortschreitende 
Aushöhlung tarifvertraglich ge­
schützter Normalarbeitsverhälfn isse, 
zugleich Umdefinition von „Normal­
arbeitsverhältnissen" und stärkere 
Ausrichtung auf den weiblichen 
Lebensenfv.lurf; 

• Kollektive Absicherung individueller 
Freiheiten und Entfaltungsspielräume 
im Produktionsprozeß, Bedürfnissen 
nach Zeitsouveränität, selbst­
bestimmter Gestaltung des Arbeits­
prozesses, nach Sinnhaftigkeit/ 
Kreativität der Arbeitsprozesse muß 
stärker Rechnung getragen werden. 

• Solidarität mit den von Marginalisie­
rung bedrohten und entsprechende 
Umverteilung von Arbeit und Ein­
kommen. 

5. Das Demokratieproblem besitzt eine 
internationale Dimension. Der Nord-Süd-

11 Auf die Entfaltung der Marx.sehen Staatstheorie 
und ihre Entwicklung durch die nachfolgenden 
Generationen marxistischer Intellektueller kann hier 
nicht eingegangen werden. Eine Verfolgung der 
Linie Marx, Luxemburg, Gramsci über Bauer und 
die Austromorxisten bis hin zu Abendroth, Althusser, 
Poulantzas etc. würde allerdings Pauscholvorwürlen 
wie dem eines instrumentellen Verhältnisses zur 
Demokratie einiges entgegenzusetzen haben. 

12 vgl. Habermos, J.: Theorie des kommunikativen 
Handelns, 2 Bd., Frankfurt 1981 

13 ders., Nachholende Revolution, a.a.O., S. 199 
14 Zur Kritik der Habermasschen Konzeption vgl.: 

Krüger, H. P.: Kommunikatives Handeln oder 
gesamtgesellschaltliche Kommunikationsweise, in: 
Kommunikatives Handeln, hrsg. v.: A. Harmeth u. 
H. Jones, Frankfurt 1986 

15 Roedel u. a., a.o.O. S. 159 
16 ebd., S. 40 
17 ebd., S. 43 
18 ebd., S. 49, S. 108 
19 Freilich hat diese Kritik - auch wenn sie sicherlich 

einen wunden Punkt marxistischer Theariebildung 
trifft. offenbar dislinklive Funktion. Sie wird exem­
plarisch on Agnolis „Transformation der Demokro· 
tie" exekuliert, ohne die lange Geschichte 
marxistisch inspirierter Staats-- und Demokratie­
diskussion überhcupl zur Kenntnis zu nehmen. 

20 In diesem Punkt stimme ich mil J. Hirschs Kritik 
überein. Vgl. dazu: ders.: Ein Bekenntnis zur real 
existierenden Demokratie, in: links, S. 32 1. 

21 vgl. Bourdieu, P.: Die leinen Unterschiede. Kritik der 
gesellschaftlichen Urteilskraft, Frankfurt 1987 !2. 
Aufl.); ders.: Sozialer Sinn. Kritik der theoretischen 
Vernunft, Frankfurt 1987 

22 vgl. Willis, P.: Erziehung zwischen Reproduktion 
und kultureller Produktion, in: Das Argument 1 / 
1990, S. 9 - 28. Willis wendet seinen Begriff der 

Konflikt und die damit verklammerten 
ökonomischen, sozial-kulturellen und 
ökologischen Krisenherde markieren 
wohl die entscheidende Problemzone 
der nächsten Jahrzehnte. Daher bedarf 
es in den Metropolen eines neuen lnter­
nationalismus33, der den Kampf um eine 
ökologisch und sozial ausgerichtete 
Welfv.lirtschaftsordnung ins Zentrum 
politischen Handelns rückt. Dabei geht 
es nicht nur um die Aufhebung von 
Entwicklungsblockaden, _sondern auch 
um eine progressive Uberwindung 
nationalstaatlicher RE:9ulierung in zwei 
Richtungen: durch Ubertragung von 
Entscheidungskompetenzen an supra­
nationale, dann aber demokratisch zu 
legitimierende Strukturen einerseits und 
durch Stärkung regionaler /kommunaler 
Planungs- und Gestaltungsmöglichkeiten 
andererseits. 
6. Ein solcher Politiktyp, ein an der 
Demokratisierung der Gesellschaft ori­
entierter „starker Reformismus", zielt für 
die überschaubare Zukunft auf einen 
„politisch und sozial besser regulierten 
Kapitalismus" .34 Sozialistische Politik 
kann daher nicht von einem Fluchtpunkt 
außerhalb „des Systems" gedacht wer­
den. Sie muß sich zudem in eine Viel­
zahl von Bereichspolitiken auffächern, 
die nicht mehr auf schlichte Formeln von 

kulturellen Produktion auch kritisch gegen Bourdieus 
zirkuläres Habitus-Konzept. 

23 Rödel u. o., a.o.O., S. 112 
24 Beck, Risikogesellschaft, a.a.O, S. 302 
25 ebd., S. 305f. 
26 Perrow, Ch.: Normale Katastrophen. Die unvermeid­

baren Risiken der Großtechnik, Frankfurt 19B7 
27 Rödel u. o. bestreiten diese Tendenzen nicht, aber 

sie unterlassen es, Konsequenzen für ihre eigene 
demokralietheoretische Argumentation zu diskulie­
ren. 

28 Der demokratische Wertewandel, aber auch die 
Gegen!endenzen sind von zahlreichen Jugend­
und Generationen-Studien belegt worden. Vgl. Z. 
B. Zlnnecker,J.:Jugendkullur 1940- 1985,0pladen 
1987; Heitmeyer, W.: Rechtextremistische Orien­
tierungen bei Jugendlichen, Weinheim 1988 

29 Darauf weist, freilich in einem anderen inhaltlichen 
Zu~ammenhong, Otto Ka11scheuer hin. Ders.: 
Schwierigkeiten beim Aneignen von Demokratie, 
in: Blätter für dt. u. in1. Politik 11 /89, S. 1360 ff. 

30 So bleibt die Operalionalisierung des .symboli­
schen Dispositivs der Demokratie" eher farblos. 
Über ein Konzept der „militanten Toleranz" ge­
genüber extremen politischen Positionen und eine 
lntegraHon der auf Sozialpo!Hik reduzierten sozialen 
in die demokratische Frage gelangt sie nicht hinaus. 

31 vgl. auch die Kritik von B. Ulrich, Die demokratische 
Phrase, in: Kommune 2/1990, S. 42. 44 

32 Beck, U.: Gegengifle. Die organisierte 
Unverantwortlichkeil, Frankfurt 1988, S. 290 

33 Deppe, F.: Alter und neuer Internationalismus, in: F. 
Deppe, J. Huffschmid, K. P. Weiner, 1992. Projekt 
Europa, Köln 1989 

34 Hirsch, J.: Kapi1olismus ohne Alternative, a.a.O., 
S. 181 

35 Eine kritische Diskussion dieses Ansatzes findet sich 
bei Demirovic, A.: Nicos Poulantzas, Berlin 1982 
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Antikapitalismus und gewerkschaftli­
chem Widerstand reduzlerbar sind. Ei­
ner adäquaten Fassung des Verhältnis­
ses von Staat und Zivilgesellschaft kommt 
dabei entscheidende Bedeutung zu. Drei 
Aspekte seien hervorgehoben: 

(a) Progressive Politik hat in der Zivil­
gesellschaft anzusetzen; sie muß auf 
Gewinnung gesellschaftlicher Mehr­
heiten und auf Veränderungen unter­
halb der Schwelle politischer Macht 
zielen. Umfassende ökologische Re­
formen oder solidarisches Zusam­
menleben in einer multikulturellen Ge­
sellschaftlassen sich z.B. nur realisieren, 
wenn sie bei den Individuen selbst vor­
bereitet sind, wenn sie schon im 
Alltagsleben vorweggenommen wer­
den. Selbstveränderung - etwa das Ak­
zeptieren der Differenz, des Anderen, 
Fremden, oder auch die Aneignung 
eines umweltverträglichen Lebensstils 
müssen der Gesellschaftsveränderung 
zumindest partiell, also bei relevanten 
Minderheiten, vorausgehen. Die Zivil­
gesellschaft ist in diesem Sinne Sphäre 
des Kampfs. In ihr finden permanent 
spontane, z. T. unbewußte Auseinan­
dersetzungen um das „richtige", 
sinnerfüllte Leben statt. Die sozialisti­
sche Linke schwankt in ihrer Haltung zu 
diesen Kämpfen ethisch-moralischer 
Natur häufig zwischen der Kritik einer 
vermeinHich affirmativen Massenkultur 
und dem bloßen Nachvollzug 
avantgardistischer Trends. Ein aktives 
Einschalten in diese KonRikte verlangt 
keineswegs nach einem kohärenten 
Lebenskonzept, das dann der Gesel~ 
schalt nur noch übergestülpt werden 
müsse. Vielmehr muß es um die 
Artikulation von Elementen einer neuen 
Moral gehen, die in den spontanen 
Definitionskämpfen bereits angelegt 
sind. Ein zentrales Anliegen kann dabei 
sein, der Tendenz zur Entkoppelung von 
Selbstentfaltungswerten einerseits und 
ökologisch-sozialer Veranfv.lortung an­
dererseits zu begegnen. Dies erfordert 
eine Fülle von eigenständig_~n Kämpfen 
in den gesellschaftlichen Uberbauten, 
den Schulen, Medien, Gewerkschaften, 
Parteien; Kämpfe um Lerninhalte, Er­
ziehungsziele, Herstellung von Öffent­
lichkeit, programmatische Ausrichtun­
gen usw. 

(b) Dieser Kampf ist selbst schon Ele­
ment eines in der Gesellschaft beginnen­
den Umsteuerns. Als solcher darf er 

freilich nicht von der Sphäre politischer 
Macht absehen. Er muß sie zum Terrain 
der Auseinandersetzungen machen. Der 
Staat ist nicht einfach Herrschafts­
maschine, er ist selbst ein soziales Ver­
hältnis, Verdichtung von Kräfte­
verhältnissen. Auch der Block an der 
Macht ist nicht homogen; er setzt sich 
aus unterschiedlichen, ständig im Kampf 
befindlichen Klassenfraktionen zusam­
men jPoulanlzas)35. Progressive Politik 
ist dementsprechend Kampf in 
Permanenz, stetige Bewegung, die in 
den unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Sphären auf die Verschiebung von Kom­
promissen und Definitionsverhältnissen 
zu ihren Gunsten drängt. Dabei darf sie 
das Ziel einer politisch-rechtlichen 
Fixierung erreichter gesellschaftlicher 
Mehrheiten nicht aufgeben. 

(c) letzteres verlangt nach Gegen­
machtbildung, nach neuen Formen von 
Interessenvereinheitlichung und alter­
nativer „Block-" {nicht Lager-!) bildung. 
In sozial fragmentierten und kulturell 
differenzierten Gesellschaften ist auszu­
schließen, daß ein solcher alternativer 
Block durch eine Klassen- oder Volks­
partei o. ä. repräsentiert und zu­
sammengehalten wird. Eher geht es. um 
die vorerst punktuelle, oftmals k,ger­
übergreifende Verknüpfu~g,;jfiiU:~­
terschiedlicher Strömungen, .µiii(~i:n 
Zusom_i:nenspiel von sozialen ~n­
gen, Offenrlichkeit und progressiven 
politischen/gewerkschaftlichen Orga­
nisationen. Zielvorstellung ist ein „Block 
ohne Hegemon". Voraussetzung einer 
solchen Blockbildung ist, daß die Linke 
demokratische Minimalstandards auf 
sich selbst anwendet, unterschiedliche 
Positionen toleriert, sie diskursiv bear­
beitet. Das schließt Avantgarde- und 
Alleinvertretungsansprüche aus. Freilich 
bedarf eine solche Blockbildung auch in 
Zukunft des „Geistes der Spaltung" 
(Gramsci), also der exemplarischen 
Auseinandersetzung mit dem „Macht­
block" an ienen Punkten, wo eine Verän­
derung von Kräfteverhältnissen nötig 
und möglich erscheint. 

So wäre die demokratische Fra· 
ge - unler anderen hislorischen 
Bedingungen, aber ansonslen 
durchaus im Sinne des jungen 
Marx - umfassend zu stellen als 
eine Herausforderung nicht nur 
für die politische Linke. 
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ZIVI LGES ELLSCH:UT 

Sabine Kebir 

Die Internationalisierung der 
,,Zivilgesellschaft'' 
Das von Antonio Gramsci in den 
zwanziger und dreißiger Jahren 
entwickelte Konzept der „Zivil­
gesellschaft" ermöglicht eine 
Analyse der Herrschaftsverhäl­
tnisse in modemen bürgerlich­
parlamentarischen Systemen. Es 
liefert darüber hinaus aber auch 
strategische Orientierungen für 
den Kampf der Linken, die - zu­
nächst ausgehend von diesem 
System • umfassendere Verge· 
sellschaftungen anstreben. 
Gramscis Vorstellungen waren 
dem stalinistischen Revolutions­
modell insofern entgegengesetzt, 
weil er die „bürgerlichen Freihei­
ten" nicht mißachtete und ab­
schaffen, sondern verteidigen 
und ausbauen wollte. Ohne die 
zu seiner Zeit erreichten - und 
angesichts des Faschismus sich 
als äußerst fragil erweisenden -
Formen ziviler Freiheiten zu 
überschätzen oder gar zu glori­
fizieren, sah er sie doch als 
wesentliche historische Errun­
genschaften an. Die zukünftigen 
Vergesellschaftungen sollten 
nicht staatlich verardnet, sondern 
über die demokratische Dyna· 
mik der Zivilgesellschaft erreicht 
werden • der Gesamtheit der 
"privaten" Organisationen (Par­
teien, Gewerkschaften, Räte, 
Clubs, Vereine, Bildungseinrich­
tungen usw). 
Gegenwärtig erleben wir einen 
weltweiten Kampf der Välker 
um die Errichtung von „Zivil­
gesellschaften" bürgerlichen 
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Typs. Nicht nur i.n den Ostblock­
staaten, die sich vom wirt­
schaftlichen und ideologischen 
Totalitarismus befreit haben, in­
stallieren sich Mehrparteien· 
systeme mit periodisch abzu­
haltenden freien Wahlen. Auch 
in vielen Ländern der sogenann­
ten Dritten Welt findet ein Kampf 
dafür statt. Diesem Kampf gingen 
weltweite Auseinandersetzun­
gen zwischen den kulturellen 
Elementen bürgerlicher Zivilge· 
sellschaften und den vor· 
industriellen oder autoritär ver­
walteten Kulturen voraus. 

Daß uns die griechischen Kunstwerke 
noch immer berühren, war schon für 
Marx eine erstaunliche und wichtige 
Tatsache gewesen - ein Zeichen für die 
erhebliche Flexibilität gewisser Über­
bauten. Auch Gramsc]. ging von der 
Fähigkeit der kulturellen Uberbauten aus, 
sich auch in Gesellschaften zu entfalten, 
in denen ihre sozioökonomischen 
Grundlagen kaum vorhanden oder erst 
in Ausbildung begriffen sind. Seine auf 
dieser Basis entstandenen Theorien zur 
Massenkultur ermöglichen das Ver­
ständnis eines Teils der heutigen welt­
weiten Kulturkämpfe. 

Industrialisierung der 
Kulturproduktion 

Von Marx über Mehring, Luxemburg, 
Lenin bis Lukacs ist die Auffassung zu 
beobachten, daß nach der noch relativ 
rasch erwarteten Revolution die 
Massenkultur aus einer Kombination des 
fortschrittlichen Menschheitserbes in 
Kunst und Literatur mit sozialistischer 

Weltanschauung entwickelt werden 
könnte. Am qualitativ höchsten, was die 
Menschheit ie hervorgebracht hatte, 
sollte sie sich abstoßen und möglichst 
gradlinig zu neuen Ufern hinübergleiten. 
Theoretisch war zu Marxens Zeiten und 
in Lenins unterentwickeltem Rußland -
das noch keine Ansätze zur industriellen 
Massenkultur hatte - auch kaum eine 
andere Extrapolierung möglich. 
Wenn Gramsci das Verdienst zukommt, 
die Bedeutung der modernen Massen­
kultur als Ausgangspunkt auch einer 
neuen Fortschrittlichen Kulturentwicklung 
erkannt zu haben, so hielt er doch auch 
die kritische Aneignung des hoch­
kulturellen Erbes für unverzichtbar: 
„Das Volk will „Literatur mit Inhalt", aber 
wenn der volkstümliche Inhalt von gro­
ßen Künstlern ausgedrückt ist, werden 
diese vorgezogen. Erinnert sei hier 
daran, was (ich) über die liebe des 
Volks zu Shakespeare, für die griechi­
schen Klassiker und in neuester Zeit für 
die großen russischen Romanautoren 
(Tolstoi, Dostojewski) geschrieben (habe). 
Das gilt in der Musik für Verdi" (Gramsci 
1983, 220). 
Schon während des ersten Weltkriegs 
erlebte Gramsci mit großer Intensität 
das Kino und verstand sofort seine zu­
kunftsträchtige Bedeutung (vgl. Gramsci 
1983, 120). Zu dieser Zeit stach ihm 
auch bereits der - aus der Welt der 
Industrie entlehnte - serienmäßige Cha­
rakter der Kunstprodukte für die Volks­
massen ins Auge. 
„Die Mehrheit der Lieferanten schreibt 
ihre Werke nicht einmal mehr selbst. Sie 
verteilen „Fabeln" an arme Teufel, die 
daraus eine unzählige Anzahl von Ka­
piteln entwickeln müssen: Sie zahlen 
zwei, drei, vier Saldi für die Zeile, wofür 
die Zeitschriften dann eine Lira und 

zuweilen mehr zahlen werden. Oft ge­
schieht es auch, daß die Autoren die 
~omane, die ihnen arme, ausgehungerte 
Teufel zutragen, in einen besseren Zu­
stand bringen. Mancher hat geradezu 
ein Büro mit Personal eingerichtet, das 
konfektionierte Romane herstellt" 
jGramsci 19.83, 34). 
Gramscis Uberlegungen, daß die 
Massenkultur in einer neuen Kultur­
konzeption nicht übergangen, sondern 
in Betracht gezogen werden muß, im­
pliziert natürlich auch ihre Kritik. Er 
selbst untersuchte die verschiedenen 
Genres der Volkskultur: die Folklore, das 
mündlich überlieferte Epos, die Musik, 
die katholische Literatur, die Fort­
setzungsliteratur und die Krimis. 
Diese Art von Literatur „ersetzt jund 
begünstigt gleichzeitig) das Phantasie­
ren des Menschen aus dem Volke, sie ist 
ein richtiggehendes Träumen mit offenen 
Augen (Tagträumen?). Hier ist zu über­
prüfen, was Freud und die 
Psychoanalytiker über das Träumen mit 
offenen Augen (Tagträumen?) meinen. 
In diesem Falle kann man sagen, daß 
das Phantasieren des Volkes von einem 
!sozialen) ,,lnferioritätskomplex" ab­
hängt, der ausgedehnte Phantasien über 
Rachegelüste und die Bestrafung derje­
nigen hervorbringt, die an dem erlittenen 
Unglück schuld sind. Im „Grafen von 
Monte Christo" sind alle Elemente en~ 
halten, um den Leser in Phantasien 
einzuwiegen und ihm ein Narkotikum 
zu geben, daß das Gefühl des Elends 
vermindert" jGramsci 1968, l 08). 
Die wachsende Verbreitung des Krimi- -
nalromans sah Gramsci nicht ausrei­
chend durch die Tatsache erklärt, daß 
viefeMenschen „taylorisiert", d. h. einem 
monotonen Arbeits- und Lebensrhythmus 
ausgesetzt sind und diesem wenigstens 
beim Lesen entRiehen wollen. Es sei 
schon immer ein großer Teil der Men­
schen „taylorisiert und eisern diszipli­
niert" gewesen und habe versucht, der 
Enge der bestehenden Gesellschafts­
organ isation, die sie versklavte, durch 
Phantasie und Traum zu entkommen. 
Aber: 
„In der modernen Welt ist die Frage 
anders als in der Vergangenheit 
akzentuiert, weil die erzwungene 
Rationalisierung der Existenz immer mehr 
die Mittelklassen und die Intellektuellen 
in unerhörtem Ausmaß erreicht; aber 
auch Für sie handelt es sich nicht um 
einen Niedergang des Abenteuers, 
sondern um diezugroßeAbenteuerlich-
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keitdes täglichen Lebens [Hervorh. S.K.J, 
d. h. um zu große Ungewißheit in der 
Existenz, was mit der Überzeugung ein­
hergeht, daß es gegen solche Ungewiß. 
heil kein individuelles Mittel der 
Eindämmung gibt: Daher lechzt man 
nach dem „schönen" und interessanten 
Abenteuer" (Gramsci 1983, 215). 

Die Arbeitskultur des 
Industrialismus 

Trotz seiner Kritik an den verschiedenen 
Genres der Massenkultur, war sich 
Gramsci darüber im klaren, daß eine 
fortschrittliche Kulturentwicklung an sie 
anknüpfen müsse, weil „man nur aus 
dem Leserkreis der Fortsetzungsliteratur 
das Publikum gewinnen kann, das groß 
genug und notwendig ist, um die kultu­
relle Basis der neuen Literatur zu schaf­
fen ... Um dieses Ziel zu erreichen, ist es 
erforderlich, viele Vorurteile aufzugeben, 
und besonders istdaran zu denken, daß 
man nicht allein über das Monopol 
verfügt, sondern gegen sich eine be­
trächtfiche Organisation von Verleger­
interessen hat. Das geläufigste Vorurteil 
besteht darin, daß die neue Literatur sich 
mit einer küns~erischen Schule intellek­
tuellen Ursprungs identifizieren müsse, 
wie es beim Futurismus der Fall war. Die 
Voraussetzung der neuen Literatur kann 
aber nur historisch, politisch, volkstüm­
lich sein: sie muß versuchen, das 
weiterzuentwickeln, was schon existiert, 
polemisch oder in irgendeiner anderen 
Weise; es ist wichtig, daß sie ihre 
Wurzeln im Humus der Volkskultur 
schlägt, so, wie sie ist, mit ihren 
Geschmacksformen, ihren Tendenzen 
usw. , mit ihrer moralischen und intel­
lektuellen Welt, sei sie auch noch so 
zurückgeblieben und konventionell" 
(Gramsci 1983, 114-115). 
Wesentticher Bezugspunkt aller Phäno­
mene der Volkskultur ist die Kultur der 
Arbeit, die Gramsci für seine Zeit in den 
Erscheinungsformen des Fordismus und 
Taylorismus untersucht hat. Die spezifi­
sche Beziehung zwischen Arbeitswelt 
und Massenkultur ist durch die indu· 
strielle Standardisierung beider geprägt 
!nur durch die Vielfalt ihrer Produkte 
wird letztlich Individualität möglich). Die 
Massenkultur leistet reproduktive Funk­
tionen hinsichttich der Arbeitskraft, erfüllt 
aber auch affirmative Funktionen sowohl 
bei den Arbeitenden als auch bei den 
Nichtarbeitenden (Gramsci konstatierte 

bereits die modernen „Kulturformen" 
nichtarbeitender Frauen: Schön­
heitswettbewerbe, Film, Theater, Reisen, 
die Ehe wird zu einer Form der Prostitu· 
tion; 1975, 491 ). Indem sich die moder­
ne Kultur demonstrativ als Nichtarbeit 
darstellt, verlängert sie den alten Ge­
gensatz zwischen Arbeit und Kultur in 
unserer Epoche bis in die Welt der 
Arbeitenden hinein. Sie erscheint als 
einzig erreichbare Sphäre der Freiheit, 
weil sie mitderniederen WeltderPAichten 
und Sorgen nichts zu tun zu haben 
vorgibt. 
Die „Arbeitskultur" des Fardismus/ 
Taylorismus ist nicht grundsätzlich neu, 
sie hat ihre historischen Wurzeln bereits 
in den Anfängen des Industrialismus. 
Max Webers Werk über die „prote­
stontische Ethik und den Geist des Ka­
pitalismus", hat Gramsci gekannt 
(Gramsci 1975, 1389 und l 086). 
Weber hatte die Wechselbeziehung 
zwischen frühkapitalistischer 
Produktionsweise und den sich im Hin­
blick auf die Kapitalakkumula6on her­
ausbildenden asketischen und rationa­
len Lebensformen im Protestantismus 
nachgewiesen, die zunächst das 
Manufakturbürgertum, dann auch die 
Arbeiterklasse erfaßten. 
Das proteston6sche Arbeitse!f,o., hat sich 
· ohne noch immer religiö :-"" ,;,., rt zu 

sein· bis heute in der wel 
mischen Überlegenheit · ,,, , , stan­
tisch geprägten Gesellscliciften als 
wichtig erwiesen. Der moderrie Produ­
zent ist in den n ichtprotestantischen 
Ländern· soweit überhaupt -eher gegen 
die Religion hervorgebracht worden, 
indem die notwendigen kulturellen und 
ideologischen Elemente mühsam auf 
laizistischem Weg in die „Zivil­
gesellschaft" getragen wurden. Gram sei: 
„Die Geschichte des Industrialismus ist 
immer (und wird es heute in noch 
akzentuierterer und rigoroserer Form) 
ein fortgesetzter Kampf gegen das Ele­
ment des „Tierhaften" im Menschen, ein 
kontinuierlicher Prozeß, der oft 
schmerzhaft und blutig verläuft, die 
Unterjochung der Instinkte (die natürlich 
d. h. tierisch und primitiv sind) unter 
immer neue, komplexere und strengere 
Normen und Gewohnheiten hinsichtlich 
der Ordnung, der Genauigkeit, der 
Präzision, welche immer komplexere 
Formen des kollektiven Lebens möglich 
machen, die die notwendige Folge der 
Entwicklung des Industrialismus sind" 
(Gramsci 1975, 2160). 



,, 

Weil er den Enffremdungscharakter der 
industriellen Mentalität erkannte, sah 
Gramsci, daß sie nicht spontan entste,: 
hen könne. Sie erfordere vielmehr „eine 
allgemeine Lehrzeit, einen Prozeß der 
psychischen und physischen Anpassung 
an bestimmte Arbeitsbedingungen, 
Ernährungsweisen, die Art sich zu klei­
den, der Sitten usw, ... was nicht an­
geboren oder „natürlich" ist, sondern 
vielmehr angeeignet werden will" (ebd. 
2149). 
Die heute in den Zugzwang der Indu­
strialisierung gebrachten Gesellschaften 
verfügen nicht über Religionen und 
Kulturen, die bereits an die Modeme 
angepaßtwären. Mittels Medientechnik 
dehnt sich die im Kapitalismus erzeugte 
„Massenkultur" aber weltvveit aus. Als 
,,Importprodukt" hat sie hier noch we­
niger mit den konkreten Strukh.Jren zu 
tun, als dort, wo sie erzeugt worden ist. 
Wenn die Internationalisierung der 
ökonomischen Strukturen und der 
Überbaustrukturen auch nicht simultan 
verläuft, so lassen sich doch einige 
,,Wechselwirkungen" erkennen. 

Massenkultur als 
Importprodukt 

,,Jedes Volk hat seine Literatur, aber sie 
kann ihm aus einem anderen Volk ge­
kommen sein, d. h. das in Frage ste­
hende Volk kann der intellektuellen 
Hegemonie anderer Völker unter­
geordnet sein. Und das ist häufig das 
schreiendste Paradox für viele 
monopolistische Tendenzen na­
tionalistischen und repressiven Charak­
ters: während man grandiose Pläne 
schmiedet, wird man nicht gewahr, daß 
man Objekt ausländischer Hegemonie 
ist . ., ,,(Gramsci 1975, 2253). 

Radio und Fernsehen dringen bis in die 
letzten Winkel der Welt vor und hinter­
lassen überall ihre Spuren, sogar dort, 
wo noch Analphabetismus und religiö­
ses Mittelalter herrschen. Kino und 
Fernsehfilm fesseln bei weitem nicht 
immer mit der dargestellten Intrige (sie 
wird nicht immer verstanden), sondern 
vor allem, weil eine faszinierende Zivili­
sation vorgestellt wird: die glitzernde 
wes~iche Konsum- und Freizeitwelt. Das 
- auch mit einer Batterie nutzbare -
Fernsehen hat es zuwege gebracht, daß 
in Nomadenzelten heutzutage das ße. 
dürfnis nach einem Staubsauger oder 
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einem elektrischen Küchenmixer entste­
hen kann, oder daß man küns~iche 
Kleinkindernahrung gegenüber dem 
Stillen für einen echten Fortschritt hält. 
Können diese Produkte gegen natürli­
che Reichtümer wie z. B. Erdöl einge­
tauscht werden, wird ein weltweiter 
„Regelkreis" zwischen Kultur und 
Ökonomie geschlossen. 
Wie schwer es für die Dritte Welt ist, sich 
dem Einfluß der billigen Fernsehserien 
zu entziehen, zeigt ein Blick auf die 
Preispolitik. In den achtziger Jahren ver­
langten die englischen Fernsehgesell­
schaften für Senderechte zwischen 
3, 000 und 25 Pfund Sterling, je nach­
dem, ob die Sendung nach Europa oder 
Afrika verkauft wurde. Die USA produ­
zierten jährlich etwa 150. 000 
Programmstunden für den Expart (vgl. 
Ralaindimby 1982, 32). Unter Umstän­
den kanneineSendung oder Sendereihe 
auch einmal kostenlos vergeben werden. 
So soll Algerien als Anerkennung für 
seine diplomatische Unterstützung im 
ironisch-amerikanischen Geiseldrama 
von Präsident Carter auch die 
Fernsehserie „Dallas" erholten haben. 
Ihre Ausstrahlung wurde jedoch bald 
von fundamentalistisch-islamischen 

Gruppen gestoppt. .. 
Das z. B. in den (vor allem aus Agypten 
stammenden] arabischen Feuilleton­
produktionen immer wiederkehrende 
Grundmuster ist ein traditionelles 
Familiendrama, das sich jedoch in einer 
amerikanisch ausgestatteten Villa ab­
spielt . und das nicht nur, weil Außen­
aufnahmen teuer sind. Für das Publikum 
ist dieses Dekor, zumal es auch in Im­
porten wie „Dallas" oder „Flamingo 
Raad" immer wieder auftaucht auf die 
Dauer eindringlicher als die banalen 
Geschichten selbst. Bestimmte Träume 
und Konsumtendenzen werden stimuliert, 
die man im Hinblick auf die realen 
Möglichkeiten der betreffenden Länder 
nur als Konsumtorheiten bezeichnen 
kann. 

Im Bewußtsein der Fernsehzuschauer 
der Dritten Welt erscheint die westliche 
Zivilisation noch mehr als im Westen 
selbst als reine Freizeitkultur. Gearbeitet 
wird in diesen Filmen wenig oder 
höchstens in Berufen wie Arzt, Anwalt, 
Defektiv,Journalist, Forscher. Nie tauchen 
jene industriellen Aktivitäten auf, mit 
denen dieses so sehr bewunderte Dekor 
hervorgebracht worden ist und deren 
Entwicklung die Dritte Welt selbst so 

nötig hätte. Eine Fernsehserie wie 
„Dallas" kann in der Dritten Welt sowohl 
hinsichtlich der materiellen Seite des 
dargestellten „Way of life" als auch 
hinsichtlich der gezeigten menschlichen 
Beziehungen durchaus für bare Münze 
gelten. Die sozioökonomischen Bedin­
gungen einer modernen lndu· 
striegesellschaft treten niemals in Er­
scheinung und sollen wohl auch gar 
nicht ins Bewußtsein gelangen. Es ge­
nügt, wenn sich die Bedürfnisstruktur 
entwickelt, die nach Importen verlangt, 
eine Bedürfnisstruktur, die sich nicht am 
westlichen Arbeiterhaushalt, sondern -
entsprechend dem, was der Fernseher 
vorgaukelt - oft am Lebensstil von Mil­
lionären orientiert. Hier will sich immer 
aufs neue jener Regelkreis zwischen 
Überbauten und Basis schließen, der 
die Dritte Welt dazu bestimmt, weiterhin 
Markt für alle möglichen westlichen 
Industrieprodukte und gelegenrlich ouch 
Arbeitskräftereservoir zu bleiben. 
Allerdings handelt es sich beim EinAuß 
von Importfilmen auf die Drittweltler nicht 
allein um eine gigantische Form von 
„Schleichwerbung", sondern häufig 
kommen auch bizarre - internationale -
Bündnisbeziehungen in kultureller oder 
gleich politischer Form zum Wirken. So 
ist es sicherlich kein Zufall gewesen, 
daß genau zum Zeitpunkt der Einführung 
der „kostenlosen Medizin" in Algerien 
ein Fernsehfeuilleton über einen ameri· 
konischen Privatarztgezeigtwurde, der 
seine Patienten notfalls auch per Hub­
schrauber versorgt. Der politische 
Mobilisierungseffekt in den zahlungs­
kräftigen Ober- und Mittelschichten, die 
sich mit einem allgemeinen staatlichen 
Gesundheitswesen nicht zufrieden geben 
wollten, war enorm. 

Kulturkampf in der Dritten Welt 

Es ist also notwendig, auf die schwer­
wiegenden Konsequenzen des weitge­
hend vom Westen dominierten Flusses 
von Informationen und Kultur insbeson­
dere Für die Drifte Welt hinzuweisen. 
Jedoch wird sich das Problem nicht auf 
administrative Weise, d. h. durch inter­
nationale rechtliche Einschränkungen 
lösen lassen. Die Abschirmungsstrate­
gien haben sich als unfruchtbar erwie­
sen und sind zudem „technisch" schon 
überholt. Man könnte einen ganzen 
Band Kulturgeschichte über die vielfäl­
tigen Versuche der ehemals „sozialisti-

sehen" Länder schreiben, sich von sol­
chen EinAüssen der westlichen „Zivil­
gesellschaften" abzuschirmen, sie we­
nigstens zu kanalisieren oder schließ­
lich in filtrierter Form doch zu assimilieren. 
Das „Abschirmen" erwies sich nicht nur 
deshalb als schwer, weil die westlichen 
Mediensysteme immer einflußreicher 
wurden. Mindestens ebenso bedeutsam 
für die Niederlage war die autoritäre 
Gängelung der eigenen Kultur, deren 
Produktion eben nicht zivilgesellschoftlich 
(?rganisiert, d. h. von freien Kultur-

.,_assoziationen geschaffen war. 
··Hier ist auf Gramscis methodischen 

Ansatz hinsichtlich der Volkskulturen 
zurückzukommen. Neue Überbauten 

müssen sich, auch wenn sie noch so 
schwach sind, dem offenen Kampf stel­
len, d. h. die einzige Antwort und der 
einzige Selbstschutz für die betreffen­
den Länder besteht im politischen Mut 
zu einer eigenen, offensiven Nach­
richten- und Kulturpolitik. Diese besitzt 
durchaus bereits ihr intellektuelles Po­
tential, es muß nur politisch freigesetzt 
werden. So ist sich ein bedeutender Teil 
der Intelligenz der Dritten Welt bewußt, 
daß der Verlust des „Fernsehmonopols" 
bevorsteht, daß es undenkbar ist, die 
Herausforderung der Satelliten zu „um­
gehen" und daß die einzige lösung in 
einer „Modernisierung" und Verbesse­
rung des nationalen Programms sowie 

seiner Methoden besteht(vgl.lofti 1984, 
36~, Zudem hat sich immer gezeigt, 
daß realistische und selbstkritische 
Kulturprodukte aus sozialistischen Län­
dern oder auch aus der Driften Welt 
nicht nur im eigenen Land, sondern 
auch im Westen Erfolg haben und sogar 
eine offensive ideologische Rolle spie­
len konnten. 

Obgleich die bürokratische Aufteilung 
der Welt in EinAußbereiche bestimmter 
Nachrichtenagenturen und Me­
diensysteme von der Technik bereits 
überholt ist, wird sie z. B. von 
fu nda menla li sti sehen islamischen 
Gruppen im Namendes„Antiimperialis­
mus" noch immer gefordert. Eine solche 
totale Abkapselung wäre jedoch auch 
deshalb fatal, weil ja weitaus nicht alle 
Elemente der heute im Kapitalismus pro­
duzierten und exportierten Elemente der 
,,Zivilgesellschaft" kapitalkonform sind. 
Viele Kulturprodukte haben einen 
ambivalenten Charakter: ursprünglich 
nonkonformistisch, werden sie kommer­
ziell aufgesaugt und verwandeln sich 
leicht wieder in „Festungsmauern" der 
alten Gesellschaft. Die Kultur der USA ist 
schon seit der Jahrhundertwende von 
diesem Phänomen gekennzeichnet, 
denken wir nur einmal an die „sc::;hwar­
ze Musik". Der weltweite Ei· 
Amerikanismus wird 
nenderweise oft von solchEt~·: .. :··Jitur­
prod u kten erzeugt, bei -d8rlen 
Nonkonformismus hindurchschimmert. 

Druck des „Amerikanismusu 
auf tTaditionelle Überbauten 

Allen romantischen Vorstellungen zum 
Trotz sind die Länder der Dritten Welt 
dazu verdammt, die Herausforderung 
der Industrialisierung anzunehmen, 
wodurch sie auf Dauer nicht umhin­
kommen, auch gewisse neue, fü.~ die 
Industrialisierung notwendige Uber­
bauten zu entwickeln, wie zum Beispiel 
einen mit dem Arbeitsrhythmus einher­
gehenden Lebensrhythmus. Die 
vorkolonialen ökonomischen Strukturen 
sind für immer zerstört - auf Grund ihrer 
Flexibilität jedoch nicht olle traditionel­
len Überbauten. Diese hatten in der 
Periodederantikolonialen Kämpfe noch 
einmal eine positive Rolle gespielt. Sie 
stellten die geistige Kohäsion der 
erniedrigten Menschen her, die einzige 
Identität, die sie einfordern konnten. Bei 
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der Enfwicklung von modern funktionie­
renden Industrienationen verwandeln 
sie sich jedoch größtenteils in Hindernis­
se. Meist sind sie an Religionen gebun­
den, deren spirituelle Seite heutzutage 
weitaus geringer ist als man in Europa 
annimmt. Ihr Wesen besteht vielmehr in 
bestimmten archaischen kollektiven 
Verhaltenskodexen. Und diese enthalten 
zumeist nicht die kleinste Spur von 
,,protestantischer Ethik", d. h. die Kate­
gorie „Arbeit" spielt in ihrem Werte­
system keine oder kaum eine Rolle. Die 
Riten können sogar in direktem Gegen­
satz zum industriellen Arbeitsrhythmus 
stehen wie z. B. der Rhamadan, der 
muslimische Fastenmonat, der in einigen 
Nationalökonomien als zweiter 
Urlaubsmonat zu Buche schlägt. Auch 
eine neue Rolle der Frau- nicht nur in der 
Produktion, sondern auch in der Sexua­
lität-wird oft vom Traditionalismus blok­
kiert. Wird diese neue Rolle nicht 
entwickelt, sehen sich die Frauen in eine 
gesellschaftliche Rolle gedrängt, wel­
che hinter die zurückfällt, die sie vor 
dem Kolonialismus eingenommen hatten: 
wichtige, ihnen traditionell zugeordnete 
ökonomische Funktionen entfallen mehr 
und mehr, wie der Hausbau, Landwirt­
schaft, Webarbeiten usw. Auch kann 
nicht mehr so früh geheiratet werden, 
wie es einst üblich war, weil sich zumin­
dest die Männer erst einmal eine ökoni> 
mische Funktion erobern müssen. Allein 
durch die Verschiebung des Heirats­
alters und die gleichzeitige Aufrechter­
haltung des alten Sittenkodex ist es in 
den islamischen Ländern zu einer sexu­
ellen Krise gekommen, die diese Ge­
sellschaften früher nicht gekannt 
hatten. Überbaureformen hinsichrlich der 
Rolle der Frau sind unabdingbar. Wenn 
die Mehrzahl der importierten Kultur­
produkte die historische Aufgabe der 
Entwicklung eines modernen Produzen­
ten nicht fördern, so kann der Einfluß, 
der über Film und Fernsehen auf die 
Entwicklung eines neuen Bildes der Frau 
transportiert wird, nicht nur negativ ge­
sehen werden. Er fördert das anzu­
strebende Resultat zwar nicht auf direk­
tem Wege, sondern eher über den 
Umweg von Konsumwünschen, in Be­
zug auf das Freizeitverhalten, Mode, 
Reisen usw .. Diese Wünsche können 
jedoch viele junge Mädchen in die Welt 
der Arbeit führen. 

An diesem Punkt will ich nicht verges­
sen, auf den rationalistischen Charakter 
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dieser Ausführ":'.ngen und Forderungen 
innerhalb des „Uberbaus" hinzuweisen, 
und betonen, daß die angeschnittenen 
Probleme nicht durch Reformen im 
Überbaubereich allein gelöst werden 
können. Wenig Hoffnung besteht aber, 
daß in der Dritten Welt gegenwärtig die 
politische Einsicht und Kraft zunimmt, 
auf ein gesellschaftliches System zu ori­
entieren, das die gesamte Bevölkerung 
einschließlich der Frauen ökonomisch 
und kulturell integriert. Vielmehr ist eine 
klare Tendenz auszumachen, daß durch 
die zunehmende Anwendung von 
technikintensiven Produktionsformen nur 
ein relativ kleiner Teil der Menschen in 
den ökonomischen Reproduktions­
prozeß eingebunden wird. Die politi­
schen und ökologischen Folgen werden 
hier freilich schneller durchschlagen, als 
in den von demselben Phänomen ergrif­
fenen westlichen Metropolen. Politische 
Strategien, die auf eine „Rettung" des 
Planeten und seine zunehmende 
Bewohnbarkeit durch alle Menschen 
zielen, sollten sich jedoch der vielfälti­
gen Wechselbeziehungen zwischen 
Okonomie und Kultur auf der Welt­
ebene bewußt werden. 
Die prinzipielle Frage, ob der 
Industrialismus für die ganze Welt über­
haupt notwendig ist und in welchem 
Rhythmus er sich entfalten soll, muß als 
romantisch-eurozentristisch abgetan 
werden. Weiterhin nur Rohstoff-lie­
feranten oder Absatzmärkte - mehr und 
mehr sogar für die Landwirtschafts­
produkte-deralten Industrienationen zu 
sein, stellt keine wirkliche Perspektive für 
die Entwicklungsländer dar. Auch die 
sozialen Probleme der Dritten Welt kön­
nen - wenn überhaupt - nur noch mit 
kultureller Aufgeschlossenheit und mit 
den Mitteln der modernen Wissenschaft 
undTechnikgelöstwerden: Hier sind vor 
ollem das Ernährungsproblem und die 
galoppierende Bevölkerungsexplosion 
zu nennen. 

Trotz dieser wichtigen Argumente kann 
auf eine umfassende Kritik am 
Industrialismus nicht verzichtet werden. 
die wir allerdings bei Gramsci noch 
nicht finden. In diesem Punkt folgte er 
ganz den älteren Klassikern des Mar­
xismus, die überzeugt waren, daß eine 
sozialistische Verwaltung die gravie­
renden Folgen des Industriesystems 
ausschalten könne. Unser heutiger Er­
fahrungshorizont über die Umwelt­
zerstörung in allen drei Welten stimmt 

da eher pessimistisch. Rational ist es 
derzeit nicht mehr vertretbar, daß die 
unterentwickelten Länder die Bedürf­
nisstruktur der alten Industrienationen 
einfach kopieren. Als glatter Wahnsinn 
offenbart sich das bedenkenlose Kapie­
ren des individuellen Autoverkehrs und 
die Vernachlässigung des öffenrlichen 
Verkehrsnetzes. Die rationale Selektion 
dessen, was vom Industrialismus 
brauchbar oder sogar notwendig ist, 
stellt für jede Gesellschaft ein delikates, 
wenn auch nicht unlösbares Problem 
dar. Die ideologische Rolle, die die 
,,Zivilgesellschaft" dabei zu spielen hat, 
kann nicht unterschätzt werden. Da der 
Wunsch nach dem Staubsauger bereits 
in die Nomadenzelte gedrungen ist, 
scheint es kaum denkbar, daß der ln­
dustrialisierungsprozeß der Dritten Welt 
ohne bürokratische Bevormundung {z. 
B. Importschranken) hinsichtlich der 
Konsummöglichkeiten vonstatten gehen 
kann. Die politische Kunst würde darin 
bestehen, diesen schmerzvollen Prozeß 
so bewußt und konAiktdämmend wie 
möglich durchzustehen. 

Eine hermetische Abkapselung der 
Nationen ist weder in ökonomischer 
noch in kultureller Hinsicht möglich und 
wünschenswert. Die Reproduktion von 
neakolonialen Abhängigkeiten wird je­
doch auch mehr und mehr für den 
Westen zur Gefahr. Ökonomische und 
ökologische Katastrophen, Massenelend 
und lokale Kriege in den unter­
entwickelten Ländern drohen immer 
deutlicher auf die alten Metropolen 
zurückzuschlagen. Die ökonomischen 
und kulturellen Strategien neu zu durch· 
denken ist notwendig, um die Lebens­
fähigkeit unseres Planeten zu erhalten. 
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Dabei meint „Politische Ökonomie" so­
wohl eine politische Wirtschaftslehre, 
die sich auf die arbeitsmäßigen Stoff­
und Energieumsätze der Menschen mit 
der Natur richtet, als auch eine politi­
sche Wirtschaftsweise, die diese Stoff­
und Energieflüsse vernünftig steuert. 

,, ... um die Aufgaben einer 
vemunftgemä8en 
Wirtschaftsverfassung und 
GesellKhaftspolitik genauer 
z:u begreifen" 

Das Nachdenken über die richtige 
Wirtschaftsverfassung der Gesellschaft 
pflegt sich heute, soweit es dieses Nach­
denken überhaupt noch gibt, meist in 
der Entgegensetzung von „Marktwirt­
schaft" und „Planwirtschaft" zu 
verheddern, also in der Alternative der 
Ordnungstypen „Verkehrswirtschaft" 
und „Zentralgeleiteter Wirtschaft", von 
der schon Klassiker dieser Ideologie 
wußten, daß es sie so in der Realität gar 
nicht gibt {EuckenJ. Auf diese Entgegen­
setzung hereinzufallen, gehört zu den 
blamabelsten Phänomenen aktueller 
Diskurse über die Frage, was mit dem 
,,Sozialismus" war und wie es weiter­
geht. Was mit dieser Alternative ge­
meint, aber nicht begriffen ist, ist einer­
seits die Produktionsweise, die sich durch 
Konkurrenz privater Kapitole auszeich­
net, anderseits die Produktionsweise, 
die durch Koordinierung gesellschaftli­
cher Vermögensfonds gekennzeichnet 
ist. Dabei handelt es sich im ersten Fall 
um den Wettbewerb einzel­
wirtschaftlicher Unternehmungen zur 
Erzielung privaten Gewinns, während 
es sich im zweiten Fall um den Ge-
brauch gesamtwirtschaftlicher Verm& 
gen zur Befriedigung gesellschaftlicher 
Bedürfnisse handeln soll. Was das be­
deutet, bedarf weiterer Überlegungen. 

Zunächst ist klar, daß sich diese beiden 
Wirtschaftsformen wesentlich durch den 

~ 
1, jeweils vorherrschenden Erfolgsmaßstab 
~ unterscheiden: einmal die Differenz 
! zwischen Aufwand und Ertrag eines 
::..: Unternehmens, die man auf verschiedene 
§ Weise erfassen und verschleiern kann, ., 
~ zum anderen die Differenz zwischen 
:. Aufwand und Ertrag der Volkswirtschaft, 
i;; 
~ die zu fassen ein theoretisches und prak-
~ tisches Problem darstellt. Der mir be-
cc kannte fortgeschrittenste Versuch einer 
'ii' 
t.: Begriffsbestimmung des volkswirtsc-

-·l ........ ~.h_aftlichen Erfolgs ist die Konzeption der 
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Effektivität, in der der langfristig und 
flächendeckend anfallende Arbeitsauf­
wand der Volkswirtschaft mit den an 
sich nützlichen Gebrauchswerten ihrer 
Enderzeugnisse jGüter und Leistungen} 
eines Zeitraums verglichen werden. Die 
ideale Formel zeichnet sich dadurch 
aus, daß auch alle außerhalb der 
Wirtschaftseinheiten anfallenden, bereits 
entstandenen bzw. voraussehbaren 
Produktionsvoraussetzungs- und -folge­
kosten als Arbeitscufwand berücksich­
tigtwerden und daß die Gebrauchswerte 
der Enderzeugnisse an sich für ihre 
vorgesehenen Verwendungen nützlich 
sein sollen. 

Nun hoben die Erfinder dieser Formel, 
die zweifellos ihren guten Sinn hoben 
kann, freilich oft übersehen, daß es sich 
bei der Gesamtarbeit einer Gesellschaft 
wesentlich um eine Veranstaltung han­
delt, die einen erheblichen Teil der Stoff­
und EnergieAüsse zwischen der Bevöl­
kerung und dem Naturhaushalt des 
betreffenden Gebiets vermittelt, regelt 
und steuert {Marx). Ein und derselbe 
Gesamtarbeitsaufwand kann, bei­
spielsweise schon wegen unterschiedli­
cher Anteile von ,,lebendiger Arbeit" 
(aktueller Arbeitsaktivität) und 
,,vergegenständlichter Arbeit" (produ­
zierter Produktionsmittel), sehr verschie­
dene Stoff- und Energiemengen 
transferieren, und ein und dieselbe Pa­
lette nützlicher Endprodukte kann, bei­
spielsweise schon wegen verschiedener 
Entwicklungsstände der Material- und 
Energieproduktivitäten [spezifische 
Material- und Energieverbräuche}, sehr 
verschiedene Stoff- und Energiemengen 
transportieren. Ein durch die 
Effektivitätsformel beschriebener gege­
bener Wirkungsgrad einer Volkswirt­
schaft kann daher mit sehr verschiede­
nen Stoff- und Energieumsätzen verbun­
den sein. Auch im {abstrakten) ldeclfall 
einer Internalisierung aller sozialen Ko­
sten und Nützlichkeit aller Gebrauchs­
werte ist er daher unter Umständen mit 
einer starken Auspressung und Belastung 
von Mensch und Naturverbunden (real 
wäre es sowieso doppelt absurd, Re­
paraturen des Ozonlochs vornehmen 
bzw. verbuchen zu wollen). 

Zu dieser Blindheit gegenüber der tech­
nischen Struktur tritt die Blindheit der 
Ellektivitätsformel gegenüber dem 
menschlichen, natürlichen und 
sächlichen Kontext des volkswirt-

schaftlichen Produktions- und Reproduk­
tionsprozesses. Unmittelbar sogt sie 
nichts aus über den Gebrauch produkti­
ver Vermögen der Volkswirtschaft und 
ebenso nichts über die Befriedigung 
reproduktiver Bedürfnisse der Ge­
sellschaft. Obwohl das Streben nach 
makroökonomischer Effektivität bei 
Betrachtung der Aufwandseite gewiß 
zu einem möglichst sparsamen Einsatz 
der Arbeitskräfte, Sachanlagen und 
Naturressourcen der Volkswirtschaft und 
damit auch von Energie und Stoffen 
führen müßte, sagt der Aufwandsbegriff 
„Arbeitsmenge" nichts über die Effizienz 
der Gestaltung dieser Inputs aus. Obwohl 
dasselbe Streben bei Betrachtung der 
Ertragsseite sicherlich eine möglichst 
sachgerechte Gestaltung der {insbeson­
dere: stofflichen und energetischen) 
Gebrauchswertdienste für die Bevölke­
rung, den Naturhaushalt und den 
Sachreichtum der Gesellschaft an­
mahnen müßte, sagt der Ertragsbegriff 
„nützliches Endprodukt" nichts über die 
Effizienz des Umgangs mit diesen 
Outputs aus. Eine Steigerung der Effekti­
vität durch Aufwandsverringerungen bei 
gegebener Produktpalette und -menge 
könnte auf die Dauer durchaus zu ihrem 
Sinken führen (nämlich dann, wenn eine 
kostengünstigere Kombination von Ar­
beitskräften, Arbeitsmitteln und 
Naturressour-cen zu nicht erkannten und 
daher nicht beachteten negativen Folge­
wirkungen oder Rückwirkungen mit der 
Folge künftiger Aufwandssteigerung 
führt). Ein Beispiel sind Erosionsschäden 
durch Überweidung bei Weidewirtschaft 
anstelle von Futtermittelanbau. Das 
Gleiche gilt für eine Steigerung der 
Effektivität durch Vermehrung nützlicher 
Enderzeugnisse gleicher Produktpalette 
bei gegebenem {spezifischem) Arbeits­
aufwand {nämlich dann, wenn die Ver­
wendung dieser Erzeugnisse und die 
Entsorgung der Reststoffe zu nicht er­
kannten und daher nicht beachteten 
schädlichen Fern- oder Rückwirkungen 
in der Bevölkerung, im Naturhaushalt 
oder bei Sachgütern führen, die eine 
zukünftige Produktionsverringer1:!ng be­
wirken). BeisP._iel: Fälle der Uberer­
nährung oder Uberdüngung sowie der 
Schadstofferzeugung und -verbreitung 
aus der Abfallbehandlung und 
Abfallablagerung. 
Mit anderen Worten: eine Konzeption 
makroökonomischer Effektivität, die 
ausdrücken soll, was in einer vernunft­
gemößen Wirtschaftsverfassung und 

darauf gerichteten Gesellschaftspolitik 
als Erfalg gelten soll, muß sich auf den 
Gebrauch gesamtwirtschaftlicher Ver­
mögen und die Befriedigung gesel~ 
schaftlicher Bedürfnisse selber bezie­
hen. D. h.: sie muß vernünftige Bestim­
mungen des Vermögensgebrauchs und 
der Bedürfnisbefriedigung enthalten. Das 
erfordert die Beachtung der Nutzungs­
und Belastungsformen im Gebrauch 
dieser Vermögen · letzlich des Arbeits­
vermögens, des Naturpotentials und des 
Sachvermögens der Volkswirtschaft . 
sowie der Nutz- und Lasteffekte in der 
Befriedigung der Bedürfnisse der Be­
völkerung, des Naturhaushalts und des 
Sachreichtums der Gesellschaft. Dann 
kann {l J die makroökonomische 
Effektivität bei einem gegebenen an sich 
nützlichen Endprodukt um so größer 
sein, je geringer die Beanspruchung der 
Gesamtheit der Arbeitskräfte, Natur­
ressourcen und Sachanlagen und je 
maßvoller die Formen der Nutzung und 
Belastung der entsprechenden Vermö­
gen der Volkswirtschaft sind, deren Be­
standteil diese bilden. Nach diesem 

· Kriterium wird man für die Bereitstellung 
einer bestimmten Menge Nutzenergie 
aus Elektrizität nicht Kernkraftwerke, 
sondern eine Kombination von kleine­
ren Wärme- und Heizkraftwerken und 
von regenerativen Energiequellen ein­
setzen. Zudem kann (2) die makr<> 
ökonomische Effektivität bei einem ge­
gebenen langfristigen und flächen­
deckenden Gesamtarbeitsaufwand um 
so größer sein, ie größer und vielfältiger 
die Dienste {oder „Diens~eistungen"J 
aus den Cn sich nützlichen Gebrauchs­
werten von Gütern und Leistungen des 
Endprodukts sind und je mehr die mit 
diesem bewirkten Nutzeffekte (unter 
Beochtung der Lasteffekte) den Bedürf­
nissen angemessen sind, die befriedigt 
werden sollen. Nach diesem Kriterium 
wird man die Umwandlung einer be­
stimmten Menge Primärenergie nicht 
allein zum Zweck der Versorgung mit 
Elektrizität, sondern auch zur Bereit­
stellung von Raumwärme betreiben, 
u. a. in Form von Blockheizkraftwerken 
möglichst nahe bei den Abnehmern, 
und man wird deren Nutzen­
ergiebedarfe unter Beachtung der 
diesbezüglichen Eigenleistungen der 
Natur den erforderlichen Energie­
dienstleistungen {Krause/Bosse!) an­
passen.1 Entsprechend wird man bei 
der Gestaltung der Stoffumsätze verfah­
ren. 
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Wenn man also über den Erlolgmaßstab 
des Profits, der in der Konkurrenz priva­
ter Kapitole erlangt wird, hinaus­
gelangen will, wenn man die mit ihm 
gegebene Auspressung von Arbeits­
vermögen, Ausplünderung von Natur­
potentialen, Verarmung von Bevölke­
rungsgruppen und Zerstörung von 
Naturbestandteilen vermeiden will, dann 
muß man den Wirkungsgrad der 
Gesamtarbeit der Gesellschaft vernünf­
tiger fassen. Dazu ist sicherlich zunächst 
der volkswirtschaflliche Aufwand als 
umfassender, flächendeckender und 
langfristiger Arbeitsaufwand zu bestim­
men und der volkswirtschaftliche Ertrag 
als an sich nützliches Endergebnis an 
gebrauchswerttragenden Gütern und 
Leistungen. Dabei sind insbesondere 
Volumen und Struktur dieser beiden 
Größen richtig zu bestimmen: durch 
Einrechnung aller vorgetanen Arbeit und 
aller einrechenbaren sozialen Kosten 
{Kapp) in den Arbeitsaufwand sowie 
durch Abzug aller intermediären 
Gebrauchswerte sowie aller Güter und 
Leistungen für defensive {LeipertJ und 
destruktive Zwecke vom Ge­
brauchswertertrag. Der so zu gewin­
nende Erfolgsmaßstab makroökon<> 
mische Effektivität führt jedoch leicht in 
die Irre: Einerseits unterschätzter i. d. R. 
den erforderlichen Arbeitsaufwand, 
insbesondere wegen des Ausschlusses 
von meist vergessenen Arbeitsauf­
wendungen {z. B. Familienarbeit, Er­
kenntnisarbeit) und von oft zu gering 
ongesetzten Folge- und Rückwirkungs­
kosten {z. B. Abfallbehandlung, 
Ressourcenzerstörung) in der gesamt­
gesellschaftlichen Produktion. Anderer­
seits überschätzt er i. d. R. das anzu­
strebende Endprodukt, insbesondere 
wegen der Vernachlässigung von 
menschlichen und natürlichen Eigen­
beiträgen zu den Nutzeffekten von her­
gestellten Gebrauchswerten (z. B. 
Gesundheitsvorsorge, Umgebungs­
wärme) und von verwertbaren Stoff-und 
Energieresten {Kuppelprodukte, Ab­
wärmenutzung) in der gesamtgesell­
schaftlichen Reproduktion. Um die 
formale Effektivität als materiale be­
greifen, wird man sie an verschiedene 
Bedingungen knüpfen müssen: Zum ei­
nen an die Bedingungen einer schonen­
den Beanspruchung der Produktions­
faktoren und eines (mit Rücksicht auf 
deren Ergiebigkeit und Erneuerungs­
fähigkeit) maßvollen Gebrauchs der 
menschlichen, natürlichen und sächli-

chen Vermögen überhaupt, welche ins­
gesamt den Vermögensbestand der 
Volkswirtschaft ausmachen. Zum ande­
ren an die Bedingungen günstiger Ge­
brauchswertdiensteder Endprodukte und 
einer (mit Rücksicht auf deren Eigenart 
und Dringlichkeit) angemessenen Be­
friedigung von Unterhaltsbedürfnissen 
der Bevölkerung, des Naturhaushalts 
und des Sachreichtums. Die unter diese 
Bedingungen gestellte makrökono-mi· 
sehe Effektivität kann wegen des 
Abstellens auf maßvollen Gebrauch des 
Vermögensbestandes und angemesse­
ne Befriedigung der Unterhalts­
bedürfnisse auch subsistenzieUe Effizienz 
genannt werden. Sie entspräche einer 
vernunftgemäßen Wirtschaftsverfassung 
und erforderte eine eben hierauf ge­
richtete Gesellschaftspolitik. 

,, ... um die GeKhichte der 
gewalttätigen Wirtschafts­
weisen und Gesell­
Khaftsardnungen besser 
.zu verstehen11 

In aktuellen Diskussionen über die Zu­
kunft gegenwärtiger Gesellschaft wird 
vielfach auf Notwendigkeiten ihrer wei­
teren Modernisierung und vor-· _OUem 
Zivilisierung verwiesen. Diese: ,

1
~n 

auf zu überwindende Primitivi•~~r 
verschiedener Art - gesprocl!'!l.i,wird 
sogar von rohem KommunismUS-'--be­
zogen. Meines Erachtens haben diese 
Begriffe dann einen Sinn, wenn die 
angemahnten Fortschritte nicht oder je­
denfalls nicht nur als politische und 
kulturelle Reformen oder gar nur als 
technische Innovationen gefaßt, sondern 
auf die Form des Stoff- und Energieaus­
tauschs der Menschen mit der Natur 
bezogen werden; insbesondere dann, 
wenn damit nicht lediglich neuzeiriiche, 
sondern solche Rückständigkeiten ge­
meint sind, die bis in die Vor- und 
Entstehungsgeschichte der Klassen­
gesellschaften zurückreichen. Mit ande­
ren Worten: was des Fortschritts bedarf, 
ist vor ollem das System materieller 
Transaktionen der „modernen" Gesel~ 
schaffen, das im wesentlichen 
neolithischen Charakter trögt. Die Auf­
fassung von Lewis H. Morgan und vor 
allem von Friedrich Engels, daß die auf 
die Wildheit folgende Barbarei der 
ackerbautreibenden vorhochkulturellen 
Gesellschaften durch die ,Zivilisation", 
nämlich den Gebrauch der·Schrilt und 



(Engels) die Entfaltung der Waren­
produktion in den Klassengesellschaf­
ten überwunden worden sei, ist falsch. 
Dies deshalb, weil die antagonistische 
Weise der Produktion um eines 
Mehrprodukts willen auf dem Grundsatz 
der mengenmäßigen Steigerung des 
Stoff-und Energieumsatzes durch gesel~ 
schoftliche Arbeit basiert, den sie schritt­
weise perfektioniert und in die unterge­
gangene Version sozialistischer 
Produktionsweise tradiert hat. 

Die wesentlichen Veränderungen des 
gesellschaftlichen Stoff- und Energieaus-­
tauschs zwischen menschlichen Lebe­
wesen und außermenschlicher Natur in 
der neueren Geschichte des Systems 
lylenscl.-Biosphäre sind bekannttich der 
Ubergang zur agrarischen Produktion 
naturwüchsiger Produkte, das heißt 
biotischer Stoff-und Energiekonzentrate, 
und zur industriellen Produktion künstli­
cher Produkte, die im wesentlichen auf 
der Basis fossiler Energieträger und mi­
neralischer Rohstoffe erfolgt. Die Ein­
führung der jeweils neuen Energieträger 
und Rohstoffe ist beidemale wesenrlich 
durch das Zusammenspiel demogra­
phischer und klimatischer Fokloren, also 
exogen, veranlasst worden. Ermöglicht 
bzw. weitergeführt wurden diese Nut­
zungen freilich endogen, durch den 
jeweiligen Entwicklungsstand bzw. 
Fortgang der gesellschaftlichen Arbeit. 
Schon dieses Wechselspiel von „Av­
ßen" und „Innen" sollte vor einer bloß 
immanenten Betrachtung des histori­
schen Prozesses der Produktion be­
wahren. Dies gilt um so mehr, als es seit 
dem Wechsel von der Okkupations- zur 
Produktionsökonomie in der neolithi­
schen Revolution nicht nur darum ging, 
den Arbeitsaufwand und den 
Gebrauchswertertrag gesellschaftlicher 
Arbeit in ein günstigeres Verhältnis zu 
bringen: sondern zugleich auch um die 
Ausnutzung und Nutznießung natur­
wüchsig-gesch ichtsgeprägter Fä-

i higkeiten und Leistungen der Menschen 
~ und der Natur. Es ging seit der agrari-
§ sehen Revolution nicht nur darum, den 
::;: Wirkungsgrad gesellschaftlicher Arbeit 
S durch mehr Fleiß und Geschick der 
a' 
w Arbeitenden zu steigern, sondern zu-
~ gleich und darüberhinaus auch um die 
~ Ausnutzung der spezifizierten biotischen ! Energiequellen, des kontrollierten 

generativen Vermögens der Frauen, um 
~ d l:i:: ie Nutznießung der Gebrauchs-

. ~ eigenschaften der domestizierten PAan-
D!--· .. 
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zen und Tiere sowie der Diensrleistun­
gen unterprivilegierter Gruppen. Dieser 
Gebrauch naturwüchsig-geschichts-ge­
prägter Fähigkeiten und Leistungen aus 
der Bevölkerung und aus dem Natur­
haushalt in der und für die Erzeugung 
und Verwendung des gesellschaftlichen 
Produkts ist durch die industrielle 
Produktivkraftrevolution weiter voran­
getriebenworden: hinzugekommen sind 
etwa die Ausnutzung der Energie aus 
dem „unterirdischen Wald" (Sieferle) 
und der Lebenskräfte aus den „offenen 
Adern" der Kolonien und Exkolonien 
(Galeano) sowie die Nutznießung der 
Gebrauchswerte aus der „imperiali­
stische Ressourcenpumpe" (Czeskleba­
Dupont) und der „hausfrauisierfen" (v. 
Werlhof u. a.) Tätigkeiten für den Fort­
gang der industriellen Warenproduknon. 
Während die Sachverhalte als solche 
bekannt sind, gilt es, den Kern der 
Sache zu begreifen. Es handelt sich in 
diesem gesamten Prozeß um die Siche­
rung des Fortgangs und der Ausweitung 
der Produktion durch zwei Momente: 
Erstens durch Nichtersatz eines Teils der 
Arbeitsaufwendungen, also Verfügbar­
machung von Mehrarbeit über den Er­
satzkonsum und die Ersatzinvestitionen 
hinaus. Zweitens durch Nichterneuerung 
eines Teils der verbrauchten und ge­
brauchten naturwüchsig-geschichts-ge­
prägten Fähigkeiten und Leistungen 
natürlichen wie menschlichen Ursprungs, 
also Erschöpfung dieser Fähigkeiten und 
Aufbrauch dieser Leistungen. Ersteres 
fängt mit dem Abzweigen von Arbeit Für 
spezialisierte nichtagrarische Produk­
tionen an und hört nach der Einführung 
und Entwicklung ökonomisch-sozialer 
Ausbeutungsverhältnisse mit deren Ab­
schaffung noch lange nicht auf. Letz­
teres beginnt mit der Bewirkung von 
Bodenerschöpfung und Kindbett­
sterblichkeit, von Artenverdrängung und 
Randgruppenarmut; es wird in moder­
nen Zeiten fortgesetzt mit der Bewirkung 
des Verschleisses fossiler Energievorräte 
und der Auspressung kolonialisierter 
Arbeitskräfte im Bereich der Produktion 
sowie der Überlastung lebenswichtiger 
Umweltmedien und der Doppelbelostung 
weiblicher Haushaltsmitglieder im Be­
reich der Konsumtion, solange es diesen 
Typ gesellschaftlicher Produktion geben 
wird. 

Es handelt sich um eine systematische 
und, seit den Anfängen der großen 
Industrie, zugleich massive Produktion 

von Gütern und Leistungen mittels ei_nes 
schrittweise gesteigerten Stoff- und 
Energieumsatzes. Daß es sich um eine 
gewalttätige Form des gesellschaftlichen 
Stoff- und Energieaustausches zwischen 
Mensch und Notur hondelt, sieht man 
spätestens heute an den handgreifli­
chen Folgen: an der massenhaften Zer­
störung von BodenAächen und von Ar­
ten der Mitlebewelt, an der massenhaften 
Erzeugung von Arbeitslosigkeit und von 
Verarmung. Aber diese viel zitierten 
Probleme der Reproduktion des Systems 
Mensch-Biosphäre sind letztlich an­
gehäufte, zusammengefaßte und freilich 
neuerdings enorm gesteigerte Auswir­
kungen einer bis in den Ausgang der 
Urgeschichte zurückreichenden 
Gewalttätigkeit. Um sie geschichttich 
durchsetzen und immerwiederfortsetzen 
zu können, wurden die Klassengesell­
schaften erfunden. Der antagonistische 
Typ gesellschaftlicher Produktion entsteht 
und entfaltet sich historisch durch den 
Zwang, die durchaus raubbauhafte 
Agrarproduktion altorientalischen, an­
tiken und feudalistischen Zuschnitts auf 
dem Entwicklungsweg gesellschaftlicher 
Arbeit vom Vorderen Orient über den 
Mittelmeerraum bis nach Westeuropa 
und Nordamerika voranzutreiben, durch 
alle demografisch-ökosystemaren 
Reproduktionskrisen hindurch. Das war 
ohne die Herrschaft von Menschen über 
Menschen nicht möglich. Allerdings hat 
die kapitalistische Form der Klassen­
herrschaft, in welcher (um der Mehr­
wertproduktion und Kapilolakkumulation 
willen) die Produktion von Pro­
duktionsmitteln die Produktion von 
Konsumtionsmitteln übersteigt, auch die 
Erzeugung jener Wirkungen des 
teilweisen Nichtersatzes von aufge­
wandter Arbeit und der teilweisen 
Nichterneuerung naturwüchsig­
geschichtsgeprägter Fähigkeiten und 
Leistungen systematisiert. Die technisch­
naturale Substanz der modernen großen 
Industrie, die massenhafte Verfeuerung 
fossiler Energieträger und Verschleude­
rung von Reststoffen mit der Zuspitzung 
der energetisch-chemischen Syn­
thetisierung toxischer Substanzen 
(Commoner), ist jedoch nicht unvermit· 
telte Folge dieser Herrschaftsform, son­
dern vorab Steigerung des Wesens ei­
nes Produktionstyps, der diese ökono­
misch-soziale Form brauchte, um sich 
weiter entwickeln zu können, was 
schließlich diese Substanz hervorbrin­
gen sollte. Wir haben seit der agrarischen 

und verstärkt seit der industriellen Revo­
lution in Europa !und seinen modernen 
Erweiterungen) einen Typ gesellschaftli­
cher Produktion und Reproduktion, für 
den zweierlei charakteristisch ist: erstens 
immer wieder Ausweitungen der 
Produktionskapazität mittels schrittweiser 
Steigerung der Produktivkraft der Arbeit; 
zweitens regelmäßige Beschränkungen 
der [auf das jeweils sozioökonomisch 
Wichtige konzentrierten) Reproduktion­
skapazität, was die Erneuerung der 
Fähigkeiten und Leistungen der Men­
schen und der Natur betrifft. Wie und in 
welchem Maße das volkswirtschaftliche 
Arbeitsvermögen, Naturpotential und 
Sachvermögen bzw. die Bevölkerung, 
der Naturhaushalt und der sächliche 
Reichtum der Gesellschaft darunter lei­
den, ist von Produktionsweise zu 
Produktionsweise verschieden. Die 
Abwälzung bestimmter Erneuerungs­
kosten auf sowie der Ausgleich ausge­
wählter Folgeschäden durch Einrichtun­
gen der Gesellschaftsordnung, zumal 
durch den Staat, hat es seither immer 
gegeben. Dieser hat freilich heutzutage 
seine Mühe, mit den Konsequenzen, zu 
denen heute nicht zuletzt die Folgen der 
Verfeuerung von fossilen Energieträgern 
und der Zerstreuung von toxischen Ab­
fallstoffen gehören, fertig zu werden. 
Daß die sozialistischen Volkswirtschaf~ 
ten diese Konsequenzen nicht ernst ge­
nommen hatten, hat wesentlich zu ihrem 
Untergang beigetragen. Eine wirkliche 
Modernisierung und Zivilisierung der 
modernen Gesellschaften muß am Pro­
blem der Entstehung solcher Auf­
wendungen für die Voraussetzungen 
und Folgen gesamtgesellschaftlicher 
Arbeit ansetzen. 

,, ... um die Erfordernisse 
einer fortschrittlichen 
Wirtschaftssteuerung und 
Gesellschaftsverfassung 
angemessener zu 
bestimmen" 

Da die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Produktion um der Produktion von Pro­
dukten, insbesondere der Produktion 
eines Mehrprodukts willen, unsere Ge­
schichte seit vielen tausend Jahren be­
stimmt, können sich unsere Ökonomen 
meist auch nur Probleme vorstellen, die 
mit der Erzeugung und Verwendung des 
Produkts, mit der Beschaffung und dem 
Absatz von Waren und mit Angebot 
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und Nachfrage auf Märkten zu tun 
haben. Wenn sie fortschrittlich sind, 
bedenken sie zudem noch die mensch­
lichen Bedingungen dieser Produktion, 
und wenn sie besonders fortschrittlich 
sein möchten, begeben sie sich auf die 
Suche nach natürlichen Quellen des 
Wertprodukts. Abgesehen von zeit­
geschichrlichen Anlässen hängt es wohl 
auch mit dieser Bewußtseinslage zu­
sammen, daß aktuelle Diskussionen über 
sozioökonomischen Fortschritt sich oft in 
abstrakter Weise auf die Frage von 
„Plan" oder „Markt" als möglichen 
Mitteln der Regulierung der Produktion 
konzentrieren. Dabei wirdoftübersehen, 
daß es sich hierbei schließlich nur um 
Steuerungsmittel handelt, die man so 
oder so verwenden und miteinander 
verbinden kann. Und besonders gerne 
wird vergessen, daß das wichtigste 
Problem hierzulande gar nicht die Pro­
duktion zum Zwecke der Versorgung mit 
Gütern und Leistungen ist. Worauf es 
meines Erachtens ankommt, ist nicht 
diese Produktion, sondern der innere 
Zusammenhang der ökonomischen 
Produktion und Reproduktion und ihr 
Zusammenhang als Ganzes mit der 
naturwüchsigen Regeneration der Be­
völkerung, der Arbeitsvermögen, des 
Naturhaushalts und der Naturpotentiale 
der Gesellschaft. Auf den stofflich­
energetischen Kern gebracht heißt das 
heute: Es geht einerseits um die Versor­
gung des Mensch-Biosphäre-Systems mit 
überlebensnotwendigen Gebrauchs­
w~rtdiensten, also von Beiträgen der 
Gebrauchswerte von Tätigkeiten und 
von Verkörperungen geeigneter Stoffe 
und Energien zu erforderlichen Nutz­
effekten. Andererseits geht es um die 
Entsorgung der Stoffreste und der (noch 
verwertbaren] Restwärme, soweit diese 
hierbei unvermeidlich anfallen. Dabei 
handelt es sich um Verwertung des 
Brauchbaren und die möglichst 
schadensmindernde Behandlung der 
unbrauchbaren Stoffreste. Alles dieses 
erfordert gesellschaftliche Arbeit. 

Das ist nun zweifellos ein weites Feld, zu 
dem sogar noch gehört, wie wir mit den 
Kindern umgehen oder was wir in den 
Ferien tun, also Bereiche, in denen we­
der Plan noch Markt etwas zu suchen 
haben sollten. Um im Überschaubaren 
zu bleiben, ist im folgenden lediglich 
vom bislang zentralen Prozeß der Ge­
sellschaft die Rede, nämlich von der 
Versorgung mit den Stoffen und mit der 

Energie, die in der Erzeugung und Ver­
wendung von Waren umgesetztwerden, 
sowie von der Entsorgung der hiervon 
übrigbleibenden Reste. Die zwecks 
Herstellung eines vernünftigeren Ver­
hältnisses der Menschen zueinander und 
zur Natur, also für ein Vorantreiben 
gesellschaftlichen Fortschritts erforderli­
che Politik ist nicht nur, aber zu. einem 
wesenttichen Teil Sloff-und Energiepolitik. 
Es handelt sich um die Steuerung von 
Stoff- und Energieumsätzen der gesele 
schaftlichen Arbeit und damit dieser 
Arbeit selber. Damit haben wir es mit 
einem Kernbereich der Wirklichkeit zu 
tun, von dem man cum grano salls 
sagen kann, daß in ihm das Sichtbare 
vergänglich, dasUnsichtbareaberewig 
ist (2 Kor. 4, 18): ersteres gilt zumindest 
von der Kohle und dem Erdöl und von 
den fertigen Erzeugnissen, die man mit 
ihnen macht; letzteres aber von der 
aktuellen Solarenergie und von manchen 
synthetischen Substanzen und radioak­
tiven Zerfallsprodukten, die dissipativ 
durch die Gegend streunen. 

Die energiepolitische Situation ist ziem­
lich gut bekannt: wegen der Begrenzung 
der Energieträgervorröte, wegen der 
bedrohlichen Schadwirkungen von 
stofflichen und energetischen Emissionen 
aus den Prozessen der Verbrep~r,g 
bzw. Spaltung der Brennstoffe U~!'US 
anfallenden Rückständen sowie W!igen 
des enormen Kapitalaufwands d~s··eta­
blierten Systems sind rigoroses Energie­
sparen und Abwärmenutzung sowieeine 
Umstellung der Energiebosis auf de­
zentrale regenerierbore Ressourcen 
angesagt, die weit in abhängige Bran­
chen und Aktivitäten, insbesondere 
Chemisches Gewerbe, Kunststoff­
verarbeitung und Verkehrswesen, 
hineinragt. Noch nicht ganz so gut 
bekannt ist die stoffpolitische Situation. 
Zu ihren Merkmalen gehören die 
Begrenzung von Rohstoffvorräten, die 
Giftigkeit vieler künsttich hergestellter 
Ersatzstoffe und einer unübersehbaren 
Vielfalt damit verbundener Neben- und 
Reststoffe, weiter die mangelhafte 
Entsorgung sämrlicher fester, flüssiger 
und gasförmiger Abfall- und Schadstoffe 
(zwei kaum voneinander unterscheid­
bare Stoffarten) und schließlich wieder 
die enormen Kosten dieses Systems. 
Hier sind rigoroses Stoffsparen, die 
Entwicklung aufeinander abgestimmter 
Erzeugungs-, Verarbeitungs-, Behand­
lungs- und Endlagerungstechniken 
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sowie der Aufbau eines ökonomisch­
technischen Stoffversorgungs-und-entsor­
gungssystems geboten, das die 
Vermeidung, die Verminderung, die 
Verwertung und, wenn es nicht anders 
geht, die möglichst schadwirkungsarme 
Endbehandlung in den Mittelpunkt stellt. 
Auch hier sind eine Vielzahl von Bran­
chen und Aktivitäten, von den Chemi­
schen Gewerben bis zur Agrikultur, un­
mittelbar oder mittelbar betroffen. Das 
bestehende Stoff- und Energiesystem wird 

. weitgehend durch private Unternehmen 
und Unternehmensverbindungen getra­
gen, wobei nicht zuletzt bei der 
Energieversorgung und neuerdings auch 
bei der Abfallentsorgung kapitalstarke 
Wirtschaftseinheiten tätig sind. Diese 
werden durch staatliche Aktivitäten 
eher gefördert ols gehemmt und durch 
kommunale Aktivitäten in dieser oder 
jener Weise ergänzt. 

Es handelt sich um ein äußerst aufwen­
diges System, denn seinen Kern bildet 
die massenhafte Umformung von oft 
unersetzlichen Stoffen und Energie­
trägern in vielfach schädliche Stoffreste 
und Reststrahlungen unter extremen Be­
dingungen [z. B. hohe Temperaturen 
und Drücke), weshalb die Anlagen an 
sich teuer sind und zudem immer wieder 
Aufwand für mehr oder minder proviso­
rische Substitutionen von Ressourcen und 
defensive Kontrollen der Relikte erfor­
derlich ist. Das ist einer der Gründe für 
die massenhafte Fixierung von Kapital 
und mangelhafte makroökonomische 
Effektivität des gesamten Produktions­
und Reproduktionssystems jCommonerJ. 
Das ist aber nicht der Hauptgrund für 
den Veränderungsbedarf. Die ang& 
deuteten erforderlichen Umstellungen 
sind vielmehr aus human- und 
ökotoxikologischen, sozialen sowie 
klimatologischen Gründen eine Überle­
bensfrage für die Menschen und für 
große Teile ihrer Mitlebewelt insgesamt. 
Wesentliche stoff- und energiepolitische 
Ansatzpunkte dürften die Versorgung 
mit Energie und die Entsorgung von 
Stoffresten - ouf deren Betrachtung ich 
mich hier beschränke - sowie das 
Verkehrswesen sein [Düe/Tjoden), olso 
Bereiche möglicher umgestaltender 
kommunaler Aktivitäten. 

~ ~ Die gängige Energieversorgung (die 
er: ein bißchen mehr umfaßt als „Strom und 
~ Gas") und die gängige Stoffresteent-
cr: sorgung (auch hier geht es um wesent-
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lieh mehr als um den „Hausmüll") verur­
sachen außer den jeweils berechneten 
auch jede Menge „soziale Kosten", und 
zwar sowohl auf der Seite der Voraus­
setzungen als auch auf der Seite der 
Auswirkungen der Systeme. Das kann 
heute ieder wissen, zumal es für Teil­
bereiche der Energie gut nachgewiesen 
ist [Hohmeyer). Bei diesen „Kosten" 
handelt es sich insbesondere um reale 
Schäden und Wertverluste [Kopp), die 
teilweise auch bezahlt werden !müssen) 
und im Sozialprodukt erscheinen 
(Leipert). Teilweise stellen sie aber auch 
nicht reparierte Realschäden dar, deren 
Rechnung noch offen ist. Daß man auch 
von externen Nutzen des gegebenen 
Stoff-und Energiesystems sprechen kann, 
sollte nicht hindern, die Kosten real und 
monetär voll zur Kenntnis zu nehmen, 
die realen Schäden und Verluste so weil 
wie möglich zu verhindern und im üb­
rigen so gut wie möglich auszugleichen. 
Dazu sind alle hierfür erforderlichen 
Aufwendungen [durch die gesamte Kette 
der Versorgung-Entsorgung hindurch: 
Streibel; Roos/Streibel) dem internen 
Aufwand zuzurechnen, also in den Preis 
des Gutes einzurechnen. Insoweit dann 
die Güter, Leistungen und Anlagen des 
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anzustrebenden neuen Systems bereits 
iechnisch vorhanden, aber noch teurer 
sind, bedürfen sie der Subvention. Die 
Konversion des Systems-beispielsweise 
die Durchsetzung einer schadwirkungs­
armen Abfallverwertung und -be­
handlung, die weiter geht als die jetzt 
vo~iegende Technische Anleitung für 
besonders überwachungsbedürftige 
Abfälle, und um die man auch bei einer 
rigorosen Verrringerungspolitik nicht 
herum kommt· ist selber sehr teuer, ober 
aus oußerökonomischen Gründen ge­
boten (Schenkel). Zu deren Finanzierung 
ist daher eine Fondsbildung geboten, 
die über den Preis der Inputs und Outputs 
des aktuellen Systems erfolgen kann 
(Hohmeyer). 

Abgesehen von einer solchen Um· 
gestaltung des Systems der preislichen 
Sleuenmg in der Energie-und Stoffpolitik 
bedarf es sicherlich einer entschiedenen 
Weiterentwicklung des vorhandenen 
Systems der sachlichen Sleuerung, also 
der Limitierung und Kontrolle energe­
tischer (z.B. kommunale Bauleitplanung) 
und stofflicher jz. B. Immissionsschutz­
rech~ Inputs und Outputs der Appro­
prienten bzw. Emittenten von Stoffen 
und von Energie. Da es sich bei den 
aktuellen Problemen des Stoff- und 
Energieumsatzes wesentlich um quanti· 
tative und zugleich qualitative, oft durch 
die Mengensteigerung hervorgerufene 
oder veranlaßte Toxizitäts-Probleme 
handelt, ist hier das Postulat einer dy­
namischen Minimierung stofflicher und 
energetischer Inputs und Outputs wich­
tig. Ordnungsrechtliche Mittel, die sich 
vielfach als wenig wirksam und als 
aufwendig erweisen und zudem häufig 
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nur nochsorgend eingesetzt werden, 
bilden nur eines der möglichen Instru­
mente eines solchen Realsteuerungs­
systems. Dessen Instrumentierung muß 
vor ollem auf eine vorausschauende, 
umfassende und vorsorgende Steuerung 
energetischer und stofRicher Umsätze 
setzen, insbesondere durch Prüfungen 
der Umwelt- und Ressourcenverträglich­
keit nicht nur großer Projekte, sondern 
auch der Planungen und schließlich auch 
derGegebenheitenvon Nutzungen und 
Belastungen von Mensch und Natur in 
der Fläche. 

Daran wird schon deutlich, daß die 
Konversion des aktuellen Systems der 
Stoff- und Energieumsätze selbstver­
ständlich der Planung auf allen Ebenen 
der Volkswirtschaft bedarf. Ohne eine 
umfassende Konzep~on der künftigen 
Energieversorgung und Stoffresteent­
sorgungsindwedereinelnternalisierung 
externalisierter Kosten und präventive 
Fondsbildung noch eine präventive 
Kontrolle des Input von Ressourcen und 
des Output von Relikten der Volkswirt­
schaft sachgerecht und wirksam zu 
verwirklichen. Selbslverständlich sind 
hierbei auch, wie bislang schon, Staats­
eingriffe geboten, aber eben zur Reali­
sierung einer jerstnoch zu entwickelnden) 
konzeptionellen Strategie: mit ökono­
misch wirkenden, wirtschafts- und 
finanzpolitischen Mitteln, mit öffentlich 
rechtlichen, privatrechtlichen und straf­
rechtlichen Mitteln sowie mit 
infrastrukturpolitischenMitteln. Wie sich 
etwa allein mittels Angebot und Nach­
frage das Individualverkehrssystem in 
ein Kollektivverkehrssystem umgestalten 
könnte, ist nicht ersichtlich (Dolata). Daß 
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hierbei dezentrale, insbesondere 
kommunalpolitische Ansätze und 
Trägerschaften sehr wesentlich sind, 
ergibt sich schon aus der Sache selbst: 
eine Anpassung der Stoff- und En­
ergieumsätze an die Begabungen und 
Bedürfnisse von Mensch und Natur ist 
zwar eine allgemeine, die gesamte 
Gesellschaft durchgängig betreffende 
Aufgebe, aber zugleich eine Sache, 
deren Bewältigung tei>, ja kleinräumlich 
unter Umständen außerordentlich ver­
schieden ausfallen muß. Wenn daher 
der Staat generell dafür Sorge tragen 
muß, daß der gesamtwirtschaltliche 
Arbeitsaufwand umfassend in Rechnung 
gestellt und der gesamtwirtschaftliche 
Gebrauchswertertrag keine unsinnigen, 
schädlichen und überflüssigen Bestand­
teile enthält, so wird er darüber hinaus 
doch vor ollem die Rahmenbedingungen 
dafür schaffen dürfen, daß die Menschen 
ihren Energie-.und Stoffaustausch mit 
der Natur auf intelligente, humane und 
rationelle Weise gestalten. Die Durch­
setzung einer subsistenziell effizienten 
Wirtschaftssteuerung und einer ihr 
dienlichen demokratischen Gesell­
schaftsverfassung würde ermöglichen, 
die Ökonomie der Stoff- und Energie­
flüsse als politische Ökonomie zu ge­
stalten. 

Begriffserläuterung am Beispiel der Energie­
verwendung: Hausbrandkohle "' Endprodukt•mit 
Gebrauchswert; Wärme aus dieser Kohle"' on sich 
nützlicher verwendung$bezogener Gebrauchswert; 
Gebrauchswertdienst oder -nutzen „ Beilrog · zur 
Erzeugung einer bestimmten Roumtemperotur bei 
gegebener Umgebungswärme; Nutzeffekt(energie­
politisch ouch: Energiedienstleitung): diese 00$1immte 
lfoumtemperotur. 

Oeponietechnik, Kassel, Witzenhausen 1990 

SieFerle, Rolf Peter, Der unterirdische Wald, MüO' 
chen 1982 
Streibel, Günter, Zur ökonomischen Bewertung von 
Naturressourcen, Abfällen und Sekundärrohstoffen, 
in: Wi!>.Senschaltliche Zeitschrift der Humbo~Unt' 
versität zu Berlin, Reihe Gesellschoftswiuenschaften, 
37, 1988, Heft 7 
Tjaden, Korl Hermann, Mensch, Gesellschofts. 
Formolion, Biosphäre, Marburg 19?.(> 
Tjoden, Karl Hermonn, Politische Okonamie des 
Sozialismus: Außer Spesen nichts gewesen?, in: 
Das Argument 32, 1990, He/12 !N~. 180} 
Tjaden, Karl Hermann, Ein paar Uberlegungen 
ongesichts des Zustands des Menscfi.ßiosphöre­
Systems, Vortrag Berlin, Rosa luxemburg-Zenlrum, 
7.12.1990 
Werlhol, Claudia v., Morio Mies und Veronika 
Bennholdt-Thamsen, Frauen, die letzte Kolonie, 
Reinbek 1983 



II 
!! 
1 
!li ,, 
!! 

SOZIALISMUS 

lle1tev Aliers 

1989·1917: 
DIESSEITS DES SOZIALISMUS 

Zeit· 
Aufnahmen 
Vielen Zeilgenossen hatte sich das Jahr 
1989 als eines der Jubiläen und Retro­
spektiven angekündigt. 200Johre Fran­
zösische Revolufon, 70Johre noch Ver­
sailles, 50 Jahre noch Hirlers Überfall 
auf Polen - kaum ein Winkel des alten 
Kontinents war auszumachen, der nicht 
mühelos weitere Gecenktage hinzuge­
fügt hätte. Allerdings, so ließe sich skep­
tisch einwenden, was wäre weiter ent­
fernt von wirklicher Geschichte als ein 
gut inszenierter Ged.enktog? Entspre­
chend groß war die Uberroschung, als 
sich in den letzten hektischen Wachen 
des Jahres überall die Einsicht herum­
sprach, daß man gerade eben ein neues 
,,Schicksalsjahr" verließ. 

Zählt 1989 also in diesem Sinne zu den 
„unvergeßlichen"? Nein, könnte die 
Antwortlauten, denn olles, was das Jahr 
an Neuem brachte, hätte doch ohne 
Glasnost und Perestroika in der Sowjet­
union, ohne die Nrevolutionären Refor­
men" Gorbatschows seit 1985 nicht 
den Hauch einer Chance gehabt. Doch 
warum sollten wir das eine gegen das 
andere ausspielen oder uns gar mit der 
Krämerweisheit zufrieden geben, daß 
letztlich eben doch nur die „großen 
Männer" Geschichte machen, ihr An­
oder Abtritt den Lauf der Dinge bestimmt? 
So wenig der Umbau in der Sowjetuni­
on allein Gorbptschow zuzurechnen ist, 
so wenig lohnt es, die Zäsur des Jahres 
1985 für die Sowjetunion gegen jene 
des Jahres 1989 Für Europa, ja, der 
Weltinnenpolitik insgesamt auszuspie­
len. Im Knäuel der geschichrlichen Pro-

Prof. Derlev Albers, Bremen, Mitheraus­
geber der spw 

zesse, ihrer Abhängigkeiten und Becin­
gungen, ihrer unverhofften Knoten, Ris­
se, bisweilen auch Entwirrungen, wird 
niemand leugnen, wie eng beide zu­
sammenhängen, sich gegenseitig vor­
wie rückwärts festschreiben. Erst die 
Ereignisse von 1989 hoben die 
Perestroika unwiderruAich zu einem 
Vorgang des Wellgeschehens gemocht. 
Stehen diese auf den Schultern des 
innersowjetischen Anstosses seit 1985, 
erfährt jener erst von ihnen die Bekräf­
tigung, die selbst ein Scheitern im Aus­
gangspunkt überdauern würde. 
Ein Jahr, selbst ein „Schicksalsjahr", 
markiert im Strom des Jahrhunderts nur 
einen Punkt, jenen der Wende äußer­
stenfalls. Was ihn qualifiziert, hält die 
Recensartfest, daß „danach nichts mehr 
so wie vorher istll. Der Spruch führt 
tiefer, indem er zu Vergleichen des Vor­
und Nachher drängt, Abstände zu ver­
messen nötigt. Beides erschließt sich 
dem fernsehgewohnten Auge des Le­
sers von heute am schnellsten, wenn wir 
ein Stück Nah- oder Fernaufnahme ein­
blenden und mit solcher Distanz­
veränderung unser zeithistorisches Urteil 
anreichern. Bequem, suggestiv, effizient­
verhüllend, wenn dabei die Tätigkeit 
dessen, der die Kamera einstellt, aus 
dem Blickfeld gerät_ 
Die Nahaufnahme entzerrt das 
punktlörmige Bild des Jahres 1989, 
zerlegt es in einen schier endlosen Pro­
zeß von Einzelereignissen, geschehen 
in ollen Teilen der Welt. Sich dieser 
Unübersichrlichkeit, ihrem lärm und 
Getöse erinnernd auszusetzen, öffnet 
die Chance, darin umso bewußter die 
Ereignisse der größten Tragweite, ge­
wissermaßen die Wendepunkte im 
Wendejohr herauszufinden. Ich sehe 
auf dem Feld der Politik zwei Daten alle 
anderen an Bedeutung überragen und 
zugleich die Pole jener Wandlungs­
prozesse symbolisieren, die das 
zurückliegende Jahr beherrschen: der 
3. Juni, als die blutige Unterdrückung 
auf dem Tionanmen-l'lotz in Peking be-

gonn, und, narurlich, der9_ November, 
als die Mauer in Berlin von Osten her 
eingerissen wurde. 
Aus größerer Entfernung mag einmal 
das Gemeinsame beider Ereignisse, die 
doch so extrem entgegengesetzt vertie­
fen, deuriicher hervortreten und dazu 
einmal mehr beweisen, wie kraß die 
Geschichte die Intentionen ihrer ange­
maßten Akteure zu kompromittieren 
versteht. Es könnte sich nämlich heraus­
stellen, daß beide nur auf ihre Art be­
legen, wie aussichtslos verspätet jene 
Strategien daherkommen, die sich nur 
eine gradualistische, man könnte auch 
sagen: reformistische Veränderung der 
Gesellschaften in der sogenannten 
Zweiten Welt zum Ziel setzen. Samt 
jener tiefen Schotten, die sie dann von 
Ost und West auf die Chancen jenes 
Veränderers würfen, der beide Städte 
jeweils nur Tage zuvor in offizieller 
Mission bereist hatte. 
Doch scheint es, olshättenwirdamitdie 
Beceutung des Jahres 1989, mitsamt 
seines inneren Scheitelpunkts, noch nicht 
wirklich erfaßt. Wenn jetzt nichts mehr 
so wie vorher ist, kann Ubersicht nur aus 
größerer Distanz entstehen. 

1968 · 
• eine 

vertane 
Chance 
Zuerst wird unsere imaginäre Photo­
Reise, zu erforschen, was 1989 verän­
dert hat, den Blick auf seine unmittelbare 
Vorgeschichte freigeben. Begann sie an 
dem Tag, als Gorbatschow den unbe-

mim,<' 
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dingten Wahrheitsanspruch des 
Marxismus-Leninismus fallen ließ? Wer 
überschritt den Rubikon früher, die 
Reformkräfte in Ungarn oder der polni­
sche .Runde Tisch"? Sind es die Er­
neuerer, die von innen her kommen, von 
Gorbatschow bis Dubcek, oder sind es 
die Dissidenten, von Sochorow bis So~ 
schenizyn und Havel, die größeren Anteil 
daran haben? Waren es mehr der 
wachsende Vorsprung der kapitalisti­
schen Führungsländer oder eher die 
unhaltbaren Defizite der inneren Ver­
sorgung, an Gütern wie an politischer 
Freiheit, die schließlich zur Wende 
zwangen? Wie immer die Antwort aus­
fällt, sie wird nur einmal mehr belegen, 
wie eng die EreignisseimJohrfünft 1985-
1989 von Moskau bis Ostberlin mitein­
ander verschweißt sind, wie eines das 
andere hervorzubringen scheint, und 
wiedieSystemwendevon innen heraus, 
die wir zweifelsfrei für seinen Abschluß 
dotieren, gar nicht anders kann, als nun 
wiederum eine Fülle neuer Fragen an 
die künftige Zuordnung dieser Länder 
aufzuwerfen. 

Auf dem Weg rückwärts, um zu verste­
hen, was 1989 ausmacht, begegnet 
uns als ein erster Haltepunkt, der zum 
Vergleichen nötigt, das Jahr 1968_ Sein 
Zentrum liegt freilich „im Westen"; und 
auch dort sind es, mit der Ausnahme 
weniger Tage des „Pariser Mai", nicht 
die wirklichen Kernbereiche der gesel~ 
schoftlichen Macht, die erschüttert wer­
den. Dennoch: Mögen seine wichtigsten 
Schauplätze auch nur Universitäten ge­
wesen sein, von Berkeley über Nanterre 
bis noch Berlin und Frankfurt, das hier 
entfachte Wetterleuchten hat für die in­
nere Entwicklung der betroffenen Länder 
einen iohrzehntelang registrierten Ein­
schnitt hinterlassen. Wer wollte zudem 
darüber rechten, ob nicht ein anderes 
Schicksal des Epizentrums Prag, das 
seinen eigenen Wünschen hätte folgen 
können, auch die Opposition im Westen 
zu größerem Realitätsbezug inspiriert 
hätte? Auch deshalb bleibt es zutreffend, 
das Jahr 1968 als große vertane Chance 
zu begreifen, der Os~West-Blockierung 
zu entkommen. 

Gleiche Chance, gleiches Los - das gilt 
für 1956 nicht anders, nur daß hier die 
wichtigsten Ereignisse, vom XX. Partei­
tag der KPdSU bis Posen und Budapest, 
von vornherein „im Osten" liegen. Auch 
hier kann der Vergleich mit 1989 nicht 
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verweilen, weil eben die Fesseln des­
sen, was den Rückstand der Gegenwart 
heraufbeschwor, damals ebensowenig 
abgestreift werden konnten. Stalin war 
gegangen; ober alle Ansätze blieben 
stecken, das von ihm geprägte System 
in den Eckpunkten zu reformieren. 

Auf der Suche noch dem „Holt", wo das 
Vorher von 1989 beginnt, gelangen wir 
so weiter zurück in das nicht minder 
weltentrennende Schicksalsjahr 1945. 
Es befördert die USA in den Zenit ihrer 
Weltmachtrolle, und verändert die Ste~ 
lung der UdSSR nicht weniger ein­
schneidend. Jalta und Potsdam belegen 
für alle sichtbar, daß die Zeiten der 
isolierten, verfemten Sowjetunion vorbei 
sind, eines Staates, der sich völlig aus 
eigener Kraft vom Hungerland zur zwei­
ten Weltmacht, bald auch Atommacht 
heraufarbeiten mußte. Zu keinem ande­
ren Zeitpunkt hat das Land der Oktober­
revolution über solche Autorität verfügt, 
auf dem ganzen Kontinent, den Westen 
eingeschlossen, wie noch dem Sieg 
über Hirler. 

1945 - 1989 also? Das kann gleich aus 
mehreren Gründen nicht einleuchten. 
Bezogen auf ihre inneren Verhältnisse 
hat das Jahr 1945 gerade keine 
unterscheidbare Veränderung des 
Nachher gegenüber dem Vorher der 
Sowjetunion gebracht. Der unter grau­
enhaften Opfern errungene Triumph der 
Roten Armee war und blieb eingebunden 

_ in die Willkür einer terroristisch 
unbeschränkten Partei- und Staats­
diktatur. Noch außen lieferte dazu die 
Unfähigkeit, den Nachbarländern mehr 
als nur eine Kopie des eigenen 
Gesellschaftsmodells zu gestalten, das 
Spiegelbild. Gerade die Völker Os~ 
und Mitteleuropos, die 1989 in den 
Mittelpunkt rücken, erleben 1945 ganz 
überwiegend als Verlängerung des 
Sowjetsystems auf fremdes Territorium. 
Seine Ursprünge, nicht der Moment 
seiner größten Expansion müssen des­
halb ins Blickfeld des Vergleichs rücken. 
Aber ist damit der Weitwinkel unseres 
Obiektivs nicht überdreht? Oder, in­
haltlich gesprochen, läuft es nicht 
schnurstracks darauf hinaus, Stalin und 
Lenin in eins zu setzen? Holen wir diese 
F_roge aus dem Nebel polemischer 
Uberspitzung heraus, bleibt die Fest­
stellung: Vor wie nach 1945 gab es 
Ausbruchstellen; die Geschichtswissen­
schaft muß sie rekonstruieren. Für uns ist 

jecoch nicht nur konstitutiv, daß sie im 
Ergebnis ungenutzt verstreichen, son­
dern daß sie auch nicht mit dem Mach~ 
übergang von Lenin zu Stalin 
zusammenfallen, etwa in dem Sinne, 
daß sie davor erkennbar, danach ober 
ausgeschlossen sind. Anders herum: 
Weil dabei, im Urteil der Zeilgenassen 
nicht anders als heute, die Momente von 
Kontinuität jene der Veränderung do­
minieren, wird die Perestroika weder 
vor der Praxis noch vor dem Gedanken­
gut Lenins Halt machen können. 

Soll damit tatsächlich 1917-1989 ge~ 
ten? Kann eine solche Zei~Aufnahme 
wirklich beanspruchen, Anfang und 
Abschluß eines geschichtsmächtigen 
Zusammenhangs wiederzugeben? 
Handelte essich nur darum, daß 1917 
eine jahrzehntelang unterdrückte 
sozialdemokratische Arbeiterpartei die 
Macht in einem rückständigen Teil der 
kapitalistischen Welt an sich reißt und 
sie unter anderem Nomen, als kommu­
nistische, erst noch mehr als 70 Jahren 
wiecer mit anderen gesellschaftlichen 
und politischen Kräften zu teilen bereit 
ist, wir brauchlen uns nicht lange bei 
dem Vorgang aufzuhalten. 

Doch damit verstellten wir uns den Blick 
auf den Mythos von 1917.t:ur­
zeln und seine irritierende:-'.:·.·.· . .. •·: . it. 
Kein zweites Ereignis dieses . ···-~"' ,., ., '

1 

ts 
hat außerhalb der eigenei{~zen 
einen ähnlich starken Impuls der 
ldentilikafion - und, untrennbar damit 
verknüpft, auch der Abstoßung - ous­
gelöstwie die Revolution der Bolschewiki. 
Dies war undenkbar ohne das von ihnen 
wider Willen als „Sozialismus in einem 
Land" ins Werk gesetzte Programm ei­
ner totalen sozialökonomischen 
Umwälzung. In ihrem Zentrum sollte mit 
ebenso universellem Geltungsanspruch 
die Herausbildung eines ganz neuen 
Menschen stehen; kein Fleck und kein 
Winkel der alten Gesellschaft, vom Staat 
über die Erziehung und Kunst bis zur 
Religion, der nicht entweder beiseite 
gefegt oder mit einem völlig neuen 
Bedeutungsinhalt versehen worden 
wäre. Den Elan dazu und die, wo immer 
möglich, wissenschaftlich exakte Anlei­
tung des Umwälzungsprozesses bezog 
man jedoch nicht nur, vielleicht nicht 
einmal in erster Linie, aus dem Kampf 
gegen die aufgestauten Probleme des 
zaristischen Rußlands. Sie lieferte, über 
Kautsky vermittelt, die Rezeption und 
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dann mehr und mehr die eigenständige 
Lesart der Arbeiten von Karl Marx und 
Friedrich Engels. 

Beides zusammen, die vor aller Augen 
erwiesene Fähigkeit zur radikalen 
proletarischen Umwälzung und, als Basis 
dafür, die vermeintlich einzig authen­
tische Interpretation des Marxismus, 
mußte als unvergleichliche Herausfor­
derung in sämrliche Himmelsrichtungen 
des „alten Systems" wirken. Seine Ge­
brechen, die in den folgenden Jahr­
zehnten wieder und wieder hervortraten, 
vom Kolonialismus zur Weltwirt­
schaftskrise und zum Faschismus, ver­
deckten über lange Strecken die inneren 
EnlwicklungsproblemeSowje~Rußlonds, 
bis hin zu den Greueln des Archipel 
Gulag. 

Rückfragen 
Was überrascht eigen~ich mehr: daß 
der Versuch einer Gegen-Welt nach 
siebzig Jahren in sich zusammenfällt 
oder daß er überhaupt zustande­
gekommen ist? Welchen Antriebskräften 
hat er entsprochen, wem verdankter, so 
lange zu faszinieren oder doch jenes 
Minimum sm Plausibilität zu behaupten, 
daß zum Uberdauern unabdingbar ist? 
Vor allem aber, was hinterläßt er, dort, 
wo man vierzig bis siebzig Jahre in 
einem solchen Experiment lebte, und 
hier, wo man sich darauf positiv oder 
negativ eingestellt hatte? Was heißt sein 
Scheitern schließlich für das Ganze der 
bisherigen Teil-Welten und die darin 
enthaltene Sache der Linken? 

Manche der Antworten, die wir noch 
heute vernehmen, sind so alt wie der 
Streit, den sie zu klären vorgeben. Die 
bürgerliche Gesellschaft mit ihren Frei­
heiten, vom Markt bis zur Demokratie, 
erzielt unter allen Formen menschlichen 
Zusammenlebens das überhaupt er­
reichbare Optimum. Mißstände, Privi­
legien, uneinholbare Machtvorteile der 
einen und irreversible Benachteiligung 
der anderen, national und international, 
das olles kann für „empfindliche Ge­
müter" eingeräumt werden. Dagegen 
aber steht als unschätzbarer Gewinn ihr 
Dynamismus, die segensreiche Wirkung 
der unaufhörlich angespornten Konkur­
renz; ihre soziale Verträglichkeit wird 

sich anschließend schon finden. Wer so 
denkt, wird im Weg der „Zweiten Welt" 
ohnehin nur blanken Utopismus, vorher­
bestimmtes Scheitern und den Beweis 
dafür erkennen, daß das sozialistische 
Prinzip schlechthin widerlegt ist. 

Wer dagegen im Oktober 1917 nur das 
Walten eherner geschichtlicher 
Gesetzmäßigkeiten erblickt hat, dabei 
die Menschheit auf ihrem johrhunderte, 
gar jahrtausendlangen Weg von der 
Sklovenholtergesellschoft über den 
Feudalismus, Kapitalismus zur klassen· 
losen Gesellschaft voranschreiten sieht, 
derwird auch durch die jüngste Enlwick­
lung „im Osten" nicht ernsthaft zu er­
schüttern sein. In selbstdefinierter, letztlich 
jeder Konsensanforderung entzogener 
Parteilichkeit für die „Sache des 
Proletariats" werden gewiß Fehler ein­
geräumt, Rückschläge wahrgenommen. 
Aber das ändert nichts daran, daß man 
hier „eigentlich" auf der richtigen Seite 
der Barrikade gestanden hat- nur leider 
mit zu geringen Kräften. Wer weiß, ob 
nicht hinter der übernächsten Ecke der 
Weltgeschichte der eben abgedankte 
„Realsozialismus" in gefälligkeitsholber 
natürlich modifizierter Gestalt wieder 
auftauchen wird. 

Die erstgenannte Position leidet darun­
ter, unbeschadet ihrer Ausführung im 
einzelnen, daß sie nur Unvernunft oder 
Ignoranz als Beweggrund anzugeben 
vermag, wenn wieder und wieder Be­
strebungen entstehen, die über den ka­
pitalistischen Marktmechanismus hin­
ausdröngen und damit - nach ihrem 
Verständnis - Unmögliches verlangen. 
Daß es bestimmte soziale Zustände sind, 
die den Friedensschluß mit der bürger­
lichen Gesellschaft verhindern, daß sie 
hier immer aufs Neue, unausweichlich 
produziert werden, wofür sich Belege 
ohne Ende auftürmen, und zwar unter 
allen Spielarten von Kapitalismus, kann 
auf diese Weise nicht erklärt werden. 

Die zweite Position reklamiert als Stär­
ke, daß sie dazu verhilft, in der Linken 
,,den Mut nicht sinken zu lassen". 
Trotzdem ist die Nähe zur Apologetik 
auch hier unübersehbar. Es verlohnt für 
sie nicht, sich lange bei Fehlerdiskussion 
und Selbstkritik aufzuhalten. Der Kapi­
talismus war eben im ersten großen 
Anlauf stärker, aber er wird dennoch 
fortfahren, seine eigenen „Totengräber" 
jMorxJ hervorzubringen. Ist so der oft 

beschworene „historische Optimismus" 
als Auffanglinie gereltet, erscheint es im 
nächsten Schritt nur plausibel, die Strei~ 
fragen der Vergangenheit, das, was sie 
der Linken immer wieder an Einbußen 
gebracht hoben, auf sich beruhen zu 
lassen. Allerdings: In der Konsequenz 
läuft eine solche Position darauf hinaus, 
der Geschichte, zumal der eigenen, ihre 
Relevanz als Lernprozeß zu verweigern 
und damit der sozialistischen Idee die 
einzige verläßliche Chance auf Selbst­
erneuerung zu nehmen. 

Die wirklich bedeutsamen Frage­
stellungen beginnen daher erst, wo die 
Gebrechen des Gegenüber nicht zur 
Legitimation ex contrario mißbraucht 
werden. Ist der Kapitalismus, das 
Konkurrenzprinzip, der marktwirt­
schaftliche Mechanismus tatsächlich das 
letzte Wort der Geschichte - warum 
erweist es sich dann als derart 
syntheseunfähig? Ist ein solches Urteil 
nicht zwingend, wenn wir die Verteilung 
von Reichtum und Elend in jenen Teilen 
der Welt betrachten, Für die er verant­
wortlich zeichnet? Ganz zu schweigen 
von den tausend Gesichtern krassester 
Ungleichheit, die damit verbunden sind, 
vom Überlebenskampf und politischer 
Ohnmacht auf dem einen Pol, in den 
Kontinenten des „Südens", bis zur 
Vergeudung und weltweitausgreifender 
Entscheidungsgewalt auf der anderen, 
in den Ländern des „Nordwestens"? 
Und das alles ungeachtet der immer 
entblößter vor uns liegenden ökolo­
gischen Systeme des „Raumschiffs Erde". 

Oder sind diese Fragen bereits als ideo­
logisch verengt zurückzuweisen? Ist es 
stattdessen möglich, sich die Zukunft 
des Ganzen als Aufholjogd einer viel­
fältig abgestuften Peripherie gegenüber 
den Wohlstandsinseln des heutigen 
Kapitalismus vorzustellen? Die Schweiz 
und Schweden gewissermaßen als Licht 
am Ende des Tunnels? Wobei noch 
immer zu begründen wäre, worauf sich 
die Zuversicht stützt, daß es künftig um 
,,Aufholen" und nicht um neues „Ab­
hängen" gehen wird. 

Dennoch mag hier die eigentliche 
Demarkationslinie verlaufen zwischen 
ienen, die sich aus alter oder neuer 
Einsicht dem Motor, der Regulierung 
des Marktes sans frase anvertrauen, 
ihm bestenfalls diese oder iene soziale 
oder ökologische Zutat aufnötigen wol-
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len, und jenen, die das gleiche Prinzip 
nur innerhalb eines gesellschaftlich, 
letztlich wellweitobgestimmten und aus­
gewiesenen Rahmens akzeptieren. 

Mehr denn je stellt sich jedoch auch die 
Gegenfrage: Woran ist die Fähigkeit 
zur Alternative und zur Synthese mit 
anderen Anforderungen in jenen Län­
dern gescheitert, die sich sozialistisch 
nannten? Warum kamen sie in ihrem 
Gesellschoftsenlwurf so wenig über die 
eigentlich defensive Argumentation 
hinaus, ihre Stärke in der Abwesenheit 
von Defiziten des Kapitalismus, wie Ar­
beitslosigkeit oder Inflation, zu suchen, 
seinen Vorzügen aber keinen eigenen 
sozialistischen Zusammenhang gegen­
überzustellen? Wiederum drängen sich 
dafür eine Reihe vermeinrlich „guter 
Gründe" auf, wie „Geburtsfehler", 
,,Stärke der Gegenseite", ,,Schwierig­
keiten des Aufho1ens" aus der Position 
des Schwächeren, die doch nur als 
Schalldämpfer wirken. Das Dazulernen 
auffangen, bevor es zum Kern der Sa­
che vorstößt. 

Drille 
Wege? 
Warum, ist bilanzierend zu fragen, ho­
ben siebenJahrzehnte realsozialistischen _ 
Ausbruchsversuchs aus dem Kapitalis-­
mus, so wenig Substanz dafür erbracht, 
Markt und Plan miteinander zu verbin­
den, sozialistischeGrundausrichf\Jng aus 
Meinungsstreit, Interessenvielfalt, plura­
listischem Gesellschaftsverständnis, mit­
hin aus Demokratie, die den Namen 
verdient, hervorgehen zu lassen~ Ein 
,,Prager Frühling", die frühen Reform­
ansätze im Selbstverwalf\Jngssozialismus 
Jugoslawiens, dann schon das alle Vor­
läufer in den Schotten stellende Experi­
ment der „Perestroika" -das sind bereits 
die wesenttichen Anläufe zu Gesel~ 
schaftsreform von innen heraus, die über 
ökonomische Modernisierungskonzepte 
hinausgehen und sich gleichwohl in­
nerhalb sozialistischer Zielvorgaben 
bewegen. Selbst sie kennzeichnet noch 
ein Moment der Unschlüssigkeit, so 
verschieden der Kontext ansonsten 
ausfällt, sich diesen beiden wichtigsten 
Problemen eines Brückenschlags zwi-
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sehen dem „Oktober 1917" und den 
T ransformationsstrategien „im Westen" 
zu stellen. Die Frage, warum sich so 
wenig und so spät Chancen für „dritte 
Wege" aus dem „zweiten Weg" heraus, 
„von Osten" her ergeben haben, weist 
zurück auf den Kernbereich der 
Verbindungslinie 1989-1917. Mit dem 
„russischen Marxismus" war zum einen 
die Vorstellung verknüpft, daß eine Ge­
sellschaft um so sozialistischer sei, je 
vollständiger sie das Privateigentum an 
Produktionsmitteln als Ausgangspunkt 
oller Klassenspaltung beseitigt habe. 
Zum anderen bedurfte es der sorgfäl­
tigsten Anleitung von Seiten der politisch 
bewußtesten Kräfte jener ~lasse, deren 
historische Aufgabe die Uberwindung 
jeglicher Klassengesellschaft war, um 
die ungeheuere Wegstrecke von einer 
Gesellschaftsformation zur nächst­
höheren, vielleicht letzten, oder, wie 
Marx und Engels es einst formuliert 
hatten, das Heraustreten der Menschheit 
aus ihrer „Vorgeschichte" mit der ge­
botenen Entschlossenheit, Umsicht und 
Weitsicht voranzubringen. 

Beide Vorstellungen sowie ihre Prämisse, 
daß man die sozialistische Revolution 
theoretisch von überall her und sofort 
beginnen könne, sah man derart ein­
deutig durch den Gong der Geschichte 
vor und noch 1917 bestätigt, daß man 
sie zur Basis einer eigenen „kommuni­
stischen Identität" erklärte, damit die 
Spaltung der internationalen Unken 
besiegelte und bald schon vom 
„Leninismus" als dem einzig akruellen 
„Marxismus dieser Epoche" sprach. Und 
von beiden Vorstellungen hatte man 
ietzt Abstand zu nehmen, und zwar auf 
eigenem Gelände, dort, wo man ver­
meinttich bereits endgültig gesiegt hat­
te, nicht dort, wo einem die Ubermacht 
des Klassengegners diesen oder jenen 
Kompromiß abtrotzte. 

Hier den Markt wieder in Kraft zu set­
zen, und sei es auch im Rahmen strikter 
gesellschaftlicher Vorgaben und 
gewerkschaftlicher Gegenmacht, das 
hieß doch zumindest, die unternehme­
rische Funktion aufzuwerten, sie mit ei­
gener Professionalität, Gewinn- und 
Verlustchancen zu versehen und ihr, 
schonousGründender Zweckmäßigkeit, 
über weite Strecken auch Entscheidungs­
freiheit mit Hilfe von Eigentumsrechten 
einzuräumen. 
Tot man dies ober und dachte gleich die 

übrigen sozialen Differenzierungen mit, 
die damit einhergehen mußten, wie ei­
gener Status der Intelligenz, Eigentums­
rechte der Bauern, von selbständig 
Gewerbetreibenden usw., so wor darin 
die Vision einer buchstäblich klassenlo­
sen Gesellschaft für unabsehbare Zu­
kunft ad Acta gelegt. Stattdessen konnte 
man froh sein, über indirekte 
Regulierungen, wie Steuersystem, so­
ziale Transferleistungen, Chancenaus­
gleich im Bildungswesen, dem natur­
wüchsigen Auseinanderdriften der 
Lebensbedingungen zu begegnen- nur, 
war das noch „kommunistisch"? 

Keineswegs einfacher die Korrektur der 
anderen Leitidee. War der Durchmarsch 
zur klassenlosen Gesellschaft in einem 
Stück sinnlos geworden, mußte auch die 
Pilotfunktion der revolutionären Partei, 
ihre „führende Rolle" und deren 
allgegenwärtige Absicherung, völlig 
anders als bisher betrachtet werden. 
Von Berlin bis Moskau zog man jetzt mit 
der Streichung der entsprechenden 
Verfassungsartikel die Konsequenz aus 
dem, was die Passagen über die „füh­
rende Rolle der Partei" längst geworden 
waren: ein monströser Vorwand, um 
andere politische oder gesellschaftliche 
Kräfte auszuschalten. 

Vor·Vorhew 
und Nach· 
Nachher 
Was also hinterläßt 1989? Die tiefste 
Restaurationsperiode, eine Niederlage 
der Unken historischen Ausmaßes- nichts 
und niemand wird ein solches Diktum in 
den Augen jener erschüttern, die den 
weiteren Gang der Geschichte bewußt 
oder unbewußt mit der Elle der Revolu­
tionäre von 1917 bemessen. Daß die 
jetzige Wende von der großen Mehrheit 
in den osteuropäischen Ländern als ein 
Akt der Befreiung erlebt und erstritten 
wurde, das erscheint ihnen im Kern nur 
als verblendete Wahrnehmung, blind 
gegenüber den tatsächlichen eigenen 
oder „objektiven" Interessen. Daß die 
Sache des Sozialismus jetzt auch Bürden 
abwirft, die Mol für Mol unerträglicher 
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geworden waren, ist kein Trost, weil 
ihnen die „MachtfrageN entfernter denn 

je erscheint. 

Zehnmal lauter tönt freilich die Gegen­
seite_ Sie erklärt 1989 zum Triumph des 
Kapitalismus über seinen bisher gefähr­
lichsten Widersacher. Nirgends wird im 
Blick auf die Ereignisse dieses Jahres 
emphatischer von Revolution gespro­
chen als eben hier. Warum aber müssen 
wir uns dieses Entweder-Oder auf­
zwingen lassen? Hält nicht gerade dies 
davon ab, sich auf die wirklichen 
Grundfragen der vor uns liegenden 
Jahrzehnte einzulassen? 

Mit den Augen der Gegenwart, des 
Nachher von 1989, betrochtetwird der 
Russische Oktober zu einem Vorgang, 
dessen Zäsuren schaffende Bedeutung 
auch dann noch außer Frage steht, 
wenn er jetzt den Nimbus eines der 
ganzen Menschheitsentwicklung die 
Richtung weisenden Beispiels definitiv 
verliert. Niemand entgeht der Feststel­
lung, daß sich das sowjetische System 
dort, wo es entstand, und letztlich 
überall, wo man sich an seinen Leitideen 
orientierte, unausgesetzt in seinen 
„Geburtsfehlern", vorgefundenen und 
selbsterzeugten Entwicklungsschranken 
verfangen und erschöpft hat_ 

Gewiß haben ähnliche Bewertungen, 
Vorhersagen zunächst, Anklagen, 
Abrechnungen später, den sowjetischen 
Weg von Anfang an begleitet. Erinnert 
sei nur an die zeitgenössischen Urteile 
so unterschiedlicher Köpfe wie Julius 
Martow, des Wortführers der russischen 
Menschewiki, der deutsch-österreichi­
schen Sozialdemokraten Karl Kautsky 
und Otto Bauer oder später an die 
Positionsbestimmungen des italienischen 
Kommunisten Enrico Berlinguer. Nicht 
zu reden vom Zeugnis ungezählter Be­
troffener und Dissidenten_ Und doch 
scheint es, als habe es erst der rea~ 
historischen Macht der Tatsachen des 
Jahres 1989 bedurft, um daraus umfas­
send Konsequenzen zu ziehen und diese 
ihrerseits in den Grundbestand linker 
Identität der Gegenwart aufzunehmen. 
So wenig es unserer Einsicht entspricht, 
den Oktober 1917 weiter als Inkarnation 
sozialistischer Revolution zu begreifen, 
so wenig ist die 89er Wende als pure 
Restauration zu verstehen. Wer aus ei­
ner Sackgasse ausbricht, befreit sich 
selbst dann noch, wenn ihm anschlie-
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ßend die Kraft fehlt, sofort das nächste 
Experiment auf ungebahnten Wegen 
einzuschlagen. Wir werden es aushal­
ten müssen, heute nicht zu wissen, wie 
lange das „Sozialismus-nie-wieder­
Trauma" im Osten nicht nur Europas, 
sondern vermuHich aller Teile der bis­
herigen „Zweiten Welt" anhält. Aber da 
es vorher keinen zulänglichen Kompaß 
für den Übergang zur klassenlosen Ge­
sellschaft gab, ja, dieses Ziel selbst 
seine Zugehörigkeit zum „Diesseits" der 
Politik neu zu legitimieren hat, fehlt jetzt 
auch der Maßstab, für restaurativ oder 
reaktionär zu erklären, was die große 
Mehrheit der Beteiligten als Zugewinn 
gesellschaftlichen Entwicklungspotentials 
erfährt_ 

Damit nicht genug. 1989 als Schluß­
strich unter die Epoche einer separierten 
,,kommunistischen" Identität zu begrei­
fen, die sich ous dem Erfolg oder ge­
nauer: aus der damit gleichgesetzten 
,, Wahrheit" des Oktober 191 7 leg iti­
mierte, das verlangt auch zuzugeben, 
daß die Sache des Sozialismus heute 
insgesamt ohne die Sicherheit vor­
gelebter Verifikation auskommen muß. 
Keine ihrer Richtungen istdaden anderen 
entscheidend voraus. Denn die Erfolge 
der Sozialdemokratie, seinerzeit des 
,,ersten Weges" der Arbeiterbewegung, 
sind zwar gewiß nicht irrelevant; aber 
sie sind doch im Wissen ihrer Akteure 
meilenweit davon entfernt, jene Kern­
aufgabe zu verwirklichen, die das 
Godesberger Programm der SPD mit 
einerberühmtgewordenen Formulierung 
einst als „Bändigung der Macht der 
Großwirtschaft" bezeichnet hat. Und 
der Zustand der Welt erlaubt es weniger 
denn ie, sich mit solchen Verhältnissen 
abzufinden. Er verbietet es auch, die 
Diskrepanz von Ziel und heutiger 
Wirklichkeit mit der selbstgenügsamen 
Formel zu überbrücken, zum demokra­
tischen Sozialismus zu gelangen, sei 
ohnehin „eine ständige Aufgabe", somit 
der Weg dahin unendlich. Die „dritten 
Wege" zum Sozialismus schließlich, 
mochten sie nun in der Zwischenkriegs­
zeit von den österreichischen Sozialde­
mokraten oder in den siebziger Jahren 
von den italienischen Kommunisten 
verfochten werden, standen seit jeher 
vor dem Problem, ihre Strategie mehr 
aus der Abgrenzung zu den beiden 
Hauptwegen als aus dem positiven Be­
zug auf ein eigenes Vorbild bestimmen 
zu müssen. 

Renaissance 
• eines 

,,lebendigen 
Marxismus''? 
Noch einmal also: Kapitalismus 
triumfans, alle drei Gegner geschlagen 
oder ins Abseits gedrängt? Was spricht 
noch dagegen, dem siegreichen 
Wirtschaftssystem eine vergleichbar 
alternativloseZukunftzuzusprechen, wie 
diese im Vorher von 1917 bestand? 
Wieder könnte der Augenschein trügen. 
Gleichgültig, wie man die Spaltung der 
Internationalen nach 1917 einschätzen 
mag, worauf sie beruhte, was sie be­
wirkte, die Ereignisse von 1989 entzie­
hen ihrer Verlängerung in die Zukunft 
die Existenzberechtigung. Und eben 
darin stecken siebzig Jahre lang 
verschüttete Chancen, sich umzugrup­
pieren, unter anderen Kriterien zusam­
menzuschließen, neue Synthesen ein­
zugehen. Die Ökologie und die 
Friedensbewegung, die Eine-Welt-Be­
wegung, die Frauenbewegung, sie alle 
artikulieren Fragestellungen, von denen 
sich eine „hungrige", auf ihren Aus­
gangspunktzurückgeworfene, zugleich 
aber zentnerschwerer Verstrickung le­
dige linke nicht länger mehr fernhalten 
wird. 

Allerdings wird von solchen Möglichkei­
ten, neu auszuholen, erst dann ernsthaft 
die Rede sein, wenn die Linke eine 
Überprüfung ihres eigenen geistigen 
Rüstzeugs hinter sich bringt, die der 
Größe des Einschnitts von 1989 ent­
spricht. Ohne sich ihre Neigung zu 
Offizialdoktrinen einzugestehen, ohne 
aufzuarbeiten, wie kontraproduktiv 
diese, trotz ihres vermeinHichen Zu­
gewinns an Geschlossenheit, nach 
draußen und drinnen wirken, wird es 
künftig nirgends mehr abgehen. Und 
zwar auch dann nicht, wenn das 
schmerzhafte Eingriffe verlangt. In sol­
chem Kontext die einst mit Stalin oder 
den „Moo-tse-Dong-ldeen" verknüpften 
-ismen zu erwähnen, sträubt sich fast 
schon die Feder. Kaum besser steht es 
mit jenem Korpus von Lehren des 
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Marxismus-Leninismus, der die veröf­
fenrlichte Meinung in sämrlichen Län­
dern der „Zweiten Welt" bis 1989 be­
herrschte. Auch hier hat die Sterilität der 
vorgegebenen Prämissen den Eigen­
wert der auf ihrer Basis betriebenen 
Forschung zerstört. 

Offener, undogmatischer, lebendiger 
Marxismus wird dagegen, soll er sich 
überhaupt behaupten, zunächst einmal 
selbst jedem Klassiker-Unwesen zu be­
gegnen hoben, heißen sie nun Lenin, 
Engels oder Marx, Luxemburg, Bauer, 
Gramsci oder wie immer. Gerade ihm 
verlangt 1989 eine „kopernikanische 
Wende", eine neue Zeitrechnung ab. 
An sicherer Erkenntnis wird er nicht 
mehr als einige grundlegende methodi­
sche Fingerzeige gelten lassen, die 
Gesetzmäßigkeiten der Kapital­
bewegung, der Widerstönde, di':' sie 
hervorruft, und die „Idee" ihrer Uber­
windung. Das Bewußtsein der eigenen 
Historizität, der Zugehörigkeit zu einem 
generationenübergreifenden Lern­
prozeß, mitsamt seinen Irrtümern, gehö­
ren dazu ebenso wie der Wahlspruch 
seines Begründers, wonach nichts vom 
Zweifel auszunehmen ist. 

Welchen Sinn macht es nach allem, das 
Vorher von 1917 mit dem Nachher von 
1989 zu vergleichen? Damals wie jetzt 
gab es zum Kapitalismus kein Gegen­
System, das ihm an Dynamik und eben 
dadurch an Ausstrahlung hätte die Stirn 

_ bieten können. Die Vorstellung, daß sich 
vom schwächsten Kettenglied her der 
kapitalistische Geleitzug werde aufrollen 
lassen, bis dann eines Tages „die Erde 
rot" geworden sei, hat sich als unhaltbar 
erwiesen. Was schon den Marxisten 
der Zweiten Internationale vor 1914 als 
Grundidee __ geläufig war, daß sich 
nämlich der Ubergang zum Sozialismus, 
allen nationalen Differenzierungen zum 
Trotz, nur als ein zusammenhängender 
weltrevolutionärer Prozeß vollziehen 
könne, das gilt heute auf einem 
hundertfach kleiner, vernetzter gewor­
denen Planeten erst recht. 

Wozu damals die Vorstellungskraft kaum 
reichte, daß sich nämlich Kapital, Pro­
duktketten, Kommunikation und Wis­
senschaft weltweit organisieren, daß 
neue „Supranationalstaaten" halbe oder 
ganze Kontinente zu einhei~ichen 
Wirtschaftsräumen würden zusammen­
schließen können, daß Weichen-

stellungen der Weltmarktkonkurrenz auf 
Schritt und Tritt in die kleineren oder 
größeren Binnenmärkte eingreifen, das 
alles zählt heute zu den Grund­
bedingungen gesellschaftsverändernder 
Strategien, und zwar allerorten. Hinzu 
kommen, wiederum überall, die neuen 
globalen Krisenmomente, von der Um­
weltzerstörung zum T reibhauselfekt und 
zur Bevölkerungsexplosion, nicht zu re­
den von den ungebannten Gefahren 
nuklearer Konflikte. 

Will die linke in solcher Lage mithalten, 
gar zum Adressaten neuei- -HoffiiUng 
werden, wird sie es einerseits· lernen 
müssen, uralte Fernziele des SoziÖl,ismus, 
wie eine neue Weltwirtschaftsordnung, 
Grundelemente einer gerechten 
Weltregierung, aus dem utopischen 
Jenseits in das verifizierbare Diesseits 
systemverändernder Tagespolitik 
zurückzuholen_ Sie wird sich andererseits 
darauf einzustellen haben, bewußter, 
geduldiger mit Übergängen, Zwischen­
lösungen, mit der Verknüpfung wider­
sprüchlicher Prinzipien wie Markt und 
Plan, Gewinninteresse und ge­
sellschaftlichen Vorgaben auszukom­
men, ja, sie selbst zu erfinden. Nicht der 
Aufbau von Gegen-Welten, sonc:k,in die 
zielstrebige, systematischeV~;~g 
der einen Welt, die es füfu~(i~firr:r, 
deren Einheittichkeitgerade ,,., '_" : 

Gebot zu ihrer Veränderung!. 
wird, muß nach 1989 zur':·. _ ,me 
linken Handelns werden. Je schneller, 
desto besser. 
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REPLIK ---------

REPLIK 
zu Hilgers/ 
Sauer 
in spw 56 

Die "Notizen zu Konservatismus 
und Demokratie" von Ancl,­
Hilgers und Bertram Sauer im 
letzten Heft der spw rufen 
inhaltlichen Widerspruch und · 
soweit sie sich auf den Artikel 
von F"iete Saß, MichaelGrvnwalcl 
\!nd mir in spw 51 beziehen · 
Arger über die Methode der Aus· 
einanclersetzung hervar. 

l. 
Wir haben seinerzeit nicht 
etwa „den Konservatismus" 
totgesagt, sondern eine 
Fragmentierung jener spezifi­
schen bundesdeutschen Kon­
stellation des „Neokonservo­

tismus" attestiert, die sich eben vom 
,,Reagonismus" oder „Thatcherismus" 
durch die Breite und die partielle 
Widersprüchlichkeit ihres Diskurses 
gründlich unterschied. Unterschätzt ho­
ben wir -wie wohl 99% der Linken - die 
Fähigkeit v.a. der Union, mit der 
Okkupafon des Einheitsthemas und in 
der Gestalt eines „neuen Kanzlerwah~ 
vereins" nochmals politisch integrierend 
zu wirken. Gleichwohl haben die Kon­
servativen ausweislich des Wahl­
ergebnisses vom 2. Dezember nur den 
vorübergehend abgespaltenen rechten 
Rand wieder ankleben können. 
Die von uns konstatierten zugrunde­
liegenden Widersprüche insbesondere 
zwischen den „Modernisierern" in der 
Union und den marktradikalen und no­
tionol-konservativen Abteilungen der 
Rechten sind geblieben, und man kann 

Oliver Brosch, Wuppertal, Redakteur 
der spw 

darüber spekulieren, ob sie nicht nach 
Einheitswahl und Einheitsrausch in den 
zukünftigen gesellschaftlichen Diskursen, 
etwa um Lebens- und Naturschutz, um 
„Multikultur" und ethnische Identität und 
auch um Demokratie in aller Schärfe 
wieder hervortreten werden. 
Wir haben für die vorsichtige Verab­
schied u ng von der Kategorie 
„Neokonservatismus" als Beschreibung 
dessen, was uns da regiert und politisch 
gegenübersteht, plädiert. In der Bun­
desrepublik hat ein geschlossenes 
,,neokonservatives Projekt" keine Chan­
ce, weil es sozial zu eng ist und dem 
enormen Integrations- und Harmonie­
bedarf dieser Gesellschaft nicht gerecht 
wird. Dies gilt erst recht für eine neue 
historische Situation, in der sich ausge­
rechnet die Konservativen das Ziel der 
,,Gleichheit der Lebensverhältnisse" 
wenigstens verbal zu eigen machen 
müssen. 
Demgegenüber pochen Hilgers/Souer 
offenbar auf die Existenz eines 
geschlossenen „konservativen Dis­
kurses", als dessen Exponenten sie „er­
folgreiche Politikerlnnen" wie Geißler, 
Späth und Süßmuth ansehen. Daß die 
wesenrliche politische Leistung der Uni­
on im vergangenen Jahr ober nicht in 
der bruchlosen Durchsetzung von deren 
aufgeklärter Position z.B. zum 
Nationalstaat liegt, sondern gerade in 
der Vermittlung mit national-reaktionären 
Positionen, die eine populistisch ope­
rierende „Brückenpartei" wie die REP 
!zunächst) wieder überAüssig machte, 
wird dabei ausgeblendet. 

2 
Die Bemerkung, für die linke 
gelte es, dem lafontaineschen 
Ansatz den Populismus aus­
zutreiben, bezog sich damals 

e explizit auf dessen deutsch­
landpalitischen Diskurs, der 
wohl unbestritten auch auf 

„papulistische" Attitüden des Sozialneids 
und der fremden- und „Ossi"-Fein~ 
lichkeit abzielte. Diese sind in einen 
,,demokratischen Populismus" prinzipi­
ell nicht integrierbar, eben auch nicht in 
ihrer Spitze gegen die „rationale" Poli­
tik des herrschenden Blocks. 
Im übrigen ist gerade dies ein Beispiel 
für die Grenzen eines Einschwenkens 
der Linken auf „Populismus". Bündnis­
fähige, zur Radikalisierung taugliche 
Positionen findet man in dieser Frage 
nämlich weder im rechtspapulistischen 
Diskurs noch im herrschenden 

Konservatismus, sondern bei den 
Modernisierern aller Parteien und in 
,,aufgeklärten" Kapitalfraktionen. 
Das Problem der Integration, der Ver­
mittlung populärer Bewegungen und 
Forderungen mitgesellschaftlicher Macht 
kann nicht ausgeblendet werden, in­
dem sich die Linke mit der Formulierung 
radikaler Programme, die sich gegen 
gesellschaftliche Machtstrukturen rich­
ten, begnügt. Die beständige Anforde­
rung an die Sozialdemokratie joder bei 
Hilgers/Sauer an Lafontaine u.a.), nun 
bitteschön endlich eine „konsequente 
Alternative" zum Konservatismus, zum 
Kapitalismus oder wozu auch immer zu 
präsentieren, ist nicht mehr als eine 
rhetorische PAichtübung, deren Reali­
tätsgehalt der Vorstellung von der Ver­
wandlung der SPD in eine „konsequent 
sozialistische Partei" entspricht. Weder 
kann die sozialistische Linke ihre Origi­
nalität und Eigenständigkeit an den per 
Definition widersprüchlichen „realen 
Reformismus" delegieren, noch ist es für 
sie erfolgversprechend, auf eine 
Kooperation mit Teilen des herrschenden 
Blocks zu verzichten. 
Dies gilt insbesondere für die 
„Demokratiefrage". Ebenso wie eine 
sozialistische Ökonomie nicht auf den 
Trümmern, sondern nuraufderßasisder 
Errungenschaften des modernen Kapi­
talismus denkbar ist, muß „sozialistische 
Demokratie" an dem gesellschaftlichen 
Demokratisierungsbedürfnis und -po­
tential gerade auch in der kapitalisti­
schen Wirtschaft anknüpfen. Es geht 
nicht um Demokratie statt „Beteiligung", 
wie dies Hilgers/Sauer offenbar vor­
schwebt. Die linke verfügt nicht über 
den „ganz anderen" Demokratiebegriff. 
Was anderes sollte sie anstreben als das 
,,private Glück der Individuen" und de­
ren „aufgeklärte Selbstzufriedenheit"? 

• Interview 
mit 
Walter Janka 

,,Die 
Gesinnung 
nicht 

• • wie ein 
schmutziges 
Hemd 
wechseln'' 
Walter Janka, bis zu seiner Ver­
hahung 1956 Leiter des Aufbau· 
verfages in der DDR, war im 
November Gast der Jusos in 
Hamburg-Nord. Der Kommunist, 
ehemalige Spanienkämpfer und 
Mitbegründer des mexikani· 
sehen Exil-Verlages EI l..i&ro l..i&re 
(in dem unler anderem Anna 
Seghers „Das sie&le Kreuz" er­
schien) wurde wegen „konler­
revo/utionärer Tätigkeiten" 1957 
in der DDR zu fünf Jahren Ge· 
längnis verurteilt. Seine Erfah­
rungen mit dem deutschen 
Stalinismus hat Waller Janka im 
Buch „Schwierigkeiten mit der 
Wahrheit" lestgehallen. Heute ist 
er Mitglied in der PDS. Für die 
spw sprachen mit ihm Judith 
Marschall und Berlram Sauer, 

SPW 
Du hast Deine Erinnerungen über 
Verhaftung und Prozeß aufge· 
schrieben und veröffentlicht, 
Wann und wie ist das Buch ent­
standen? 

/·NTERVIEW 

Janka 
Kurz noch der Haftentlassung konnte ich 
nicht schreiben. Vor Wut hätte ich nur 
Blödsinn zu Papier gebracht. Dann, 
Anfang der 70er Jahre, als meine Kin­
der, viele Freunde und meine Frau mich 
immmer wieder drängten, haben wir mit 
dem Aufschreiben begonnen. Wir haben 
es damals eigentlich nur für ein späteres 
Archiv aufgeschrieben. Für Nachfohren, 
die sich vielleicht einmal m itdem Probtem 
befassen wollen, worum es nach dem 
zweiten Weltkrieg in der sowjetischen 
Besatzungszone und späteren DDR gut 
oder schlecht ausgegangen ist. Als ich 
mich aber im Mai 89 das dritte Mal 
vergeblich um eine Rehabilitierung be­
müht hatte, brach ich das Schweigen. 
Mit Hilfe von Günther Kunert und dem 
SPD-Bundestagsabgeordneten Freimut 
DuvehabeichdosBuchdann im Westen 
bei Rowoh~ herausbringen können ... 

5PW 
... und warum hast Du sa lange 
gezögert, das Buch zu „e,öffent 
liehen? ... 

Janka 
Es dürfte wohl schwierig sein, für diese 
Gründe hier und heute in der Bundesre­
publik Verständnis zu finden. Aber ich 
wollte durch nichts dazu beitragen, die 
DDR zu schwächen, zu destabilisieren 
oder gar zu gefährden. So waren meine 
Frau und ich uns auch in den bittersten 
Momenten darüber einig, daß wir in der 
DDR bleiben wollten. Denn Ulbrichthatte 
ja behauptet, daß ich im Dienste des 
Kapitols stand. Wir wollten in erster Linie 
nicht, daß er nach außen Recht behalten 
konnte. Undwirwollten unsnichtnehmen 
lassen, was wir für uns beanspruchten. 
Wir glaubten ja noch bis in die letzten 
Jahre hinein, daß mal der Zeitpunkt 
kommen wird, wo man diese 
Rentnermafia los wird. Und wir wollten 
auch nicht ein zweites Mal ins Exil. Wir 
müssen unterscheiden zwischen jenen 
Kritikern der DDR-Entwicklung wie Bloch 
und Lukacs und jenen Oppositionellen, 
die DDR als solche infrage stellten. Ich 
zählte mich zu den ersteren, denn ich 
wollte die DDR zu keiner Zeitabschaffen, 
auch dann nicht, als ich in Ba_utzen 
festgehalten wurde. Die bes~' 
wie Bloch und Mayer, sind · 
gongen, aber sie haben ni~' . . 
DDR-Politik gemacht, sondern'' ''Anti-
Honecker- bzw. eine Anti-Ulbricht-f'olitik, 
was etwas ganz anderes war. 

SPW 
Wie stand es in den 50er Jahren 
um die kritischen Kultur· 
schaffenden in der DDR? Wie 
haben sie sich z.B. bei Deinem 
Prozeß verhalten? 

Janka 
Während des Prozesses haben alle ge­
schwiegen, Becher und Bredel, Weigel 
und Fürnberg, der ja durchaus noch 
anderes gedichtet hat als „Die Partei, die 
hat immer recht". Ich weiß nicht, ob 
Angst oder Feigheit die Gründe waren. 
Wenn überhaupt, dann hätte Anno 
Seghers etwas ausrichten können. Doch 
auch sie ist zu Lebzeiten stummgeblieben. 
Allerdings möchte ich auf eine Novelle 
aus ihrem Nachlaß verweisen, die vor 
einiger Zeit veröffentlicht worden ist. Sie 
heißt „Der gerechte Richter" und zeigt, 
daß sich Anno Seghers mit unserer Ver· 
urteilung durchaus beschäftigt hat. 



SPW 
Du sagst, daß die besten Leute 
gegangen seien. Aber nun gab es 

llisi: .. ... _. ja auch auf höchster Parteiebene 
Leute, die wie Rudalf Herrnstadt' 
einen anderen Umgang mit den 
Ereignissen im Juni 1953 
prapagierten. Zählst Du ihn und 
Wilhelm Zaisser", seinen 
Mitappanenten im Politbüro, nicht 
:z:u den „besten Leuten"? 

m 
m 

Jonka 
Im sogenannten Herrnstadt-Dokument 
versucht die Tochter ihren Vater zu 
rehabilitieren und zu Ansehen zu brin­
gen. Das kann ich zwar verstehen, aber 
sie vergißt oder übersieht dabei, daß 
Herrnstadt und besonders Zaisser in ih­
rer Vergangenheit nicht Opfer, sondern 
Täter waren. Bei Zaisser und Herrnstadt 
ging es um Machtkämpfe innerhalb der 
SED-und wenn zwei Gruppierungen um 
die Macht kämpfen, muß notwendiger­
weise eine verlieren. 

SPW 
Wie stehst Du zu späteren Kriti­
kern der DDR-Gesellschaft wie 
HovemannoderBahra?Hättevon 
ihnen ein Impuls zur inneren Re~ 
form der DDR ausgehen können? 

Janka 
1956 war Hovemann noch ein Stalinist 
reinsten Wassers. Er kam aus dem Bür­
gertum zu uns und war sehr beAissen. 
Nach der Entwicklung im PCI und der 
Entwicklung in derCSSR hat er sich dann 
korrigiert und sehr erfolgreiche Vor­
lesungen an der Humboldt-Universität 
gehalten. Das hat er weiter strapaziert 
und seine Bücher geschrieben. Ich halte 
es für einen Kardinalfehler, daß die Partei­
und Staatsführung seine Bücher bei uns 
nicht hat drucken lassen, obwohl . oder 
besser: gerade weil - ich nicht mit 
Havemanns Forderungen in allen Punk­
ten übereingestimmt habe. Denn seine 
Auffassungen waren streitbar, damitwäre 
endlich Salz in die Suppe gekommen 
und die Wissenschaftler und Politiker bei 
uns wären gezwungen worden, das 
Andersdenken zu praktizieren und die 
Alternativen auszudiskutieren. 

SPW 
Hätte Deiner Meinung nach das 
gleichnamige Buch von Rudolf 
Bahro eine „Alternative" sein 
können? 

Janka 
Ich muß ehrlich sagen: In der „Alternati­
ve" steht ein solcher Quatsch drin - z.B. 
Fragen danach, wozu man im Leben 
zweimal Möbel kaufen oder wozu man 
eine Vierzimmerwohnung haben müsse. 
Bahro verstieg sich zu der Feststellung, 
daß in der DDR die Produktivkräfte be­
reits überentwickeltgewesen seien. Nein, 
eine solche Alternative wäre nur mit noch 
mehr stalinistischen Mitteln durchsetzbar 
gewesen. Aber auch hier wurde wieder 
der Fehler der Nichtveröffentlichung und 
Kriminalisierung gemacht. Das ist der 
Grundfehler unserer Kulturpolitik gewe­
sen. In öffentlichen Debatten hätten ihn 
die guten Leute bei uns problemlos wi­
derlegen können. 

SPW 
Aber waren diese „Fehler'' nicht 
eine logische Konsequenz aus 
immer wieder verpaßten Chan­
cen .zur Einleitung von Alternati­
ven? 

Janka 
Wenn es bei uns einen Zeitpunkt gab, 
wo man ernsthaft hätte beginnen müs­
sen, Veränderungen im Sinne eines de­
mokratischen und humanen Sozialismus 
anzusteuern und sich von den Mitteln der 
gewaltsamen Diktatur und der 
Unterdrückung frei zu machen, dann 
wäre das 1949/50 gewesen. Aber 
genau da passierte das Gegenteil: die 
SED-Führung begann damit, die 
innerparteiliche kritische Gruppe, die 
aus dem West-Exil zurückgekommen war, 
alsoLeutewieDahlem, Merker, Koehnen, 
Eisler, Langhoff und auch mich zu 
kriminalisieren und einen großen Prozeß 
vorzubereiten, um die kapitalistisch­
imperialistische Tendenz, die wir an­
geblich aus dem Exil mitgebracht hatten, 
zu zerschlagen. 

SPW 
Es ist verwunderlich, daß Du in 
diesem Zusammenhang Anton 
Ackermann* nicht nennst, der ia 
immerhin versucht halte, unter 
der Überschrift „Deutscher Weg 
.zum Sozialismus" eine alternative 
Entwicklungsrichtung zu vertre­
ten? 

Janka 
Sicherlich, aber Ackermann ist insge­
samt sehr widersprüchlich. Bei Wehner 
läßt sich nachlesen, wie er Paul Merker*, 
nachdem er aus Frankreich nach Mos-

kau zurückgekommen war, fälsc_hlich 
beschuldigt hatte, Trotzkist zu sein. Und 
nachdem er schon ausgeschaltet war, 
hatte er sich im Geheimprozeß noch­
mals dafür hergegeben, gegen Merker 
auszusagen. 

SPW 
••• Eure Inquisitoren in den SOem 
haben behauptet, ihr hättet Paul 
Merker:z:um ersten Mann der DDR 
machen wollen? ••• 

Janka 
Merker ist niemals von uns für die Nach­
folge Ulbrichts vorgesehen worden. Er 
war ein Mann, der mit der 3. oder 4. 
Position zufrieden war und nicht vorhat­
te, um um die Macht zu kämpfen. 

SPW 
Um auf ein anderes Kapitel in der 
Geschichte zu sprechen zu kom­
men: Im Unterschied zur BRD sind 
in der DDR die republikanischen 
Spanienkämpfer immer gewür­
digt worden. Was macht für Dich 
heute die Erinnerung an den spa­
nischen Bürgerkrieg 36-39 aus? 

Janka 
Man muß unterscheiden zwischen Leu­
ten, die - wie ich · nach Spanien gegan­
gen sind, um an der Front zu kämpfen, 
und Leuten, die nach Spanien gegangen 
sind, um für die republikanische Sache 
Reklame zu machen, was auch sein 
mußte. Und dann gab es die dritte Ka­
tegorie von Leuten wie Mielke und der 
schon erwähnte Zaisser, die den 
Geheimapparat aufbauen mußten, um 
wirkliche Agenten, vor allem aber auch 
sogenannte Trotzkisten, Renegaten und 
Parteifeinde zu bekämpfen und zu liqui­
dieren. Dieser Aspekt wurde bei uns in 
der DDR allerdings völlig totgeschwie­
gen oder als große heroische Leistung 
idealisiert. 
Erwähnt werden muß in diesem Zusam­
menhang leider auch eine Rede des 
tschechoslowakischen KP-Führers Gott­
wald, in der die Spanienkämpfer, die 
nach Ende des Spanienkrieges in Frank­
reich interniert wurden, als potentielle 
Agenten des Imperialismus abqualifiziert 
wurden - passend zur Tatsache, daß die 
Angeklagten im Slansky-Prozeß*, die 
die stalinistischeJustiz überwiegend zum 
Tode verurteilte, zu einem erheblichen 
Teil Spanienkämpfer waren. Da diese 
ein großes A~.sehen genossen, mußte 
man sie in der Offentlichkeit in Mißkredit 

bringen-durch die Behauptung, daß sie 
in der Emmigration von den kapitalisti­
schen Geheimdiensten angeworben 
worden seien. Dos hat sich dann auch 
bei uns zeitweise so ausgewirkt, daß 
Spanienkämpfer aus politischen Funk­
tionen und den sogenannten bewaffne­
ten Organen herausgedrängt wurden. 

s,w 
Während Du in Spanien kämpf­
test, verstarb in Italien an den 
Folgen der faschistischen 
Kerkerhaft Antonio Gramsci. Hat 
Euch dieser Norne damals etwas 
gesagt? Und spielten seine Theo­
rien später in den Auseinander­
setzungen der DDR eine Rolle? 

Janka 
UnswarGramsci in den 30er Jahren nur 
als Faschismusopfer bekannt. Später, als 
bei uns der Stalinismus unter Ulbricht 
regierte, ist Gramsci aus politischen 
Gründen ignoriert, wenn nicht unterdrückt 
worden. Gramsci kam allenfalls durch 
die Politik des „historischen Kompromis­
ses", die der PCI unter Berlinguer in den 
70er Jahren betrieben hatte, auch bei 
uns ein wenig ins Gespräch. Allerdings 
wurde die Linie der italienischen Kom­
munisten als Revisionismus bekämpft und 
verketzert. Außerhalb dessen, was sich 
zwischen Moskau und Berlin artikulierte, 
gab es in dieser Sichtweise nur noch 
Verrat. Ich meine im übrigen schon, daß 
man die Entwicklung des sogenannten 
Eurokommunismus hätte ernster nehmen 
und unterstützen sollen. Auch wenn das 
sicher nicht die Lösung der Probleme 
gewesen wäre, hätte es zumindest be­
wirkt, daß der Streit über den Umgang 
mit der Vergangenheit und die gemoch­
ten Erfahrungen für eine Korrekturfrucht­
bar gemacht worden wäre. 

SPW 
... Hätte dies den Zusammen· 
bruch des sog. realen Sozialis­
mus denn ver+.indem können? ... 

Janka 
Meine Frau und ich waren schon seit 
mindestens l O bis 15 Jahren der Mei­
nung, daß die sich entwickelnde Situati­
on in der DDR dazu führen wird, daß 
diese ganze Gesellschaft durch irgend­
einen Umstand zusammenbrechen muß. 
Die Behauptung, daß die Demonstratio­
nen in Leipzig und Berlin den Zusammen­
bruch bewirkt hätten, beinhaltet ja nur 
die halbe Wahrheit. Denn dazu wäre es 

/· N TE R VI E W 

in jedem Falle früher oder späler gekom­
men -wenn nicht durch diese Demonstra­
tionen, dann durch ein anderes Ereignis. 
Man hö!te den Zusammenbruch also gar 
nicht mehrals sakhen verhindern können. 
Aber ein derartig holrioser Prozeß, in 
dem nichts mehr zu retten war, wäre bei 
einer anderen Steuerung vermeidbar ge­
wesen. 

SPW 
Du bist heute Mitglied in der PDS. 
Ist das nicht ein Widerspruch, als 
SED-Opfer diese politische Hei· 
mat zu wählen? 

Janka 
Ich gehöre nicht zu denen, die ihre 
Gesinnung wie ein schmutziges Hemd 
wechseln_ Die PDS betreibt zur Zeil 
Vergangenheitsbewältigung durch 
grundlegende Refarmierung. Außerdem 
halte ich es für wichtig, daß es links von 
der Sozialdemokratischen Partei eine 
Bewegung, eine Opposition gibt, die 
auch die SPD immer wieder nötigt, sich 
nicht rechts, sondern links zu artikulieren 
und zu orientieren. früher oder später 
müssen wir zu Strukturen kommen, wo 
wir (das Spektrum um die POS) und die 
Sozialdemokratie aufeinander zugehen 
und dabei auch über das hinausgehen, 
was die Sozialdemokratie momentan als 
Reformpolitik begreift. 
Ich bin ja auch dafür gewesen, daß vor 
einigen Jahren die großen Träger der 
Arbeiterbewegung ins Gespräch kom­
men sind, und dazu zählten in der Bun­
desrepublik in erster Linie die SPD und 
bei uns die SED_ Ich bedaure, daß viele 
sozialdemokratische Politiker nun ihre 
Hauptaufgabe darin sehen, alles, aber 
auch wirklich alles nur auf die Staats­
sicherheit und auf die SED und die PDS 
zurückzuführen, und daß sie völlig ver­
gessen, wie ihr Vorstand noch bis Som­
mer 1989 mit den miserabelsten Kröten, 
die die SED hervorgebracht hat, nämlich 
mit Leuten wie Axen und Reinhold ge­
sprochen hat. Die Erneuerung der PDS ist 
eingeleitet aber noch lange nicht abge­
schlossen. lnderGeschichlehabenschon 
andere in Anspruch genommen, sich zu 
reformieren, sich zu korrigieren, sich neu 
zu orientieren. Und ich verlange, daß 
man dies auch uns zugesteht. Sonst hat 
es gor keinen Sinn, daß wir der SED den 
Vorwurf machen, daß sie das Anders­
denken kriminalisiert hat. 

SPW 
In Deinem Buch schreibst Du, da8 

in den Gefängnistagen die ,.eige­
ne Gedankenwelt ei...., Trüm­
merhaufen glich", wobei ,,das 
Alte überwunden werden mu8, 
aber man mu8 auch wissen, 
worin das Neue besteht", und 
da8 das Nachdenken über das 
Neue Dir Kraft gab. Ausg1hend 
von den Alternativen, die die DDR 
vielleicht gehabt hätte: Was ist 
das Neue, das die Unke entwik· 
kein mu8? 

Janka 
Meine Frau und ich gehören nicht zu 
denen, die jetzt laut schreien, der Sozia­
lismus oder die sozialistische Idee seien 
von Anfang an falsch gewesen oder in 
die lrregeführtworden und auf jeden Fall 
für alle Zeiten erledigt. Sicher müssen wir 
uns von Hoffnungen trennen und befrei­
en, die sich als falsch erwiesen haben 
und nach neuen vVegen suchen. Der 
sogenannte reale Sozialismus ist ökono­
misch und politisch gescheitert. Auf der 
anderen Seite meine ich ober schon, daß 
wir die verfilzten übernationalen Kon­
zerne, Monopole und Trusts bekämpfen 
müssen, weil die ökonomische Kraft des 
internationalen Monopolkapitals so stark 
ist, daß sie jede Möglichkeit einer de­
mokratischen Volkswirtschaft verhindern 
kann_ Im übrigen darf man den,.~pito­
lismus nicht daran messen, ~f!,i~ der 
Bundesrepublik funktioniert. Zi11iapito­
listischen \.Veit zählen auch Laöder, in 
denen die Volksmassen nicht besser ge­
lebt hoben als im realexistierenden So­
zialismus. 
Der Unterschied zwischen sozialistischer 
und bürgerlicher Demokratie besteht, um 
es einmal ganz allgemein zu sagen, in 
der Abschaffung der Ausbeutung des 
i'Aenschen durch den N\enschen. Wir 
haben das in der DDR leider so verstan· 
den, daß man jeden Hosenknopf ver­
staatlichen oder vergesellschaften müs­
se. Daß wir das Diensrleistungsgewerbe 
bzw. den Mittelstand liquidiert haben, 
wareinerderschlimmsten Fehler, die wir 
gemacht haben. Was wir vor allem nicht 
erreicht haben, ist eine neue Form der 
Demokratie, die wir als sozialistische 
Demokratie verstehen können. Ich neige 
jetzt dazu, daß wir .~ns mit den Begriffen 
Demokratie und Okonomie auf eine 
Weise auseinandersetzen müssen, die 
es ermöglicht, das Beste aus der bür­
gerlichen Vergangenheit in die neuen 
Gedanken zu integrieren, die dann zu 
neuen sozialen Modellen Führen wer­

den. 
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, Josef Hindels 
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Prof. Josef Hindels, einer der 
engagiertesten Vertreter der 
Weiterentwicklung austromarxisti­
scher Vorstellungen in der Gegen­
wart, befaßt sich in dieser Broschü­
re aus der Sicht des unorthodoxen 
Marxismus mit jenen Fragen, die 
in der Gesellschatt von heute 
große ideologische Auseinander­
setzungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in der 
Welt sowie das Verhältnis von 
Ökonomie und Ökologie unter 
spätkapitalistischen Produktionsver­
hältnissen. Damit verbunden ist 
auch eine leicht verständliche 
Einführung in marxistische Denk­

weisen. 
Für die Schulungsarbeit erprobt 
und bestens geeignet! 
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KAPITAUSTISCHE 
KRISE UND STRATEGIEN 
DER EUROUNKEN 

Fragen einer sozialistischen 
Politik in Westeuropa, hrsg. 
von DeHev Albers, Josef Cop, 
Jean-Pierre Chevenement und 
Pietro lngrao, mit Beiträgen von 
Autorinnen aus der gesamten 
westeuropäischen linken, 
160 S., Ladenpreis 21,50 DM, 
für AbonnenHnnen 12,- DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten 
in der SPD 

2. überarbeitete Ausgabe 1981, 
hrsg. vom Vorstand der 
JUSOS Ostwestfalen-Lippe, 
Ladenpreis 8,- DM, 
für Abonnentinnen 5,- DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfang der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbestim­
mung marxistischer Kräfte inner­
halb der Sozialdemokratie, die 
dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie 
der internationalen Sozozialdemo­
kratie anknüpften. 

UNKE 
SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBUKANISCHE 
UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforder Thesen 

Hrsg. von Detlev Albers u.a., 

mit Beiträgen von 
Wolfgang Abendroth. 
Rudolf Bahro, Joachim Bischoff 
u.a., Ladenpreis 10,80 DM, 
für Abonnentinnen 8,- DM. 
" ... alle diese kritischen Bemerkun· 
gen mindern in meinen Eugen das 
außerordentliche Verdienst der 
Herforder Thesen nicht - und ich 
sage das ausdrücklich, obwohl ich 
in einer Reihe von ganz entschei­
denden Punkten inhaltlich nicht mit 
ihnen übereinstimme-, weil nach 
langer, langer Zeit ... der Versuch 
gemacht wurde, ein umfassendes 
Konzept sozialistischer Politik auf 
marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln." !Peter von Oertzen) 

SOZIAUSMUS DER 
ZUKUNFT. 
Grundlagen für das n­
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, 
H. lienker u. Kurt Neumann, 
mit Beiträgen von Dieter Dehm, 

WEITERHIN 

LIEFERBAR 

AUS 

UNSEREM 

VERLAGS-

PROGRAMM 

Jürgen Egert, Katrin Fuchs u.a., 
185 S., Ladenpreis 17,50 DM, 
für Abonnentinnen 15,- DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politike­
rinnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnete aus Bundestag 
und Europäischem Par1ament, 
skizzieren Ziele und Wege sozial­
demokratischer Politik auf lange 
Frist. Grundelemente der SPD­
Programmatik, die auf der Höhet( 
der Probleme der Zeit steht uni!(~; 
antikapitalistische PerspektiV8 \~_~t 
preisgibt. · 

PROJEKT 
MODERNER SOZIAUSMUS. 
53Thesen 

Hrsg. von Susi Möbbeck, 
Fiele Saß und Birgit Zoerner, 
Ladenpreis 8,- DM, 
für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt, Welt im Umbruch; 
Ökonomische Regulierung; 
Veränderung von Arbeits- und 
Lebensweise; Entwicklung des 
politischen Systems; Reform und 
Revolution heute; Bündnis von 
Arbeit, Wissenschatt und Kultur; 
Perspektiven des modernen 
Sozialismus. 
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